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UNSER KLIMA SCHÜTZEN...

Diese BunDesregierung hat eine mission. sie ist angetreten, um unseren wohlstand und
die hohe lebensqualität in Österreich zu sichern. globale Klimaveränderungen werden großen einfluss haben.
auf die wirtschaft, die gesellschaft und die umwelt. daher ist es wichtig, antworten auf diese großen Fragen zu
finden und einerseits den Klimaschutz konsequent voranzutreiben und gleichzeitig eine nachhaltige entwick-
lung zu gewährleisten – wirtschaftswachstum und umweltschutz müssen hand in hand gehen. sauberes
wachstum ist keine option, sondern eine notwendigkeit.

unsere Klima- und energieziele sind ambitioniert, aber machbar. sie sind auch ein Bekenntnis zu europäischen
und internationalen zielen, zu denen wir uns verpflichtet fühlen.  sie sind aber nur dann machbar, wenn es uns
gelingt, alle Bürgerinnen und Bürger sowie alle Bereiche der wirtschaft mitzunehmen und bestmöglich zu 
unterstützen. Klimaschutz wird eine österreichische erfolgsgeschichte, wenn wir gemeinsam an einem strang
ziehen und jeder einen Beitrag leistet. die energiewende wird nur gelingen, wenn sie von allen mitgetragen und
vorangetrieben wird, vom privaten „häuselbauer“ bis zur großindustrie. es ist wichtig, die chancen zu erken-
nen: Jede und jeder kann für sich selbst ein stück „energie-selbstversorger“ werden und z.B. strom für die 
eigenwärme oder für das eigene e-auto selbst herstellen. das leistet nicht nur einen Klimabeitrag, es macht vor
allem unabhängig. 

wir brauchen ein energiesystem, das sicher, nachhaltig, innovativ und wettbewerbsfähig zugleich ist. wir wollen
unsere treibhausgasemissionen senken, erneuerbare energie verstärkt ausbauen, energie- und ressourceneffi-
zienz erhöhen, saubere technologien forcieren und die wettbewerbsfähigkeit des standorts steigern. daher
werden wir verbesserte rahmenbedingungen für zukunftsfähige und nachhaltige investitionen schaffen. wir
müssen vorreiter bei der Forschung und umsetzung innovativer lösungen werden und unseren international
erfolgreichen technologieanbietern einen attraktiven heimmarkt bieten. 

damit das gelingt, braucht es eine klare Perspektive und einen integrierten ansatz. diesen liefert die Klima- und
energiestrategie. unsere #mission2030 gibt orientierung bis 2030 und Planbarkeit für Bund, länder und 
gemeinden sowie für wirtschaft und gesellschaft. wir setzen uns ambitionierte, aber gleichzeitig realistische
ziele. wir setzen auf anreize statt verbote, auf entlastung statt Belastung, auf einbindung statt Bevormundung.
wir werden die chancen der energiewende nutzen und mutig vorangehen! 

willkommen bei der #mission2030.

machen sie mit! 

VORWORT
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... MUTIG UND GEMEINSAM

Wir Wollen uns Daran machen, ein nachhaltiges energie- und mobilitätssystem zu
entwickeln! wir bekennen uns zu einer aktiven Klimaschutzpolitik und wollen mit klaren zielsetzungen Öster-
reich auf einen schrittweisen weg der dekarbonisierung bringen. so nutzen wir die chancen der kommenden
transformation für unseren wirtschaftsstandort. diese integrierte Klima- und energiestrategie stellt einen 
ersten schritt auf diesem langen und spannenden weg dar!

als verkehrsminister ist mir insbesondere die umwelt- und innovationsfreundliche mobilitätswende ein anlie-
gen, da uns bei der senkung der emissionen im sektor verkehr besonders große herausforderungen erwarten.
um diese zu bewältigen, werden wir viele hebel im Personen- und güterverkehr in Bewegung setzen müssen.
schlüsselrollen werden dabei der elektrifizierung und der digitalisierung zukommen. viele neue trends, wie
beispielsweise sharing, bieten immenses Potenzial zur verbesserung unseres mobilitätssystems, erfordern aber
auch die anpassung gesetzlicher rahmenbedingungen. wichtig ist eine stärkung des öffentlichen verkehrs als
rückgrat unseres mobilitätssystems, aber auch neue mobilitätskonzepte, insbesondere im ländlichen raum
oder auch im güterverkehr. neben rein technischen optionen ist es mir wichtig, dass wir uns auf sanfte mobili-
tätsformen wie radfahren und zu-Fuß-gehen rückbesinnen und diese fördern: denn die zukünftige mobilität
ist aktiv, geteilt, digital und nachhaltig. 

um diese zukunft zu ermöglichen, benötigen wir einerseits einen neuen gesellschaftlichen Konsens darüber,
wie wir unser mobilitäts- und energiesystem zukünftig organisieren. daher arbeiten wir bereits gemeinsam mit
Bund, ländern und gemeinden an einem den zielen der Klima- und energiestrategie folgenden aktionsplan
wettbewerbsfähige & saubere mobilität 2030. andererseits ist noch viel Forschung und entwicklung nötig,
daher freut es mich als Forschungs- und innovationsminister besonders, dass wir mit der vorliegenden strategie
auch wichtige schwerpunkte in der mobilitäts- und energieforschung setzen. wir möchten nicht nur einen 
klaren rahmen für die erreichung der Klima- und energieziele 2030 geben, sondern mit leuchtturmprojekten
auch erste konkrete schritte in diese richtung gehen.

lassen sie uns die vor uns liegenden herausforderungen als chance verstehen, bei der Klimaschutz und wirt-
schaftswachstum nicht im widerspruch stehen. lassen sie uns gemeinsam und aktiv in diesen transformations-
prozess gehen und die erfolgreiche zukunft Österreichs mitgestalten, um ein sauberes, faires, sicheres und
wettbewerbsfähiges mobilitäts- und energiesystem zu erreichen. 

VORWORT
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1. ÖSTERREICHS WEG IN EINE KLIMA-
VERTRÄGLICHE GESELLSCHAFT

Österreich Bekennt sich zu den internationalen Klimazielen und zu einer aktiven 
Klimaschutz- und energiepolitik. zentrales ziel der Klimapolitik der Bundesregierung ist die reduktion von
treibhausgasemissionen. Österreich wird seine treibhausgasemissionen bis 2030 um 36 % gegenüber 2005 
reduzieren. dafür ist eine koordinierte, abgestimmte Klima- und energiepolitik notwendig, die die Balance 
zwischen ökologischer nachhaltigkeit, wettbewerbsfähigkeit/leistbarkeit und versorgungssicherheit jetzt und
in der zukunft gewährleistet. aus diesem grund hat die Bundesregierung als eine ihrer ersten wichtigen maß-
nahmen die erstellung einer integrierten Klima- und energiestrategie beschlossen, um damit verantwortung für
einen konsequenten dekarbonisierungspfad bis 2050 zu übernehmen. 

Österreich befindet sich auf dem weg der transformation zu einem möglichst effizienten und klimaneutralen
energie-, mobilitäts- und wirtschaftssystem entlang der gesamten energiewertschöpfungskette (erzeugung,
transport, umwandlung, verbrauch) inklusive aller damit in zusammenhang stehenden Produkte und dienst-
leistungen. daher soll ein klares Bild davon gezeichnet werden, wie wirtschaft und gesellschaft die sich daraus
ergebenden chancen bestmöglich nutzen können. die vorliegende Klima- und energiestrategie ist dabei als 
Beginn eines langfristigen Prozesses zu verstehen. sie setzt den startschuss für eine konsequente weiterent-
wicklung durch neuorientierung der künftigen Klima-, energie- und mobilitätspolitik. 

die strategie gibt orientierung für alle handlungsfelder bis 2050 sowie für bevorstehende investitionen, insbe-
sondere für die zeit bis 2030: durch klare rahmenbedingungen soll die strategie helfen, Fehlinvestitionen und
strukturbrüche zu vermeiden. die Klima- und energiestrategie leitet einen Paradigmenwechsel ein: erneuerbare
energien und energieeffizienz werden künftig standard für investitionen sein. damit schafft die Klima- und
energiestrategie die erforderlichen voraussetzungen für die heimische wirtschaft, auch in einer sich dekarboni-
sierenden welt den industriestandort zu sichern und wettbewerbsfähig zu bleiben. dadurch soll Österreich zu
einem der innovationstreiber für moderne energie- und umwelttechnologien am weltmarkt werden. zur 
stärkung der heimischen Forschung wird Österreich der globalen „mission innovation“-initiative beitreten und
als „Front runner“ schlüsseltechnologien vorantreiben. 

Österreich hat aufgrund der bestehenden netzinfrastruktur, von Kraftwerkskapazitäten und heimischen ener-
gieressourcen ein sehr hohes niveau an versorgungssicherheit. Bei der transformation des energiesystems liegt
die oberste Priorität darauf, dieses hohe niveau der sicherheit der energieversorgung jederzeit aufrechtzuer-
halten. es gilt, die energieversorgungssicherheit zu stärken und unabhängiger von energieimporten zu werden.
dafür ist es notwendig, die Produktion erneuerbarer heimischer energieträger zu erhöhen sowie energie 
effizienter und intelligenter zu nutzen. den neuen entwicklungen im strommarkt, der dezentralen erzeugung,
den neuen speichertechnologien und der digitalisierung muss auch im infrastrukturbereich rechnung getra-
gen werden. zu diesem zweck soll es einen sozial- und umweltverträglichen ausbau sowie eine modernisierung
der netzinfrastruktur geben. die angedachten maßnahmen sollen umwelt- und naturverträglich sein und der 
weiteren Bodenversiegelung sowie Beeinträchtigungen von Kulturlandschaft und lebensräumen einhalt 
gebieten. 

der anteil der erneuerbaren energien in Österreich liegt derzeit bei rund 33,5 %. strom stammt bereits zu rund
72 % aus erneuerbaren Quellen. damit ist Österreich, was den stromsektor betrifft, heute schon vorreiter in
europa, wenngleich in den letzten Jahren nennenswerte nettoimporte von elektrizität erforderlich waren. 
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die Bundesregierung hat sich daher zum ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 strom in dem ausmaß zu erzeugen,
dass der nationale gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuerbaren energiequellen 
gedeckt ist. dazu wird es einen ausbau aller erneuerbaren energieträger, der infrastruktur, speicher und investi-
tionen in energieeffizienz brauchen.

in den kommenden Jahren müssen vor allem in den Bereichen verkehr und raumwärme verstärkt akzente 
gesetzt werden, um mithilfe der eingesetzten mittel maximale ergebnisse erzielen zu können. speziell in diesen
beiden sektoren sind die größten einspar- und reduktionspotenziale zu finden. 

die investitionen in die Bahninfrastruktur der letzten Jahre und die damit einhergehende Bedienung der Fläche
hat Österreich zum vorreiter des Personenverkehrs auf der schiene in der europäischen union gemacht. den-
noch muss für die mobilität der zukunft neben der nutzung von möglichkeiten durch die digitalisierung und
einem wesentlich stärkeren Fokus auf verbesserte services auch weiterhin verstärkt auf den ausbau leistungs-
starker öffentlicher verkehrsmittel gesetzt und die siedlungsentwicklung gemeinsam mit den ländern und 
gemeinden verbessert werden. im güterverkehr muss die verlagerung von der straße auf die schiene durch
verbesserte services und anreize vorangetrieben und der kombinierte verkehr (schiene, wasser, straße) 
gestärkt werden. Für den übergang zu niedrigst- und nullemissionsfahrzeugen wird sich der mix zugunsten 
alternativer antriebssysteme und Kraftstoffe auf Basis erneuerbarer energien (elektromobilität, wasserstoff-
mobilität, Bio-cng/Bio-lng und Bio-Kraftstoffe) verschieben.

die Bundesregierung will unbürokratisch energieeffizienzmaßnahmen bei unternehmen und haushalten 
forcieren. energieeffizienzpotenziale sind auf allen ebenen, vor allem im gebäudebereich, im verkehr sowie bei
industrie und klein- und mittelständischen unternehmen (Kmus) zu heben, wobei den unternehmen Frei-
heitsgrade für innovation gewährt und weitere Kostenbelastungen vermieden werden müssen. die öffentliche
hand muss dabei vorbild sein.

die erreichung der langfristigen Klima- und energieziele wird mit den technologien von heute alleine nicht
möglich sein. daher muss Österreich seine innovationskraft und veränderungsprozesse wie digitalisierung und
dezentralisierung verstärkt nutzen, um mit neuen schlüsseltechnologien das energiesystem zu modernisieren
und auf sektorkopplung zu setzen. auf dem weg dorthin müssen aber auch vernünftige Brückentechnologien
herangezogen werden. die Bundesregierung will die chancen für die industrie (z. B. durch wasserstoff ), für
den gebäudesektor (z. B. durch innovatives Bauen und sanierung), für den mobilitätssektor (z. B. durch alter-
native antriebe) und für den ländlichen raum (z. B. durch Bioökonomie) bestmöglich ergreifen.

die energiewende muss durch öffentliche wie auch private investitionen vorangetrieben werden. Öffentliche
mittel sollen die Bereitstellung privater mittel stimulieren und sich verstärkt auf innovation und Forschung 
fokussieren. alle öffentlichen anreizsetzungen und Förderungen sollen in Bezug auf wirkungen, die der errei-
chung der Klima- und energieziele entgegenstehen, geprüft werden. 

Österreichs Bundesländer, städte und gemeinden sind wichtige Partner für die transformation des energie-
systems und den Klimaschutz. sie haben eigene energie-, mobilitäts- und/oder Klimastrategien mit konkreten
zielen entwickelt. mit der österreichischen Klima- und energiestrategie soll ein rahmen geschaffen werden, 
der die Bundesländer, städte und gemeinden bei ihren Bemühungen unterstützt; dies gilt insbesondere für die
erarbeitung und weiterentwicklung von maßnahmenplänen.

1. ÖSTERREICHS WEG IN EINE KLIMAVERTRÄGLICHE GESELLSCHAFT
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den Bürgerinnen und Bürgern soll in zukunft ermöglicht werden, aktiv am energiesystem zu partizipieren,
etwa als Konsumentinnen und Konsumenten, sowie auch als Produzentinnen und Produzenten von energie
(„Prosumer“) in erneuerbare energieträger zu investieren. durch verstärkte Bewusstseinsbildung und informa-
tionskampagnen sollen die nachfrage nach klimafreundlichen und energieeffizienten Produkten, dienstleistun-
gen und technologien erhöht und entsprechende investitionen angeregt werden. hochqualifizierte mitar-
beiterinnen und mitarbeiter können durch entsprechende aus- und weiterbildungsprogramme die notwendige
transformation mitgestalten.

die vorliegende integrierte Klima- und energiestrategie basiert einerseits auf den internationalen und nationa-
len rahmenbedingungen (Kapitel „wo Österreich heute steht“), andererseits auf dem willen, die notwendigen
transformationsschritte hin zu einer dekarbonisierten gesellschaft aktiv zum vorteil unserer wirtschaft mitzu-
gestalten (Kapitel „ziele für ein klimaverträgliches wirtschaftssystem“ und „was uns wichtig ist“). das Kapitel
„Österreichs weg zum ziel“ beschreibt die wichtigsten maßnahmen in den einzelnen sektoren, und im Kapitel
„leuchtturmprojekte“ werden jene vorhaben ins rampenlicht gerückt, die als erste umsetzungsschritte getätigt
werden sollen. weiters wird auf den wichtigen Themenbereich der Klimawandelanpassung eingegangen.
schließlich wird im Kapitel „laufendes monitoring und nächste schritte“ beschrieben, wie eine regelmäßige
evaluierung der Klima- und energiestrategie sowie der konkrete übergang zu maßnahmenplänen erfolgen 
sollen.

erstmals seit 1954 gibt der Bund 2019 weniger aus als er einnimmt. das bedeutet das ende der schuldenpolitik
– ohne neue steuern. diesen weg der nachhaltigen Budget- und steuerpolitik gilt es auch in den 2020er-Jahren
fortzusetzen. es ist daher im sinne der budgetären nachhaltigkeit sicherzustellen, dass bei maßnahmen, die von
haushaltsrechtlicher bzw. steuerpolitischer relevanz sind, die strukturelle gegenfinanzierung eingehalten wird.
zudem werden die steuerpolitischen maßnahmen im zuge der steuerstrukturreform behandelt.

die strategie gibt die leitlinien für die Klima- und energiepolitik bis 2030 vor. mit dem Beschluss dieser strate-
gie wird der Beginn der umsetzungsprozesse eingeläutet. sie ist die Basis für die erstellung der nationalen ener-
gie- und Klimapläne im sinne der europäischen governance-verordnung. national werden diese ideen in der
Folge in detailstrategien, gesetzen, verordnungen und vielen weiteren maßnahmen umgesetzt, um gemeinsam
die zukunft Österreichs zu gestalten.

1. ÖSTERREICHS WEG IN EINE KLIMAVERTRÄGLICHE GESELLSCHAFT
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       2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

              soWohl auf europäischer als auch auf internationaler eBene
wurde in den vergangenen Jahren eine reihe von aktivitäten zur Bewältigung der Problemlagen im Klima- und
energiebereich in angriff genommen oder umgesetzt. Für die entwicklung einer österreichischen Klima- und
energiestrategie stellen die nationale ausgangssituation sowie europäische und internationale rahmenbedin-
gungen wichtige Bezugspunkte dar. 

          ÖSTERREICHISCHER RaHMEN
vergleicht man die entwicklung von treibhausgasemissionen, erneuerbarer energie und energieeffizienz mit
der wirtschaftlichen entwicklung seit 2005, so ist festzustellen, dass Österreich bereits deutliche Fortschritte in
allen drei Bereichen erzielen konnte. am erfolgreichsten konnte die aufbringung erneuerbarer energie gestei-
gert werden, auch die treibhausgasemissionen sind deutlich gesunken, während der Primärenergieverbrauch
stabilisiert werden konnte. Für die beiden letztgenannten indikatoren ist über den gesamten zeitraum auch die
relative entkoppelung gegenüber der BiP-entwicklung erkennbar. allerdings sind in den Jahren 2015 und 2016
treibhausgasemissionen, Primärenergieverbrauch und BiP wieder weitgehend parallel angestiegen.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT
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aBBilDung 1: inDexierte entWicklung Der treiBhausgasemissionen, 
Der erneuerBaren energie nach richtlinien-Definition, Des primär-
energieverBrauchs unD Des BruttoinlanDsproDukts (real), 
2005–2016 (2005=100)
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aBBilDung 2: treiBhausgasemissionen Österreichs 1990, 2005 unD 2016
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treiBhausgasemissionen

die treibhausgasemissionen (thg-emissionen) Österreichs sind zwischen 2005 und 2016 erheblich gesun-
ken: von 92,7 millionen tonnen co2-Äquivalent (mio. t co2eq) im Jahr 2005 auf 79,7 mio. t co2eq im Jahr
2016. dem aktuell leicht ansteigenden trend der beiden letzten bilanziell erfassten Jahre 2015 und 2016 will
Österreich konsequent entgegenwirken.
- - -    im Jahr 2016 stammten 36,5 % der emissionen aus jenen sektoren, welche dem eu-emissionshandel 
        (eu-ets) unterliegen. 
- - -    die restlichen 63,5 % der thg-emissionen (non-ets) sind in Österreich durch das Klimaschutzgesetz 
        (Ksg; BgBl. i nr. 106/2011 i.d.g.F.) geregelt. 
- - -    minderungen sind bevorzugt durch eine reduktion des einsatzes fossiler energie zu erbringen, die für rund 
        75 % der emissionen verantwortlich ist. in vielen sektoren stehen hier marktfähige alternativen (durch 
        erhöhung der energieeffizienz und/oder den einsatz erneuerbarer energie) zur verfügung. 
- - -    im mobilitätsbereich sind aufgrund massiver emissionssteigerungen um 66 % seit 1990 besondere reduk-
        tionen gefordert. hier stellen sich besondere herausforderungen durch prognostizierte steigerungen im 
        verkehrsaufkommen sowohl im Personen- und im güterverkehr. darüber hinaus führt die stark steigende 
        urbanisierung zu großem druck auf städtische verkehrssysteme.

energieaufBringung unD –verBrauch

im zeitraum von 2005 bis 2016 war der Bruttoinlandsverbrauch stabil bei 1.435 Petajoule, der Primärenergie-
verbrauch ist um 12 Petajoule von 1.362 Petajoule auf 1.350 Petajoule gesunken und der endenergieverbrauch
um 20 Petajoule von 1.101 Petajoule auf 1.121 Petajoule gestiegen.

der anteil von energie aus erneuerbaren Quellen konnte von 23,7 % auf 33,5 % erhöht werden. in absoluten
zahlen entspricht das einem zuwachs von 125 Petajoule im angeführten zeitraum, davon 38 Petajoule strom, 
66 Petajoule wärme sowie 21 Petajoule Bio-Kraftstoffe. der anteil fossiler energieträger am endenergiever-
brauch beträgt etwa 67 %. der importanteil von fossiler energie liegt in Österreich derzeit bei etwa 90 %. die
ausgaben für energieimporte betrugen 2016 rund 9 milliarden euro.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

verkehr gebäude landwirtschaft abfallwirtschaft F-gase energie & industrie

energie & industrie non-ets

energie & industrie ets
Quelle: umweltbundesamt
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aBBilDung 3: BruttoinlanDsverBrauch in Österreich 1990, 2005 unD 2016 
nach energieträgern

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT
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aBBilDung 4: energieverBrauch in Österreich 1990, 2005 unD 2016

Quelle: statistik austria
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2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT
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         EUROPÄISCHER RaHMEN FÜR DIE KLIMA- UND 
ENERGIEPOLITIK BIS 2030 UND 2050 

Bereits 2009 und 2011 hat der europäische rat ein konditionales langfristiges Klimaziel bis 2050 im einklang
mit anderen industrieländern von 80–95 % treibhausgasreduktion formuliert. im oktober 2014 hat der euro-
päische rat darauf aufbauend die folgenden ziele für 2030 festgelegt:
- - -    reduzierung der treibhausgasemissionen der eu um mindestens 40 % gegenüber 1990
- - -    eu-weite erhöhung des anteils erneuerbarer energie am Bruttoendenergieverbrauch auf mindestens 27 %1

- - -    eu-weite verbesserung der energieeffizienz um mindestens 27 %2

- - -    grenzüberschreitende stromverbindungsleitungen im ausmaß von mindestens 15 % der heimischen 
         erzeugungskapazität
- - -    ausbau von versorgungssicherheit und speicherkapazitäten im gasbereich 

um eine weichenstellung im sinne des Pariser Klimaabkommens zu erwirken, hat die europäische Kommis-
sion im november 2016 und 2017 ihre vorschläge unter anderem im „clean energy Package” sowie ab 2017 in
„clean mobility Packages” vorgelegt. 

entsprechend diesen vorschlägen wird derzeit vor allem über die neugestaltung der europäischen rechtsakte in
den Bereichen elektrizitätsbinnenmarkt, governance der energieunion, erneuerbare energie, energieeffizienz, 
gebäude sowie mobilität verhandelt. die verhandlungen zum „clean energy Package” und den „clean mobility
Packages” auf europäischer ebene sind zum zeitpunkt der erarbeitung dieser strategie nicht abgeschlossen.

der europäische treibhausgasemissionsreduktionspfad wird maßgeblich durch die instrumente des europäi-
schen emissionshandels (eu-ets) für größere emittenten in den sektoren energie und industrie bzw. die 
effort sharing decision für Quellen außerhalb des emissionshandels vorgegeben.

die laufenden verhandlungen zum governance-system3 sollen sicherstellen, dass die Klima- und energieziele
auf europäischer ebene erreicht werden und jeder mitgliedstaat seinen Beitrag leistet. die gemeinsame euro-
päische Politik liefert jedenfalls wichtige grundlagen sowie den handlungsrahmen für die österreichische
Klima- und energiepolitik. dementsprechend bildet die vorliegende strategie, insbesondere die zielfest-
legungen in Kapitel 3, die Basis für die erstellung des integrierten nationalen energie- und Klimaplans für
Österreich gemäß der governance-verordnung.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

1 das europäische Parlament fordert eine erhöhung auf 35 %. die Positionen werden in den nächsten monaten zwischen Parlament und rat verhandelt.
2 im november 2016 hat die eu-Kommission in ihrem vorschlag das energieeffizienzziel auf 30 % bis 2030 angehoben. das europäische Parlament fordert eine 
erhöhung auf 35 %. die Positionen werden in den nächsten monaten zwischen Parlament und rat verhandelt.
3 vorschlag für eine verordnung über das governance-system der energieunion (com(2016) 759final) vom 2. dezember 2016
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GLOBALER RaHMEN

mit dem bei der weltklimakonferenz der vereinten nationen im dezember 2015 in Paris von 195 staaten be-
schlossenen Pariser Klimaabkommen, das von Österreich als einem der ersten eu-mitgliedstaaten ratifiziert
wurde und das am 4. november 2016 in Kraft getreten ist, besteht ein global rechtsverbindliches vertragswerk
zum Klimaschutz. gemeinsame ziele sind:
- - -    die Begrenzung des anstiegs der globalen durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 °c über dem vor-
        industriellen niveau und anstrengungen, um den temperaturanstieg auf 1,5 °c über dem vorindustriellen 
        niveau zu begrenzen.
- - -    die herstellung eines gleichgewichts zwischen anthropogenen treibhausgasemissionen aus den Quellen 
        und dem abbau solcher gase durch senken in der zweiten hälfte des 21. Jahrhunderts.
- - -    die steigerung der Fähigkeit, sich durch mehr Klimaresilienz und geringere treibhausgasemissionen an die 
        auswirkungen des Klimawandels anzupassen. 
- - -    die vereinbarkeit der Finanzströme mit dem ziel niedriger treibhausgasemissionen und klimaresilienter 
        entwicklung.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT



aBBilDung 5: treiBhausgas-emissionspfaD non-ets
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3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄG-
LICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM

Das ZielDreieck Ökologische nachhaltigkeit – versorgungssicherheit –
wettbewerbsfähigkeit/leistbarkeit bildet den rahmen für die österreichische Klima- und energiestrategie.
diese unterschiedlichen zielsetzungen müssen gleichwertig berücksichtigt und so aufeinander abgestimmt
sein, dass diese sich gegenseitig bestmöglich unterstützen. nur so kann eine nachhaltige und leistbare dekar-
bonisierung im einklang mit wachstum und Beschäftigung kosten- und ressourceneffizient erreicht werden, die
innovationsfähigkeit österreichischer unternehmen gestützt und die globale entwicklung hin zu erneuerbarer
energie strategisch genutzt und mitgestaltet werden.

ÖKOLOGISCHE NACHHALTIGKEIT 
die Bundesregierung möchte für die österreichische wirtschaft und gesellschaft einen starken impuls für infra-
strukturausbau, energieversorgungssicherheit, entwicklung neuer marktmodelle, innovation, Forschung und
entwicklung setzen mit dem ziel einer weiterentwicklung des energiesystems zu einer modernen, ressourcen-
schonenden und dekarbonisierten energieversorgung bis 2050.

treiBhausgasZiele

Österreich wird seine treibhausgasemissionen bis 2030 um 36 % gegenüber 2005 reduzieren. im Jahr 2016
lagen die österreichischen thg-emissionen im Bereich außerhalb des eu- emissionshandels bei rund 
50,6 millionen tonnen co2-Äquivalent (mio. t co2eq). das ziel für 2030 liegt bei etwa 36,4 mio. t co2eq, was
eine abnahme um rund 28 % bedeutet. während der Periode 2021 bis 2030 ist ein linearer zielpfad gemäß eu
effort sharing verordnung einzuhalten. alle sektoren außerhalb des eu-emissionshandels werden einen Bei-
trag zur zielerreichung leisten. der schwerpunkt liegt auf den sektoren verkehr und gebäude, in denen das
größte reduktionspotenzial besteht. diese reduktion soll durch maßnahmen in Österreich erreicht werden
und damit einen wichtigen schritt in richtung dekarbonisierung darstellen.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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ist-werte ziel-werteQuelle: umweltbundesamt



die treibhausgasemissionen der unternehmen, die dem eu-emissionshandel unterliegen, müssen eu-weit 
bis 2030 um 43 % gegenüber 2005 gesenkt werden und tragen somit ebenso zur erreichung des europäischen 
gesamtzieles bei. dies entspricht einem jährlichen reduktionspfad um 2,2 %. Bis 2050 strebt Österreich einen
ausstieg aus der fossilen energiewirtschaft – die dekarbonisierung – an.

der verkehr ist mit einem anteil von 46 % der gesamtemissionen (außerhalb des emissionshandels) derzeit
der emissionsstärkste sektor. zur erreichung des gesamtziels bis 2030 ist eine reduktion der emissionen um
rund 7,2 mio. t co2eq auf rund 15,7 mio. t co2eq (aktuell: 22,9 mio. t co2eq) vorgesehen. dadurch kann sich
Österreich als vorreiter in der elektromobilität sowie bei den alternativen antrieben positionieren und starke
impulse auf Bundes- und landesebene für einen weiteren ausbau des öffentlichen verkehrs setzen. zudem wird
ein Pfad eingeschlagen, der mit dem im regierungsprogramm verankerten ziel einer fossilfreien mobilität bis
2050 kompatibel ist.

im gebäudesektor besteht ebenfalls großes minderungspotenzial, vor allem durch thermische sanierung, die
einen wichtigen ökonomischen impuls für das heimische gewerbe bringt, durch verzicht auf fossile energie-
träger im neubau sowie umstellung auf erneuerbare energieträger und hocheffiziente Fernwärme im gebäude-
bestand. dadurch können die emissionen bis 2030 sozial- und wirtschaftsverträglich um rund 3 mio. t  co2eq

auf rund 5 mio. t co2eq (aktuell: 8 mio. t co2eq) vermindert werden. 

im sektor energie und industrie (ohne anlagen im emissionshandel) soll durch die Forcierung von energie-
effizienzmaßnahmen sowie eine möglichst breite umstellung auf erneuerbare energieträger oder strombasierte
verfahren ein innovationsschub ausgelöst werden. 

im Bereich der landwirtschaftlichen Produktion sind emissionsreduktionen besonders schwierig darstellbar.
die flächendeckende Bewirtschaftung zur erhaltung der ernährungssicherheit, zur notwendigen Produktion
von nachwachsenden rohstoffen und zur Forcierung einer Bioökonomie stellen einen zielkonflikt dar. treib-
hausgasreduktionen sind insbesondere durch den einsatz erneuerbarer Kraftstoffe und effizienter antriebe im
Bereich des landwirtschaftlichen maschineneinsatzes sowie beim düngemitteleinsatz erreichbar. die sektor-
übergreifenden leistungen der land- und Forstwirtschaft durch die verstärkte Bereitstellung nachwachsender
rohstoffe müssen berücksichtigt werden.

in der abfallwirtschaft sowie bei den fluorierten treibhausgasen (F-gase) sollen durch eu-rechtliche (F-gas-
verordnung) und österreichische maßnahmen (umsetzung Kreislaufwirtschaftspaket) die emissionen gesenkt
und die internationalen zielsetzungen erfüllt werden. 

der großteil der thg-emissionen ist energiebedingt und entsteht bei der verbrennung fossiler Brennstoffe.
die steigerung der energieeffizienz sowie der umstieg auf erneuerbare energieträger sind daher die wichtigsten
hebel, um eine reduktion der thg-emissionen zu erreichen. eine Kohärenz von thg-reduktion, dem ausau
erneuerbarer energien sowie gesteigerter energieeffizienz ist daher für eine effiziente zielerreichung wesentlich.

erneuerBare energie 

Österreich setzt sich das ziel, den anteil erneuerbarer energie am Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf
einen wert von 45–50 % anzuheben. derzeit liegt der anteil bei 33,5 %, das zwischenziel von 34 % für 2020 ist
damit bereits annähernd erreicht.

ziel ist es darüber hinaus, im Jahre 2030 den gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuer-
baren energiequellen im inland zu decken. dieser ausbau berücksichtigt die erwartete zunahme des strom-
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verbrauchs, da strom aus erneuerbaren Quellen aus Österreich in den Bereichen mobilität, gebäude und Pro-
duktion zur substitution von importierten fossilen energieträgern eingesetzt wird. dabei wird auf die 
zukunftstrends digitalisierung, dezentralisierung und Partizipation gesetzt. 

der stromaustausch im europäischen Binnenmarkt wird auch weiterhin eine wichtige rolle spielen müssen.
Österreichs ziel ist daher, einen ausgeglichenen saldo von importiertem und exportiertem strom zu erreichen
und den Bedarf mit erneuerbarer energie im inland zu decken.

ausgleichs- und regelenergie, netzbetriebsnotwendige Flexibilität sowie die Bereithaltung gesicherter leistung
werden weiterhin entsprechend der technischen und wirtschaftlichen machbarkeit zur gewährleistung der ver-
sorgungssicherheit zur verfügung gestellt. regel- und ausgleichsenergie zur stabilisierung des netzbetriebs
werden für die Berechnung der zu 100 % erneuerbaren stromversorgung nicht einbezogen.

strom zur eigenversorgung im Bereich der sachgüterproduktion soll aus gründen der ressourceneffizienz 
weiterhin aus der ressourcenschonenden, effizienten verwendung von Kuppelprodukten an Firmenstandorten
(z. B. in der stahl- oder Papierindustrie) erzeugt werden, auch auf Basis nicht erneuerbarer energieträger. es 
handelt sich hierbei in aller regel um emissionshandelspflichtige unternehmen, die für ihre co2-emissionen
zertifikate abgeben müssen. daraus folgt, dass die oben genannten strommengen nicht durch zusätzliche 
exporte ausgeglichen werden müssen. 

trotz des bereits heute erheblichen stellenwerts von erneuerbarer energie im wärmemarkt besteht nach wie
vor eine hohe abhängigkeit von importierten fossilen energieträgern. um diese abhängigkeit zu vermindern,
werden Biomasse, solarthermie und umgebungswärme bis 2030 weiter ausgebaut werden. die details dazu
werden in einer nationalen wärmestrategie gemeinsam mit den Bundesländern festgelegt. 

ein wesentlicher anteil von erdgas soll in zukunft durch erneuerbares methan ersetzt werden. „greening the
gas“ durch Biomethan aus biogenen reststoffen, durch wasserstoff und synthetisches methan aus erneuerbaren
stromquellen auf Basis eines deutlich verbesserten systems von herkunftsnachweisen sind hauptkomponen-
ten zur nachhaltigen weiterentwicklung des energiesystems. 

eine gleichbleibende absolutmenge an nachhaltig produzierten Bio-Kraftstoffen wird zumindest im zeitraum
bis 2030 durch die zunehmende marktdurchdringung der elektromobilität einen höheren relativen anteil im
vergleich zu fossilen Kraftstoffen einnehmen. die bei der Produktion von Biokraftstoffen als nebenprodukte
anfallenden eiweißfuttermittel liefern einen wesentlichen Beitrag zur österreichischen eiweißbilanz.

energieeffiZienZ 

energieeffizienzmaßnahmen zählen zu den volkswirtschaftlich günstigsten vermeidungshebeln von treibhaus-
gasemissionen und stehen als leitmotive der energieunion auch für Österreich an vorderer stelle. zu beachten
sind die mitunter langen betriebswirtschaftlichen amortisationszeiten, welche die realisierung von energieeffi-
zienzmaßnahmen erschweren können. zentrale maßnahmen, wie der umstieg auf elektromobilität sowie die
erhöhung der sanierungsrate, sind ohne wohlstandsverluste mit hohen steigerungen der energieeffizienz ver-
bunden (bei e-mobilität um den Faktor 3).

der vorschlag der europäischen Kommission im „clean energy“-Paket sieht ein energieeffizienzziel von 30 %
für 2030 auf eu-ebene vor. den mitgliedstaaten wird allerdings ermöglicht, neben der mitteilung des Primär-
und endenergieverbrauches das energieeffizienzziel als eine relative einsparung basierend auf dem Bruttoin-
landsprodukt – real zu Preisen 2015 – zu definieren. Bei der energieeffizienz soll die Primärenergieintensität
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kontinuierlich weiter gesenkt werden. da auch in zukunft wachstum, insbesondere im industriellen Bereich, 
ermöglicht werden soll, wird für Österreich das ziel gesetzt, die Primärenergieintensität um 25–30 % gegenüber
2015 zu verbessern. sollte bis 2030 ein Primärenergiebedarf von 1.200 Petajoule (PJ) überschritten werden, 
so sollen diese darüberhinausgehenden energiemengen durch energie aus erneuerbaren Quellen abgedeckt
werden. aufgrund des festgelegten anteils der erneuerbaren energie am verbrauch sowie der festgelegten treib-
hausgasemissionsziele muss bei steigendem energieverbrauch entsprechend mehr erneuerbare energie einge-
setzt werden.

VERSORGUNGSSICHERHEIT
der versorgungssicherheit ist auch bei der transformation des energiesystems höchste Priorität beizumessen.
nachhaltige versorgungssicherheit bedeutet, dass sowohl die kurz- und langfristige physikalische verfügbarkeit
von energie in ausreichender menge und zu jedem beliebigen zeitpunkt gewährleistet ist als auch die leistbar-
keit des Preises für energiekonsumenten. 

interne Dimension Der versorgungssicherheit

die weitere erschließung heimischer, insbesondere erneuerbarer energiequellen ist notwendig, um die versor-
gungssicherheit Österreichs auch in zukunft zu gewährleisten und die importabhängigkeit für alle energieträger
zu reduzieren. 

durch die schaffung entsprechender rahmenbedingungen eröffnet der ausbau erneuerbarer energie die
chance, das ausmaß dezentraler heimischer energieversorgung zu erhöhen und regionale versorgungskon-
zepte zu stärken. der ausbau erneuerbarer energie im strombereich trägt zudem signifikant zu der bis 2030 ge-
planten Beseitigung der bilanziellen importabhängigkeit bei. 

Für eine angestrebte 100%ige bilanzielle stromversorgung durch erneuerbare energie im Jahre 2030 sind ausrei-
chende und jederzeit abrufbare ausgleichs- und regelenergiekapazitäten sowie netzbetriebsnotwendige Flexi-
bilität bereitzustellen und zu erhalten, die dies ökonomisch und ökologisch ermöglichen. eine besondere rolle
spielen hierbei hocheffiziente Kraft-wärme-Kopplungsanlagen (KwK-anlagen), die zur aufrechterhaltung der
strom- und wärmeversorgung insbesondere in Ballungsräumen notwendig sind. 

des weiteren sollen mehr sowie an den erhöhten Bedarf angepasste investitionen in die speicherinfrastruktur
und das übertragungs- und verteilnetz getätigt werden. Bereits getätigte volkswirtschaftliche investitionen (z. B.
infrastruktureinrichtungen, leitungen, speicher, Kraftwerke) sollen zur transformation des energiesystems bei-
tragen. auf bestehende Kapazitäten muss zurückgegriffen werden und vorhandene netzinfrastrukturen müssen
zusätzliche aufgaben übernehmen (z. B. Power-to-gas, Power-to-heat, wind-to-hydrogen, Power-to-liquids). 

die nachhaltige gewährleistung der versorgungssicherheit insbesondere in energieintensiven Branchen beruht
derzeit zu einem großen teil auf erdgas, was auch mittelfristig nur teilweise substituierbar ist. notfallreserven
sollen auch in zukunft in ausreichendem umfang zur verfügung stehen, um Krisensituationen bewältigen zu
können.

externe Dimension Der versorgungssicherheit

angesichts der unsicheren geopolitischen entwicklungen ist es – neben dem ausbau heimischer erzeugungska-
pazitäten – in den nächsten Jahren von großer strategischer Bedeutung, die abhängigkeit europas und Öster-

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM

- - -  18  - - -



reichs von einzelnen großen importländern zu reduzieren und die energierouten zu diversifizieren. die redu-
zierung der abhängigkeit von großen importen ist von gesamteuropäischer Bedeutung. daher setzt sich Öster-
reich für eine eu-weit abgestimmte weitergehende diversifizierung der energieimporte ein. zudem wird die
internationale abstimmung im Krisenfall wichtiger.

die wesentliche rolle Österreichs als eine wichtige drehscheibe für den europäischen gasmarkt, einschließlich
der speicherung von gas in langzeitspeichern, soll im sinne der gesamteuropäischen versorgungssicherheit
weiter gewährleistet sein. Österreich arbeitet im rahmen der multilateralen energiepolitik eng mit internationa-
len energieorganisationen zusammen, um durch aktive mitarbeit sichere, transparente, wettbewerbliche und
nachhaltige energiemärkte und energiesysteme zu schaffen.

WEttBEWERBSFÄHIGKEIT UND LEISTBARKEIT
die umsetzung eines dekarbonisierungspfades ist ein langfristiger Prozess. dazu braucht es rahmenbedingun-
gen, die technologieoffen, in abstimmung mit den europäischen zielvorgaben und mit Blick auf die wettbe-
werbliche Konkurrenz auf diesen Pfad ausgerichtet sind. dies betrifft alle wirtschaftsbereiche des standortes
Österreich mit entsprechenden auswirkungen auf heutige und zukünftige arbeitsplätze. entlang des dekarbo-
nisierungspfades muss der öffentliche mitteleinsatz effizient, effektiv und zielgerichtet sein.

die erfolgreiche implementierung der Klimaziele muss international gleichgerichtet sein, um im sinne eines
„level Playing Field” die wettbewerbsfähigkeit der österreichischen wirtschaft, insbesondere der energieinten-
siven industrie, zu erhalten und damit die industriequote in Österreich zu erhalten bzw. auszubauen. gleich-
zeitig sollen auch die absatzchancen für innovationen sowie umwelt- und Klimatechnologien aus Österreich 
in wachsenden exportmärkten gestärkt werden.

soZiale leistBarkeit

es ist ein ziel der Politik anzustreben, dass alle Bevölkerungsgruppen ihren elementaren energie- und 
mobilitätsbedarf decken können. Konsumentinnen und Konsumenten sollen dies aktuell und in zukunft zu 
gesellschaftlich tragbaren Kosten bewerkstelligen können. hohe Kosten für den energiekonsum sind vor allem
für einkommensschwache haushalte ein armutsrisiko. daher ist es wichtig, energiearmut im gleichklang mit
den Klima- und energiezielen zu minimieren. dabei können durch gemeinsame lösungen von wirtschaft, Poli-
tik und zivilgesellschaft Belastungssituationen und härtefälle sozial abgefedert werden. im sinne der gesell-
schaftlichen akzeptanz ist eine möglichst hohe transparenz zu gewährleisten, die interessierten leichten und
raschen zugang zu informationen und weiterbildung ermöglicht.

Wirtschaftliche leistBarkeit

ziel ist es, dass österreichische unternehmen energiedienstleistungen weiterhin zu wirtschaftlich leistbaren
Preisen beziehen können. die erfolgreiche transformation des energiesystems erfordert Preisanreize, die 
energieeffizienz und die nutzung erneuerbarer energieträger unterstützen. wettbewerbliche Preisbildungs-
mechanismen sollen marktverzerrungen unter Berücksichtigung von steuern, abgaben und anreizen so weit
wie möglich eindämmen. haushalte, gewerbe und industrie sollen in die lage versetzt werden, sich aktiv am 
energiemarkt zu beteiligen und auf Preissignale zu reagieren.
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level playing fielD für eine starke inDustrielle Basis

Für energieintensive, aber im internationalen vergleich hocheffiziente unternehmen und anlagen ist ein um-
fassender carbon-leakage-schutz eine kurz- und mittelfristig wichtige Basis, um eine transformation zu 
emissionsfreien Prozessen zu erreichen. das emissionshandelssystem soll die vollständige dekarbonisierung
unseres energiesystems bis 2050 wirksam unterstützen. 

Fehlende bzw. unterschiedliche globale carbon-Preise in der industrie können aber auch zu abwanderungen
bzw. investitionsstopps in den energieintensiven industriezweigen beitragen („carbon leakage“). daher sollen
entsprechend der emissionshandelsrichtlinie die effizientesten 10 % der carbon-leakage-gefährdeten indus-
trieanlagen bis 2030 gratiszuteilungen im ausmaß von 100 % ohne abschläge erhalten.

stärkung von forschung, entWicklung unD innovation

die Positionierung Österreichs als „energieinnovationsland“ in sachen Forschung und entwicklung von 
zukunftstechnologien ist eine wesentliche grundvoraussetzung für den erfolg des wirtschafts- und Beschäfti-
gungsstandorts Österreich. 

wo Österreich heute schon innovationsvorreiter im Bereich der Klimaschutz- und energietechnologien ist,
muss diese Position erhalten und ausgebaut werden. technologiesprünge lassen sich nicht planen, aber die
wahrscheinlichkeit ihres eintritts soll durch ein innovationsfreundliches umfeld erhöht werden. die de-
karbonisierung wird wesentlich durch innovative technologien ermöglicht werden. manche befinden sich im 
stadium der erprobung und deren weitere entwicklung erfordert die gezielte unterstützung durch eine modell-
hafte erprobung. insgesamt sollten die öffentlichen und privaten anstrengungen diesbezüglich deutlich erhöht
werden.

WettBeWerBsfähige energiemärkte stärken

eine auf erneuerbaren energieträgern basierende elektrizitätsversorgung bis zum Jahr 2030 bedarf funktionie-
render, grenzüberschreitender, liquider großhandelsmärkte und gemeinsamer Preiszonen (z. B. deutschland –
Österreich), um entsprechende Preissignale zu generieren. die erforderlichen investitionen müssen sich über-
wiegend über den markt refinanzieren. marktverzerrende anreize, die dem dekarbonisierungspfad entgegen-
stehen, sind so weit wie möglich einzudämmen und unverfälschte, wettbewerbliche Preisbildungsmechanismen
(wieder) herzustellen. 

BuDgetäre leistBarkeit

die öffentlichen haushalte bilden zusammen mit den unternehmen und den privaten haushalten die wesent-
liche Finanzierungsquelle klima- und energiespezifischer maßnahmen. so schaffen nachhaltige öffentliche 
Finanzen jenen handlungsspielraum, der notwendig ist, um strategische optionen zur einhaltung der Klima-
und energieziele entwickeln zu können. die Bundesregierung bekennt sich daher vor dem hintergrund der
langfristigen herausforderungen der dekarbonisierung zu einer nachhaltigen Konsolidierung der öffentlichen
haushalte und zur dauerhaften senkung des gesamtstaatlichen schuldenstandes. voraussetzung hierfür ist unter
anderem, die Kompatibilität der bestehenden ausgaben- und einnahmenstruktur mit den klima- und energie-
spezifischen zielvorgaben kritisch zu hinterfragen. dabei gilt es auch, das risiko für die öffentlichen haushalte
aufgrund versäumter oder verspäteter handlungen (Kosten des nichthandelns) zu minimieren, da diese dem
ziel der dauerhaften senkung des gesamtstaatlichen schuldenstandes entgegenwirken.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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       4. WAS UNS WICHTIG IST

              im sinne einer nachhaltigen klima- unD energiepolitik folgt die öster-
reichische Bundesregierung grundsätzen, die als leitlinien für die umsetzung der strategie zu sehen sind.

          ENERGIE ALS GESAMTSYSTEM (SEKTORKOPPLUNG)
das energiesystem muss sich weiterentwickeln. ein Kernaspekt des wandels ist die sektorkopplung. dies 
bedeutet, dass bislang getrennte systeme (strom, wärme, mobilität, industrie) miteinander verknüpft werden.
die sektorkopplung ermöglicht mit hilfe erneuerbarer energien, die vor allem elektrischen strom liefern, alle
sektoren der wirtschaft zu dekarbonisieren. zudem wird durch den einsatz energieeffizienter technologien,
wie wärmepumpenheizungen oder elektrofahrzeuge, eine deutliche senkung des energieverbrauchs erzielt.
die sektorkopplung ermöglicht die nutzung großer und günstiger energiespeicher außerhalb des stromsektors
sowie eine starke erhöhung der Flexibilität in der stromnachfrage. dadurch können die schwankungen der 
variablen erneuerbaren energien wie wind- und solarenergie ausgeglichen werden, ohne zu stark auf teurere
stromspeicher setzen zu müssen. Biomasse als natürlicher energiespeicher hilft, das energieangebot zu flexibili-
sieren und den ausgleich zwischen angebot und nachfrage herzustellen. aus Biomasse können bedarfsgerecht
sowohl wärme und Kälte als auch strom und nachhaltige Bio-Kraftstoffe bereitgestellt werden. 

gerade weil die sektorkopplung synergieeffekte bei der integration von hohen anteilen erneuerbarer energien
ermöglicht, wird sie als schlüsselkonzept bei der energiewende und dem aufbau von dekarbonisierten energie-
systemen betrachtet. Folgende Kopplungselemente werden derzeit eingesetzt oder getestet: Power-to-gas,
Power-to-heat, Power-to-chemicals und Kraft-wärme-Kopplung.

          ERHALT EFFIZIENTER BESTANDSANLAGEN 
Bestehende effiziente anlagen sollen im einklang mit den Klima- und energiezielsetzungen optimal genutzt
werden. die dazu bereits getätigten volkswirtschaftlichen investitionen beispielsweise in leitungen, speicher
oder Kraftwerke sollen aktiv zur transformation des energiesystems beitragen. die zentrale wärme- und Kälte-
versorgung von Ballungsräumen durch nutzung der abwärme aus bestehenden hocheffizienten KwK-anlagen,
der müllverbrennung, industrieller abwärme und der effizienten nutzung von wärme aus Biomasseanlagen ist
der schlüssel zur umsetzung einer integrierten stadtentwicklung. 

Bestehende wind- und wasserkraftwerke sowie hocheffiziente Biomasseanlagen in landwirtschaft und indus-
trie sollen auch in zukunft zur erreichung des 100 % erneuerbaren stromziels und der wärmeversorgung aus
erneuerbaren Quellen beitragen. der erhalt bestehender hocheffizienter anlagen minimiert den verbrauch an
Flächen und ressourcen und unterstützt so eine naturverträgliche transformation des energiesystems.

          DEkaRBONISIERUNG OHNE ATOMSTROM
atomkraft ist keine antwort auf den Klimawandel – diese Position wird Österreich auf allen ebenen konse-
quent vertreten und sich dafür einsetzen, dass auch weiterhin keine finanziellen mittel für die atomkraft bereit-
gestellt werden. dafür wird Österreich auf europäischer und internationaler ebene weiterhin gegen die
Kernenergienutzung auftreten und auf die ständige verbesserung der nuklearen sicherheit drängen.
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     EMISSIONSARME MOBILITÄT DER ZUKUNFT
mobilität bedeutet zugang zu Personen und gütern und muss erhalten, jedoch zukünftig nachhaltiger organi-
siert werden. dabei folgt Österreich dem Prinzip vermeiden – verlagern – verbessern: 
- - -    vermeiden von nicht unbedingt erforderlichen verkehren (etwa leerfahrten, verkehrssparende raum-
        ordnung oder stärkung von teleworking)
- - -    verlagern auf effiziente verkehrsträger wie öffentlicher verkehr, Fahrrad oder zu Fuß gehen
- - -    verbessern der eingesetzten technologien mit dem ziel einer verlagerung auf alternative Kraftstoffe und 
        strom aus erneuerbaren energiequellen 

in der mobilität ist bis 2050 eine weitgehende dekarbonisierung möglich. der einsatz fossiler energieträger
kann durch die umstellung auf emissionsfreie Fahrzeuge und auf energie aus erneuerbaren Quellen weitgehend
ersetzt werden. zusätzlich zur elektrizität werden für jene anwendungen, die schwer elektrifizierbar sind, bei-
spielsweise nachhaltige Bio-Kraftstoffe oder mit erneuerbarer energie hergestellter wasserstoff zum einsatz
kommen. 

Öffentlich zugängliche verkehrsangebote sowie die aktive mobilität (radfahren, Fußverkehr) bilden das rück-
grat nachhaltiger Personenmobilität. mobilität und siedlungsentwicklung sind voneinander abhängig. im 
güterverkehr erfolgt eine verlagerung auf die schiene und die Binnenschifffahrt. voraussetzungen hierfür sind
neben entsprechender infrastruktur, ökonomischen rahmenbedingungen und verhaltensänderungen auch 
wesentlich mehr mobilitätsmanagement und neuen mobilitätsservices sowie digitalisierung zur multimodalen
vernetzung. die mobilitätswende führt zu großen investitions- und innovationsimpulsen, benötigt aber auch
neue Finanzierungs- und geschäftsmodelle für eine vernetzte und integrierte mobilität der zukunft. das stärkt
den wirtschaftsstandort Österreich, führt zu positiven Beschäftigungseffekten und fördert die lebensqualität
der Bürgerinnen und Bürger in städten und regionen. damit wird ein kosteneffizienter, sozial- und wirtschafts-
verträglicher verkehr sichergestellt.

          TECHNOLOGIENEUTRaLITÄT AUF DEM 
         DEkaRBONISIERUNGSPFAD BIS 2050

der erforderliche umbau des energiesystems kann nicht mithilfe eines einzigen energieträgers oder einer tech-
nologie allein bewerkstelligt werden. gesucht ist ein ausgewogener energiemix, der konsequenterweise entlang
des dekarbonisierungspfades den ausbau heimischer erneuerbarer ressourcen forciert und gezielt Brücken-
technologien im sinne der versorgungssicherheit einsetzt. technologieneutralität im sinne der Klima- und
energiestrategie bedeutet jedoch auch einen raschen ausstieg aus Kohle, ein kurz- bis mittelfristiges aus für 
Ölheizungen sowie den umstieg auf null- und niedrigstemissionsfahrzeuge. durch die unabhängigkeit von
erdölimporten werden Österreichs unabhängigkeit sowie die eigenversorgung mit heimischer energie massiv
gesteigert, zudem sinken durch den umstieg auf effiziente technologien die Kosten und risiken für energiever-
sorgung und mobilität.

          STANDORT – WACHSTUM UND ARBEITSPLÄTZE 
         SCHAFFEN UND SICHERN

die energie- und mobilitätspolitik bedient sich der steuerungsinstrumente und regularien der sozialen markt-
wirtschaft. Preisbildung und investitionsentscheidungen haben daher in einem von wettbewerb geprägten
marktumfeld zu erfolgen. einzelne technologien und energieträger sollen innerhalb eines stabilen rechtsrah-
mens miteinander konkurrieren können, um innovationen zu beschleunigen.
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die notwendige umstellung auf ressourcenschonende versorgungssysteme, erneuerbare energie und effiziente
mobilitätssysteme wird als chance für die österreichische wirtschaft wahrgenommen (stichworte „green
growth”, „green Jobs”, „wachstumsmarkt umwelttechnik“ etc.). Bei allen zu treffenden maßnahmen ist zu be-
rücksichtigen, dass der standort für die energieintensive industrie gesichert und wettbewerbsfähig bleibt. stand-
ortsicherung und ausbau von green Jobs sollen arbeitsplätze schaffen und sichern.

          FORSCHUNG UND INNOVATION ALS  
         TRIEBKRaFT FÜR ÖSTERREICHISCHE LÖSUNGEN 
         AUF GLOBALEN MÄRKTEN

Forschung und technologieentwicklung spielen in der weltweiten dekarbonisierung eine schlüsselrolle. aus-
gehend von bereits erreichten innovationserfolgen hat Österreich noch ein großes Potenzial, innovative tech-
nologien und lösungen zu entwickeln, erfolgreich umzusetzen und zum „innovation leader“ zu werden. Bereits
heute hat Österreich Pioniere, die mit intelligenten und zukunftsorientierten Klima- und energietechnologien
und systemlösungen zeigen, wie man erfolgreich weltmärkte ansprechen kann. diesen weg gilt es mit verstärk-
ten anstrengungen weiter fortzusetzen. mit missionsorientierten Forschungs- und innovationsaktivitäten der
wirtschaft sowie der öffentlichen hand sollen gemeinsam mit Forschungseinrichtungen und Bedarfsträgern
entwicklung und erprobung von mutigen lösungen unterstützt werden. um globale märkte nachhaltig anzu-
sprechen, ist darüber hinaus die weltweite sichtbarkeit der österreichischen innovationskraft durch internatio-
nale zusammenarbeit zu gewährleisten. der geplante Beitritt Österreichs zur globalen initiative „mission
innovation“ wird wesentlich zur erreichung dieses ziels beitragen.

          DIGITALISIERUNG ALS CHANCE – 
         UNABHÄNGIGKEIT UND WAHLFREIHEIT STÄRKEN  

die digitalisierung der energiewende kann eine schlüsselfunktion bei lösungen für die herausforderungen
der dezentralisierung, Flexibilisierung und effizienten nutzung von energie und mobilität spielen. so kann sie
als „enabler“ eines fortschreitenden ausbaus der erneuerbaren energien dienen. die steuerung und regelung
mittels digitaler technologien wird im zuge der energiewende eine immer größere rolle spielen und neue, zu-
kunftsfähige geschäftsmodelle entstehen lassen. langfristig wird die verknüpfung der sektoren strom, wärme
und mobilität ins zentrum der iKt-gestützten optimierung des energie- und mobilitätssystems rücken. durch
die einführung von „smart meter”-systemen wird das demand-side-management für alle Bevölkerungsgrup-
pen begünstigt. die digitalisierung der energiewende wird dazu beitragen, eine dekarbonisierung entwickelter
volkswirtschaften voranzutreiben.

          BÜROKRaTIEABBAU, STRUKTUREN SCHAFFEN
innovationen und investitionen brauchen geeignete rahmenbedingungen. um investitionsblockaden zu lösen,
sind Planungs- und rechtssicherheit sowie der abbau von Bürokratie von entscheidender Bedeutung. das be-
trifft insbesondere infrastrukturprojekte, die für die energiewende notwendig sind.

derzeit sind die verfahren zu kompliziert und langwierig. dadurch werden die transformation des energiesys-
tems gebremst und die versorgungssicherheit mittelfristig gefährdet. ziel ist daher eine Beschleunigung, entbü-
rokratisierung und vereinfachung von genehmigungsverfahren im einklang mit Bürgerrechten und relevanten
eu-vorgaben. so sollen hemmnisse abgebaut und vermehrt investitionen in das energiesystem initiiert werden.
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          SYNERGIEEFFEKTE ZWISCHEN DEN GEBIETS-
         KÖRPERSCHAFTSEBENEN FÜR KOSTENEFFIZIENTE 
         UMSETZUNG NUTZEN

die zusammenarbeit zwischen Bund, ländern und gemeinden ist eine wesentliche voraussetzung für eine
kosteneffektive erreichung der Klima- und energieziele. daher müssen relevante strategien und gesetzliche 
Bestimmungen in zukunft so auf-einander abgestimmt werden, dass eine kosteneffektive dekarbonisierung
Österreichs erreicht wird. dies erfordert unter anderem klare Kompetenz- und aufgabenteilung sowie die 
vermeidung von doppelgleisigkeiten. 

          FÖRDEREFFIZIENZ BEI DER VERGABE 
         ÖFFENTLICHER MIttEL UND NUTZUNG VON 
         MARKTKRÄFTEN

Förderungen durch die öffentliche hand sollen unter anderem darauf ausgerichtet sein, marktversagen zu behe-
ben und innovationen zu stimulieren. die vergabe öffentlicher mittel muss dabei nach objektivierbaren, trans-
parenten Kriterien erfolgen und im hinblick auf die erreichung der ziele den größtmöglichen nutzen bei
geringstmöglichen Kosten bringen. weiters gilt:
- - -    doppel- und mehrfachförderungen sind zu vermeiden und abzubauen.  
- - -    Planbarkeit soll für den Förderwerber gegeben sein.
- - -    Förderungsinstrumente des Bundes, der länder und gemeinden werden nach dem Prinzip der Kosten-
        effektivität aufeinander abgestimmt. hierfür sollen monitoring-mechanismen etabliert werden.
- - -    die Förderung noch nicht wettbewerbsfähiger technologien soll primär auf die entwicklung zur marktreife
        abzielen. 
- - -    der erreichung der Klima- und energieziele entgegenstehende anreize und Förderungen können das 
        risiko zusätzlicher Belastungen für die öffentlichen haushalte erhöhen. überprüfung und stufenweiser 
        abbau möglicher kontraproduktiver maßnahmen sind daher wichtige Bausteine hin zur entwicklung einer 
        budgetschonenden strategie zur einhaltung der zielvorgaben.

          NACHHALTIGE FINANZEN 

ein erfolgreich beschrittener dekarbonisierungspfad bedeutet, dass öffentliche und private Finanzen sowie das
damit verbundene investitionsumfeld kosteneffektiv und nachhaltig zur einhaltung der Klima- und energieziele
beitragen. Private investitionen sollen verstärkt mobilisiert werden, um in energie-, verkehrs- und Klimaschutz-
projekte zu investieren. dabei gilt es unter anderem, 
- - -    zur Thematik „green Finance” jene instrumente zu identifizieren, die im zusammenspiel von öffentlicher 
         hand und Privatsektor im hinblick auf die erreichung der ziele den größtmöglichen nutzen bei geringstmögli-
         chen Kosten und risiken bringen,
- - -    investitions- und strukturpolitische reformen voranzutreiben, die den übergang zu einer kohlenstoffarmen 
        und energieeffizienten wirtschaft erleichtern,
- - -    für den standort Österreich ein nachhaltiges, zukunftsorientiertes und sicheres investitionsumfeld sicher-
        zustellen,
- - -    negative „lock-in-effekte”, das heißt langfristige kohlenstoffintensive investitionen, die mit hohen künftigen 
        übergangskosten einhergehen, zu vermeiden und somit das risiko von „stranded assets“ zu minimieren.
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          STARKER HEIMMARKT FÜR ERFOLGREICHE 
         INTERNATIONALISIERUNG 

Österreichische unternehmen nehmen in der umwelt- und energietechnologiebranche heute im internationa-
len vergleich eine starke Position ein und punkten mit hochqualitativen Produkten und systemleistungen. die
green-tech-Branche leistet einen wertvollen Beitrag für unsere umwelt, stärkt den wirtschaftsstandort und
schafft hochwertige arbeitsplätze. ein starker heimmarkt, in dem neue innovative technologien und dienst-
leistungen erstmals implementiert und so international sichtbar werden, ist ein entscheidender erfolgsfaktor.
mit dem Pariser Klimaabkommen bieten sich für österreichische unternehmen neue, zusätzliche exportchan-
cen, die in weltweiten märkten verwertet werden können. diese entwicklungen zu erkennen und die neuen 
Finanzierungs- und marktchancen zu nutzen, wird in zukunft jenen unternehmen vorteile bringen, die diesen
großen umbruch aktiv mitgestalten und für sich nutzen können. Österreich wird so zu einem ökologisch und
ökonomisch nachhaltigen wirtschafts- und Beschäftigungsstandort, der anderen ländern und wirtschafts-
räumen als vorbild dient.
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5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: 
WAS WIR TUN WOLLEN

Die folgenDen acht QuerschnittsaufgaBen beschreiben die wichtigsten
handlungsfelder der Klima- und energiepolitik. daraus werden in Kapitel 6 leuchtturmprojekte dargestellt, die
vorranging umgesetzt werden sollen.

AUFGABE 1: INFRaSTRUKTUR FÜR EIN NACH-
HALTIGES ÖSTERREICH AUSBAUEN  

um die Klima- und energieziele bis 2030 und die notwendige dekarbonisierung bis 2050 zu erreichen, ist eine
schrittweise anpassung der infrastruktur unerlässlich, da diese einen wesentlichen einfluss auf die aufbringung
(z. B. Kraftwerkspark, schienennetz) und verwendung (z. B. anteil öffentlicher verkehr) hat. dabei bekennt
sich die Bundesregierung zu folgenden grundprinzipien, unabhängig davon, ob es sich um infrastruktur für
mobilität, gebäude, industrie, gewerbe oder die energiewirtschaft im engeren sinne handelt:
- - -    investitionen in infrastrukturvorhaben, die der energiewende dienen, sind gesellschaftlich erwünscht; 
        bestehende Barrieren sollen sukzessive abgebaut werden. 
- - -    neue infrastrukturvorhaben sollen die erreichung der Klima- und energieziele unterstützen, „lock-in-
        effekte” müssen vermieden werden.
- - -    investitionssicherheit für neue vorhaben ist unerlässlich, um privates Kapital zu mobilisieren. 
- - -    Bestehende infrastruktur soll im einklang mit den Klima- und energiezielsetzungen optimal genutzt werden.
- - -    die anpassung der infrastruktur soll ökonomisch optimiert erfolgen und die versorgungssicherheit stärken. -
- - -    die infrastruktur der zukunft ist nicht nur physisch, sondern auch digital zu sehen. die digitalisierung er-
        möglicht nicht nur eine wesentlich effizientere nutzung der bestehenden infrastruktur, sondern auch neue 
        services. 

horiZontalthemen

abbau von Barrieren – ausbau beschleunigen
innovationen und investitionen in eine nachhaltige und sichere energiezukunft bedürfen geeigneter rahmen-
bedingungen. um investitionsblockaden zu lösen, sind Planungs- und rechtssicherheit sowie der abbau von
Bürokratie von entscheidender Bedeutung. das umfasst insbesondere infrastrukturprojekte, die für die energie-
wende notwendig sind. strukturelle Änderungen werden nicht nur die erzeugungsseite betreffen, auch auf der
endkundenseite werden verstärkt kleinskalige stromerzeugungsanlagen einen wesentlichen Faktor bilden. 

derzeit sind die verfahren zu komplex und langwierig. dadurch wird die transformation des energiesystems
gebremst und die versorgungssicherheit mittelfristig gefährdet. ziel ist daher, eine Beschleunigung, entbürokra-
tisierung und vereinfachung von genehmigungsverfahren im einklang mit Bürgerrechten und eu-vorgaben
ohne umweltschutzinteressen hintanzustellen.

vermeidung von lock-in-effekten
neue investitionen in langlebige infrastrukturvorhaben, deren nutzung fossile energie bedingt, sind zu ver-
meiden, da sie der erreichung der definierten Klima- und energieziele entgegenstehen und volkswirtschaftlich
kontraproduktiv sind. einerseits besteht das risiko, dass derartige investitionen vorzeitig abgeschrieben werden
müssen, andererseits erschweren diese die erreichung der staatlichen Klima- und energieziele, wodurch 
zusätzliche ausgaben notwendig werden. 
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erneuerbare stromerzeugung 
die Bundesregierung hat sich zum ziel gesetzt, dass bis zum Jahr 2030 strom in dem ausmaß erzeugt wird, dass
der nationale gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuerbaren energiequellen gedeckt ist.
dazu wird der ausbau aller erneuerbaren energieträger notwendig sein. ein wesentlicher teil davon soll durch
dezentrale Photovoltaikanlagen erfolgen (u. a. „100.000 dächer”) sowie durch ausbau von windkraft, wasser-
kraft und anderen anlagen. dezentralisierung spielt dabei ebenso eine rolle wie überregionale strukturen, die
insbesondere für eine sichere und kostengünstige versorgung der industrie mit strom notwendig sind. 

erneuerbare Wärmeerzeugung 
die umstellung des energiesystems im wärmesektor ist eine der zentralen herausforderungen für das gelingen
der energiewende, was einen langfristigen umbau der anlagen sowohl für die erzeugung von raumwärme und
warmwasser als auch von gewerblicher und industrieller Prozesswärme erfordert.

flexiBilisierung Der energiesysteme

zur maximierung des einsatzes von erneuerbaren energien bei effizienter nutzung von vorhandenen und
neuen infrastrukturen muss die nutzung von Flexibilität im energiesystem forciert werden. darunter versteht
man verschiedene möglichkeiten, das durch den einsatz von wind- und sonnenenergie unstetiger werdende
energieangebot mit der energienachfrage in einklang zu bringen und gleichzeitig die stabilität und versor-
gungssicherheit des gesamten energiesystems aufrechtzuerhalten. dazu gehören:
- - -    Flexibilität im Bereich der energiebereitstellung (sektorkopplung, gezielter zeitlicher einsatz nicht volatiler 
        Quellen wie Biomasse etc.)
- - -    Flexibilität im verbrauch (z. B. Pufferung von thermischer energie für heizung und Kühlung in gebäude-
        massen, anpassung industrieller und gewerblicher Prozesse)
- - -    Flexibilität durch speicher (z. B. stromspeicher, wärmespeicher, gasspeicher) 
- - -    Flexibilität durch intelligentes netzmanagement (z. B. smarte stromnetze, flexible wärmenetze)

die verschiedenen optionen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer eigenschaften beispielsweise in Bezug auf
energiemenge, speicher- oder lastreduktionsdauer, einsatzgeschwindigkeit oder zeitliche verfügbarkeit. 
um die Flexibilitätspotenziale nutzbar zu machen, sind neben der technischen machbarkeit auch die wirtschaft-
lichen und organisatorischen rahmenbedingungen entscheidend, es ergeben sich also Fragen nach dem ent-
sprechenden markt- und regulierungsrahmen sowie nach erfolgreichen geschäftsmodellen. das zukünftige
energiemarktdesign soll es daher unternehmen verstärkt ermöglichen, ihre Flexibilität system- und netz-
dienlich zu vermarkten. 

energieinfrastruktur – netZ- unD kraftWerksausBau

- - -    Bestehende energieinfrastruktur erweitern
        die mit einem erhöhten anteil erneuerbarer energie im stromsystem einhergehenden herausforderungen, 
        wie beispielsweise zeitliches und räumliches auseinanderdriften von erzeugung und verbrauch, volatilität 
        sowie erhöhter transportbedarf oder systemstabilität, erfordern eine erweiterung der bestehenden netz-
        infrastruktur (verteil- und übertragungsnetz) sowie die vorhaltung flexibler Kraftwerkskapazitäten. 
- - -    langfristige vision für die netzinfrastruktur entwickeln 
        es gilt, eine langfristige vision für die netzinfrastruktur Österreichs zu entwickeln, die globale technologi-
        sche entwicklungen berücksichtigt und die heimische innovationskraft stärkt. alle verfügbaren technolo-
        gien und innovationen für eine hochmoderne netzinfrastruktur werden benötigt werden, um den rapid 
        ansteigenden anteil von strom aus erneuerbaren energien zur zielerreichung im sinne der sektorkopplung 
        intelligent in das energiesystem einbinden zu können.
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- - -    Österreichischen netzinfrastrukturplan entwickeln
        im sinne der gesamtbetrachtung des energiesystems soll eine abstimmung und verbesserte Koor-
        dinierung des netzausbaus mit dem ausbau erneuerbarer energiequellen erfolgen. aufbauend auf der 
        strategischen energieplanung im strom- und gasbereich wird mit den ländern und gemeinden ein 
        österreichischer gesamtplan entwickelt werden. 
- - -    europaweit koordinierten netzausbau vorantreiben
        um die versorgungssicherheit zu gewährleisten sowie engpassbedingte versorgungsunterbrechungen zu 
        vermeiden, wird neben angebots- und nachfrageseitigen maßnahmen zur strommengensteuerung ein be-
        schleunigter und europaweit koordinierter aus- und umbau, insbesondere der übertragungsnetze, forciert.
- - -    netzausbau mit ausbau erneuerbarer energie synchronisieren
       die netzbetreiber sind daher durch ihre investitionen „Key-enabler” für investitionen in erneuerbare 
        energie. der netzausbau und der ausbau der erneuerbaren energien müssen systemisch erfolgen. syn-
        chronität und gesamtplanung bringen versorgungs- und Planungssicherheit sowie Kosteneffizienz.
- - -    reservekapazitäten sicherstellen
       Reservekapazitäten sollen marktbasiert, beispielsweise durch Ausschreibung unter allen möglichen 
       Marktteilnehmern, kostengünstig sichergestellt werden.
- - -    lokale netze und speicherbetreiber ermöglichen
       um den markt zu stärken, werden regulatorische Barrieren für lokale initiativen zur erzeugung, verteilung 
        und speicherung von strom und wärme sukzessive abgebaut.
- - -    offen und transparent kommunizieren
       um mehr akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern und stakeholdern zu erreichen, wird deren 
        frühzeitige und effektive einbindung bei infrastrukturvorhaben gewährleistet.
- - -    abwärme nützen
       die versorgung von gebäuden und Betrieben mit effizient aufgebrachter Fernwärme wird auch in zukunft 
        eine wesentliche rolle, insbesondere in Ballungsräumen, einnehmen. neben der aufbringung aus verschie-
        denen erneuerbaren energiequellen (Biomasse, geothermie, solarthermie, Photovoltaik etc.) sowie der 
        Kraft-wärme-Kopplung kommt auch der einspeisung von abwärme aus Produktionsbetrieben eine 
        wesentliche Bedeutung zu. 
- - -    gesetzliche regelung zur Begründung von leitungsrechten für fernwärme
       Fernwärme wird dadurch benachteiligt, dass keine möglichkeit zur Begründung von leitungsrecht durch 
        Bescheid besteht, wenn der liegenschaftseigentümer die zustimmung verweigert. dies verursacht unnötige 
        mehrkosten, aus denen eine Kostenbarriere für anschlüsse resultiert.
- - -    erleichterungen im starkstromwegerecht
        mittelspannungsleitungen (bis 45 kv) sollen in zukunft elektrizitätsrechtlich bewilligungsfrei gestellt werden.
- - -    infrastruktur für Wasserstoff und Biogas forcieren
       um nicht fossile energieträger zu forcieren und rechtssicherheit für investoren zu schaffen, soll wasserstoff 
        dem erdgasabgabengesetz zugeordnet sowie eine steuerliche Begünstigung verankert werden. Biogas ist in 
        gleicher weise zu behandeln.

speicher

energiespeicherung ist eine voraussetzung für die verstärkte nutzung von energie aus erneuerbaren Quellen.
die speicherung von strom am ort der stromerzeugung oder des stromverbrauchs kann netzengpässe zeitlich
mindern oder sogar vermeiden und somit zum ausgleich zwischen erzeugung und nachfrage maßgeblich 
beitragen.

die im europäischen vergleich überdurchschnittlich hohen speicherkapazitäten sowie seine günstige topogra-
phie versetzen Österreich in die lage, auf ganz spezifische stärken bei der integration von erneuerbarer energie-
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ressourcen aufzubauen. vor allem Pumpspeicherkraftwerke, gasspeicherkapazitäten, das gasleitungssystem
sowie künftige innovative speichertechnologien bieten zusätzliche nutzungs- und entwicklungsmöglichkeiten,
um erneuerbare energie optimal in den energiemarkt zu integrieren.

stromspeicher sind ein wichtiges instrument zur netzstabilisierung und aufrechterhaltung der versorgungssi-
cherheit. Pumpspeicherkraftwerke können in zeiten eines erzeugungsüberhangs strom aus dem netz nehmen
und bei einer unterversorgung wieder in den markt einspeisen. andere technologien, wie z. B. Power-to-gas,
können künftig als saisonaler speicher eingesetzt werden und auf das bereits verfügbare gasnetz zurückgreifen
oder als elektrochemische speicher für die Kurzzeitspeicherung von elektrizität dienen.

wasserstoff ist einer der meistversprechenden lösungsansätze für das energietransport- und speicherproblem.
wesentliche handlungsfelder sind:
- - -    gasspeicher erhalten
       gas kann im unterschied zu anderen energieträgern in großen mengen gespeichert werden und ist damit 
        jederzeit flexibel einsetzbar. zudem sind die speicher auch für methan aus erneuerbaren Quellen nutzbar. 
        in den österreichischen gasspeichern lagern vor winterbeginn mehr als acht milliarden Kubikmeter gas. 
        das würde ausreichen, um den jährlichen gasverbrauch in Österreich abzudecken.
- - -    elektrochemische energiespeicher forcieren
       elektrochemische energiespeicher stellen in ihrer Positionierung – als groß- oder kleinskalige speicherein-
        heiten – in den oberen wie auch den untersten netzebenen des elektrizitätssystems eine lösungsoption 
        zum ausgleich der dargebotsabhängigen erzeugungscharakteristik der erneuerbaren energie dar.  
- - -    speicher für systemdienlichkeit belohnen
       da neue speichertechnologien einen ganz wesentlichen Beitrag zur transformation des energiesystems 
        leisten, soll deren Flexibilität bei der gestaltung der netztarife honoriert werden. speicher sollen von end-
        verbrauchergebühren befreit werden sowie von der Ökostromförderung profitieren.
- - -    speichermöglichkeiten bei tiefer geothermie unterstützen
       geothermische energie kann als grundlastfähige und erneuerbare energiequelle in hohem maße zur ver-
        sorgungssicherheit beitragen. im gegensatz zur oberflächennahen geothermie ermöglichen tiefe geo-
        thermieprojekte die nutzung höherer temperaturstufen. mögliche synergieeffekte ergeben sich durch die 
        verwendung bereits bestehender erdöl- und erdgassonden in ausgeförderten lagerstätten, insbesondere 
        durch minimierung der risiken nicht erfolgreicher Bohrungen und hoher Bohrkosten.
- - -    energiespeicher im fokus der energie-innovationsoffensive Österreichs
       Für die erreichung der klima- und energiepolitischen zielsetzungen, insbesondere der vollständigen dekar-
        bonisierung des energiesystems bis 2050 sowie 100 % strom aus erneuerbaren energien bis 2030, wird 
        auch die verfügbarkeit von wettbewerbsfähigen energiespeichern, die in größerem ausmaß und für längere 
        zeiträume strom aus erneuerbaren energien speichern können, von großer Bedeutung sein. auf die Forcie-
        rung und unterstützung von solchen angewandten Forschungsprojekten mit Pilotanlagen, welche die markt- 
        reife von skalierbaren speichertechnologien demonstrieren, wird daher ein besonderer schwerpunkt gelegt.

infrastruktur für sauBere moBilität

mobilität ist ein grundbedürfnis der menschen und für eine offene volkswirtschaft von zentraler Bedeutung.
allerdings muss mobilität klimafreundlicher, d. h. mit einem stetig sinkenden anteil an fossilen energieträgern
gestaltet werden. dies bedingt auch den umbau der notwendigen physischen und vor allem digitalen infrastruk-
turen. dabei spielen ein verbessertes angebot im öffentlichen verkehr, verkehrsflussoptimierungen zur ökoeffi-
zienteren nutzung der infrastruktur, mobilitätsmanagement für Betriebe, gemeinden und tourismus sowie die
nutzung der digitalisierung für neue mobilitätsservices wie carsharing oder ride sharing genauso eine rolle
wie eine verbesserte Fuß- und radwegeinfrastruktur.



5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: WAS WIR TUN WOLLEN

- - -  30 - - -

e-mobilität & alternative antriebe
investitionen in einen strategisch geplanten und bedarfsgerechten aufbau von infrastruktur sind essenziell, um 
e-mobilität und alternative antriebe voranzubringen. hier gilt es vor allem, die ladeinfrastruktur für elektrofahr-
zeuge in zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen anbietern auszubauen. es werden verbesserte rahmenbe-
dingungen geschaffen, um insbesondere in mehrparteienhäusern die errichtung von ladestationen zu erleichtern.

Öffentlicher verkehr (Öv): investitionen in verkehrsinfrastruktur und services
dem öffentlichen verkehr kommt im verkehrssystem der zukunft eine sehr hohe Bedeutung zu. Öffentliche
verkehrsmittel sind deutlich energieeffizienter und platzsparender als der PKw-verkehr. in einem dekarboni-
sierten verkehrssystem müssen öffentlich zugängliche mobilitätsangebote als barrierefrei für alle Bevölkerungs-
gruppen zugängliches rückgrat der mobilität verstanden werden. dafür ist ein flächendeckendes, optimal
abgestimmtes, öffentliches liniennetz (schiene und Bus) in Kombination mit anderen bedarfsorientierten öf-
fentlichen mobilitätsangeboten und mobilitätsservices österreichweit zu etablieren. Besonders wichtig ist dabei
die multimodale mobilität, also die ermöglichung der kombinierten nutzung unterschiedlicher verkehrsmittel.
auch hierfür sind neue infrastrukturen wie beispielsweise multimodale mobilitätsknotenpunkte zu schaffen.

erhaltung und ausbau des öffentlichen verkehrs und damit der mobilität in urbanen zentren sowie im ländli-
chen raum sind essenziell. insbesondere in Ballungsräumen bietet die bestehende Öv-infrastruktur aber keine
durchgängig ausreichenden Kapazitäten für eine weitreichende verlagerung. mehr Kapazität ermöglicht hohe
verlagerungspotenziale, darüber hinaus können auch zusätzliche nachtzugverbindungen Bewegungen im Flug-
verkehr einsparen.

daher sind folgende maßnahmen besonders wichtig:
- - -    mit der umsetzung des zielnetzes 2025+ ist die grundlage für einen effizienten schienengüterverkehr 
        sowie für einen integrierten taktfahrplan in Österreich geschaffen. zusammen mit der herstellung von 
        Kostenwahrheit zwischen den verkehrsträgern und der konsequenten überprüfung bestehender normen 
        im straßengüterverkehr werden die infrastrukturellen Kapazitäten im öffentlichen verkehr und auf der 
        schiene bis 2030 weitestgehend ausgeschöpft.
- - -    das zu entwickelnde zielnetz für das schienensystem in Österreich für 2050 ist im Jahr 2030 in voller um-
        setzung und die Planungsarbeiten sind abgeschlossen. die grundlagen für die investitionsentscheidungen 
        werden im zeitraum 2017–2022 geschaffen. die erreichung des zielnetzes bis zum Jahr 2050 wird laufend 
        evaluiert und maßnahmen werden gegebenenfalls angepasst, wobei deren Priorisierung der maßnahmen 
        auch im hinblick auf die maximierung der co2-reduktion erfolgt.
- - -    im Personenverkehr erfolgt ein ausbau intermodaler verkehrsknoten, um die durchgängigkeit zwischen 
        PKw und Öv, unter anderem zur umsetzung des „mobilität-als-service“-ansatzes, deutlich zu verbessern. 
        der bundesweite ausbau von Park & ride-, Bike & ride- und carsharing-lösungen an Bahnhöfen ist ein 
        Kernelement zur attraktivierung des öffentlichen verkehrs für Pendlerinnen und Pendler.
- - -    im städtischen raum muss der öffentliche verkehr so mit dem individualverkehr kombiniert werden, dass 
        das umsteigen auf den umweltverbund für mehr menschen attraktiv wird. hierfür sollen multimodale 
        mobilitätsknoten geschaffen werden, die beispielsweise die verknüpfung von angeboten der elektromobili-
        tät (z. B. e-taxis oder e-carsharing) mit weiteren mobilitätsangeboten (z. B. öffentlicher verkehr, 
        leihräder) ermöglichen.
- - -    leistungsfähige, weitgehend elektrifizierte Öv-systeme bilden die Basis eines co2-neutralen verkehrs-
        systems im Ballungsraum. eine umfassende zusammenarbeit und abstimmung der betroffenen gebiets-
        körperschaften schafft effiziente stadt-umland-verkehrssysteme über verwaltungsgrenzen hinweg. in 
        randlagen ermöglicht ein gezielter ausbau bedarfsorientierter systeme den lückenschluss auf der „letzten 
        meile“. empfohlene mindeststandards für den schienenpersonenverkehr werden umgesetzt.
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- - -    auch im ländlichen raum kann der öffentlich zugängliche Öv eine wirkung zur co2-reduktion entfalten.
       der elektromobilität, aber auch dem ausbau der multimodalität (Bike & ride, Park & ride) oder neuen 

        mobilitätsservices kommen hier besondere Bedeutung zu. im sinne einer freien wahl der verkehrsmittel 
        für die Bevölkerung, für gäste sowie die regionale wirtschaft wird der öffentliche linienverkehr (schiene 
        und Bus) weiterentwickelt und flächendeckend mit bedarfsorientierten öffentlichen mobilitätsangeboten 
        und mobilitätsservices, wie zum Beispiel sharing, Pooling oder mikro-Öv-systeme als zubringer zum 
        öffentlichen linienverkehr, ergänzt. effiziente, effektive und innovative regionalbahnlösungen und auto-
        matisierte systeme, die dazu beitragen, dass bedarfsorientierte systeme wirtschaftlich angeboten werden 
        können, werden entwickelt.
kombinierter verkehr (kv) & güterverkehrslogistik
- - -    der logistikstandort Österreich soll durch die entwicklung von logistik-hubs sowie die sicherstellung der 
        dafür notwendigen schieneninfrastruktur gestärkt werden. auch die ökologische abwicklung wachsender 
        warenströme aus osteuropa und asien per Bahn soll mittels des Bahnprojekts „neue seidenstraße” 
        gestärkt werden.
- - -    Kernbestandteil der stärkeren verlagerung auf die schiene ist eine analyse effizienter und effektiver strategien 
         zur internalisierung externer effekte auf der straße. dies umfasst u. a. heimische verladeknoten („hubs“ bzw. 
         terminals) zwischen den verkehrsmodi schiene, straße und wasser im kombinierten verkehr für eine 
         stärkere verlagerung von gütern auf die energieeffizienten transportmittel Bahn und schiff auf der Basis 
         „zielnetz 2025+“ und „ÖBB rahmenplan“. Potenzielle innovative Kv-lösungen für mittlere und längere 
         entfernungen beziehen sich auf verladetechnik, leichtwaggons und speziell entwickelte ladeeinheiten.

rad-/fußgängerverkehr
52 % der in Österreich zurückgelegten wege sind kürzer als fünf Kilometer. rad- und Fußgängerverkehr ist 
speziell in stadt-umlandregionen gerade für diese distanzklassen eine klimafreundliche und energieeffiziente
alternative. die nutzung ist jedoch unmittelbar von der Qualität der verkehrsinfrastruktur für diese transpor-
tarten abhängig. die für eine aktive mobilität notwendige Qualitätssteigerung des verkehrsangebots muss ge-
schaffen werden. ziel ist daher die umsetzung und weiterentwicklung des masterplans radfahren sowie der
radinfrastrukturausbauprogramme in zusammenarbeit der gebietskörperschaftsebenen, um eine erhöhung
des radanteils in Österreich von 7 % auf 13 % bis 2025 zu erreichen. in städten kann dieser anteil zukünftig
noch wesentlich höher sein. darüber hinaus gilt es, den masterplan gehen zur Förderung des Fußgängerver-
kehrs durch die gebietskörperschaftsebenen umzusetzen und weiterzuentwickeln sowie intermodale schnitt-
stellen mit dem öffentlichen verkehr zu verbessern.

nachhaltige österreichische (verkehrs-)infrastruktur & mobilitätsservices
ein dekarbonisierter verkehr verlangt den einsatz von elektromobilität auf straße und schiene sowie die 
errichtung einer passenden energieversorgungsinfrastruktur und eine wesentlich bessere abstimmung mit ver-
fügbaren netzkapazitäten. in diesem sinne müssen die entwicklungen und wechselwirkungen mit weiteren
sektoren, speziell der energieaufbringung und der energienetze (stichwort „sektorkopplung“), analysiert 
werden. darüber hinaus ist die zunehmende rolle von mobilitätsservices und neuen umsetzungsmodellen 
einzubeziehen.
ein Prozess zur entwicklung und umsetzung einer nachhaltigen mobilitätsinfrastruktur für e-mobilität, alter-
native Kraftstoffe und den umweltverbund ist nötig und soll in einem strategischen infrastruktur- und raum-
ordnungskonzept in zusammenarbeit mit ländern und gemeinden als grundlage für die infrastrukturelle
weiterentwicklung Österreichs erarbeitet werden. dies umfasst den bedarfsgerechten, zukunftsorientierten und
aufeinander abgestimmten ausbau sowie die weitere optimierung leistungsfähiger infrastrukturen für straße,
schiene, luftverkehr und wasserstraßen. die schrittweise umsetzung von maßnahmen zur nachhaltigen 
reduktion verkehrsbedingter emissionen, vor allem auch unter nutzung der unterstützenden Potenziale der
digitalisierung, steht dabei im Fokus.
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geBäuDe

raumheizung, Klimaanlagen und warmwasser sind für rund 27 % des energieverbrauchs in Österreich verant-
wortlich. die relevante energiedienstleistung ist mit einem Bruchteil des derzeit dafür verwendeten energieein-
satzes erreichbar, sofern die gebäude hohe thermische Qualität aufweisen. Für den gebäudebestand bedeutet
dies, dass eine hohe sanierungsrate und sanierungsqualität angestrebt werden, im neubau höchste thermische
Qualität in Kombination mit einer energieversorgung ohne fossile energie. der austausch von heizanlagen auf
fossiler Basis durch anlagen mit erneuerbarer energie (biogene ressourcen, solarenergie oder durch hocheffi-
ziente wärmepumpen, nah- und Fernwärme), oft in verbindung mit der thermischen sanierung von gebäu-
den, soll aus einem mix von instrumenten unterstützt werden (u. a. gestaltung der energieausweise
einschließlich empfehlungen für langfristige sanierungskonzepte). 

durch flexibles, gebäudeseitiges lastmanagement können gebäude verstärkt als thermische speicher und zur
verschiebung elektrischer lasten genutzt werden. voraussetzung dafür ist die Kopplung elektrischer und ther-
mischer systeme, beispielsweise durch nutzung von gebäudemassen als thermische speicher für raumwärme
und Kühlung. um die Kosten für infrastruktur und die nachfrage nach motorisiertem individualverkehr nicht
unnötig zu erhöhen, soll die zersiedlung gestoppt werden. die errichtung von gebäuden in bestehenden sied-
lungsstrukturen, eine Funktionsdurchmischung der siedlungsbereiche und deren erschließung mit öffentlichen
verkehrsangeboten sind dafür unverzichtbar.

proDuktion unD Dienstleistungen in inDustrie unD geWerBe

industrie und gewerbe sind wichtige energieverbraucher, oft aber auch energieerzeuger. so ist die nutzung von
industrieller abwärme eine oft ökonomisch und ökologisch vorteilhafte option, gebäude mit wärme zu ver-
sorgen. der umstieg von auf fossilen energieträgern basierenden industriellen verfahren auf klimafreundliche
Produktionsweisen ist auch mit dem umbau von infrastruktur verbunden. von besonderer Bedeutung ist dabei
der umstieg auf strom und/oder wasserstoff (hergestellt durch elektrolyse aus strom aus erneuerbaren res-
sourcen), der eine entsprechende infrastruktur benötigt. deshalb wird eine international eingebettete wasser-
stoff-strategie entwickelt, die sich auch mit technischen, regulatorischen und ökonomischen aspekten einer
infrastruktur zur erzeugung von wasserstoff mithilfe von strom aus erneuerbaren Quellen (z. B. elektrolysesys-
tem auf Basis der Proton-exchange-membrane-technologie) sowie dessen speicherung auseinandersetzt. 

in zeiten zunehmender nutzung erneuerbarer energiequellen werden Flexibilitäten immer wichtiger. diese 
ermöglichen weiterhin einen stabilen ausgleich zwischen stromerzeugung und strombedarf und gewährleisten
somit versorgungssicherheit. eine weitere vielversprechende Flexibilitätsoption ist das demand side manage-
ment (dsm), mit dem lasten aufgrund von marktsignalen gezielt zu- und abgeschaltet werden. das zukünftige
energiemarktdesign soll es unternehmen verstärkt ermöglichen, ihre jeweilige Flexibilität unter anderem als 
regelleistung zu vermarkten. 
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AUFGABE 2: NOTWENDIGE ÖKONOMISCHE 
RaHMENBEDINGUNGEN SCHAFFEN UND 
INVESTITIONEN MOBILISIEREN 

co2-minDestpreis auf europäischer eBene

die stromproduktion aus Kohle konnte durch den emissionshandel in europa bisher nicht aus dem markt 
gedrängt werden, in einigen staaten erleben Kohlekraftwerke sogar eine renaissance. da die erwarteten markt-
effekte im stromsektor nicht erreicht werden konnten, sind daher weitere instrumente notwendig, um erneuer-
bare energie im markt zu stärken.

treiber für eine erfolgreiche transformation des energiesystems sind Kohlenstoffpreise auf europäischer und
internationaler ebene sowie sonstige Preisanreize, die energieeffizienz und die nutzung erneuerbarer energie-
träger unterstützen. die Bundesregierung unterstützt daher Bemühungen, einen co2-mindestpreis für die im
eu-emissionshandelssystem (ets) gehandelten co2-zertifikate mit ausrichtung auf den stromsektor einzu-
führen. die umsetzung eines co2-mindestpreises kann das eu-ets sinnvoll ergänzen. die höhe des Preises
muss so gewählt werden, dass eine ausreichende lenkungswirkung, also ein Brennstoffwechsel in der stromer-
zeugung weg von der co2-intensiven Kohle, erreicht wird. im Falle eines europäischen mindestpreises für co2

sind im Kontext anderer mitgliedstaaten gleichzeitig mechanismen zum erhalt der standortqualität zu entwickeln.

ets-auktionserlÖse für klima- unD energierelevante projekte

die auktion von zertifikaten im eu-emissionshandelssystem generiert erträge für mitgliedstaaten, die eine 
bedeutende Quelle zur Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen darstellen können. die auktionserlöse aus
dem emissionshandelssystem sollten in Österreich vorrangig zur erreichung der Klima- und energieziele ver-
wendet werden. ab 2020 ist mit steigenden erlösen zu rechnen.

privatkapital moBilisieren

die einhaltung der zielvorgaben gemäß art. 2 des Pariser Klimaabkommen bedingt eine explizite einbindung
des Privatsektors. die im regierungsprogramm 2017–2022 festgehaltenen initiativen zur „mobilisierung von
privatem Kapital zur lösung gesellschaftlicher herausforderungen“ (u. a. green Bonds und impact investment)
sollen vor diesem hintergrund im rahmen einer Focal group bestehend aus vertreterinnen und vertretern des
BmF, des Bmnt, expertinnen und experten sowie relevanten stakeholdern des Privatsektors bis märz 2019
auf ihre voraussichtlichen budgetären, sachpolitischen und finanzmarktrelevanten effekte hin analysiert werden.
darüber hinaus sollen vorschläge für die implementierung unter Berücksichtigung der initiativen auf eu-
ebene erarbeitet werden. 

elektriZitätsmarktDesign

eine aufgabe des künftigen marktmodells ist die ermöglichung und gewährleistung des zugangs für neue
marktteilnehmer (wie aggregatoren und energiedienstleistungsunternehmen) zu gleichen Bedingungen. un-
ternehmen und energieversorger können sich zu energiedienstleistern entwickeln, neue Produkte bzw. dienst-
leistungen anbieten und Konsumentinnen und Konsumenten als Prosumer einbinden. insbesondere die
zielsetzung, im Jahre 2030 den gesamtstromverbrauch zu 100 % aus erneuerbaren energiequellen im inland zu
decken, basiert auf einem markanten wachstumsschub der inländischen stromproduktion aus erneuerbarer
energieressourcen. zur gesicherten abdeckung der erwarteten verbrauchssteigerung muss das marktdesign für
alle Bereiche des stromsystems auf die zielsetzung ausgerichtet werden. 
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Folgende handlungsfelder sind für die neugestaltung des elektrizitätsmarkts notwendig:
- - -    anpassung der netztarifstruktur: smart meter und prosumer-netztarife für haushalte und 
       Betriebe forcieren
        um das Potenzial von netzstabilisierung und lastausgleich auszuschöpfen, sollten haushalte und Betriebe 
        mit unterbrechbaren geräten, wie beispielsweise wärmepumpen, Photovoltaikanlagen, stromspeichern 
        und elektrofahrzeugen, mit innovativen geschäftsmodellen von günstigen „Prosumer-netztarifen” profi-
        tieren. der ausbau von Beteiligungsmöglichkeiten an strom- und wärmeerzeugungsanlagen soll auf dem 
        Prinzip der Freiwilligkeit basieren. Jeder Prosumer erhält das recht auf einen smart meter und damit ein 
        recht auf Partizipation an solchen innovativen modellen.
- - -    stabile rahmenbedingungen und Bürokratieabbau für aggregatoren forcieren
       aggregatoren sollen durch stabile rahmenbedingungen und Bürokratieabbau an der marktteilnahme 
        unterstützt werden. dies erfordert einen klaren rechtsrahmen sowohl für aggregatoren als auch für dritt-
        parteien.
- - -    Bewusstseinsbildung sowie rechte für konsumentinnen und konsumenten stärken
        im einklang mit den neuen entwicklungen müssen die rechte für Konsumentinnen und Konsumenten 
        angepasst und gestärkt werden. erforderlich sind auch verstärkte Kommunikation, Bewusstseinsbildung 
        und information.
- - -    infrastrukturkosten gerecht aufteilen
       die Kosten für erhalt bzw. ausbau der für die transformation des energiesystems notwendigen netzinfra-
        struktur müssen auch bei steigender eigenversorgung auf alle netznutzer fair verteilt werden. in diesem 
        zusammenhang soll eine nicht-saldierung von zählpunkten gewährleistet werden.
- - -    Blockchain erproben
       Blockchain in der energiewirtschaft ermöglicht die abwicklung direkter geschäfte mit geringen energie-
        mengen aus vielen kleinskaligen anlagen zwischen erzeuger und verbraucher, um eine drastische senkung 
        der transaktionskosten herbeizuführen. auf Basis dieser technologie kann kleinteiligen marktteilnehmern 
        oder aggregatoren die einbindung in den markt ermöglicht werden. es sollen daher Pilotprojekte ange-
        stoßen werden, um antworten auf drängende regulierungsfragen zu finden. 
- - -    eigenstromsteuer streichen
       Bereits derzeit ist die eigenstromproduktion der ersten 25.000 kwh steuerbefreit. damit sind vor allem 
        Kleinerzeuger (private sowie kleinere unternehmen) bereits jetzt steuerlich begünstigt. wirtschaft und 
        Private sollen auf ihren dächern vermehrt Photovoltaikmodule zur energiegewinnung einsetzen. der 
        wegfall der eigenstromsteuer soll im rahmen der steuerstrukturreform behandelt werden.
- - -    alternative finanzierungsinstrumente und Bürgerbeteiligungen ausbauen
        z. B. durch eine „energiewende-anleihe“ für erneuerbare-energie und effizienz-Projekte

ausBau Des ausgleichs- unD regelenergiemarktes soWie system-
staBilität

Für die systemstabilität ist ein gleichgewicht zwischen erzeugung und verbrauch unbedingt und jederzeit 
erforderlich. abweichungen von diesem gleichgewicht, die etwa durch Kraftwerksausfälle oder unerwartete
verbrauchsänderungen verursacht werden können, müssen durch permanente lieferung oder entnahme von
leistung kompensiert werden. diese regelleistungsfähigen Kraftwerke müssen spezielle anforderungen erfül-
len, um ein hohes maß an Flexibilität bieten zu können. um weitere stabilität in das system zu bringen, ist ein
größerer markt für diese regelleistungsfähigen Kraftwerke von vorteil. 

stabile rechtliche rahmenbedingungen auf europäischer und nationaler bis hin zur länderebene ermöglichen
den neueintritt einer großen anzahl von teilnehmern in den ausgleichs- und regelenergiemarkt. dadurch
wird die durch den starken ausbau der wind- und Photovoltaikanlagen bedingte volatilität in großen teilen
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kompensiert, sodass zur aufrechterhaltung der netz- und systemstabilität weniger konventionelle Kraftwerke
benötigt werden. Österreichs energieversorgungsunternehmen planen, in den nächsten Jahren aus der verstro-
mung von Kohle auszusteigen. es ist dabei wichtig, den Prozess zum ausstieg aus der stromerzeugung durch
Kohle in Österreich weiter zu beschleunigen.

wesentliche handlungsfelder sind:
- - -    korrekte preissignale für marktakteure aussenden
        um investitionen und vermehrte Flexibilität anzustoßen, sollte der markt korrekte Preissignale aussenden. 
        das bedeutet auch, Preisspitzen (Knappheitspreise) zuzulassen sowie interventionen in den Preisbildungs-
        mechanismus einzuschränken. negative großhandelspreise sollen im europäischen einklang vermieden 
        werden.
- - -    eintritt in den regel- und ausgleichsenergiemarkt attraktiver gestalten
       Behördliche auflagen ändern, verkürzung der intervalle erleichtern und eintritt neuer teilnehmer forcieren. 
         dabei sollen kontraproduktive anreize im hinblick auf die Klima- und energieziele vermieden werden.
- - -    funktionsweise des energiebinnenmarkts stärken und flexibilität erhöhen
        eine wesentlich intensivere Koordinierung und zusammenarbeit zwischen den europäischen übertragungs-
        netzbetreibern, aber auch zwischen den eu-mitgliedstaaten ist erforderlich. ein integrierter europäischer 
        strommarkt erfordert gut funktionierende kurzfristig agierende märkte und ein größeres maß an grenz-
        überschreitender zusammenarbeit in Bezug auf Folgetag-, intraday- und ausgleichsmärkte.
- - -    jährliches flexibilitätsreporting einführen
        zur besseren erfassung des marktes für regel- und ausgleichsenergie ist insbesondere eine jährliche erhe-
        bung des Flexibilitätspotenziales, der anzahl von Flexibilitätsanbietern an den regelenergiemärkten sowie 
        der anzahl jener industriekunden, welche Flexibilität bereitstellen, erforderlich.
- - -    tarifstruktur ausgewogen anpassen
       systemdienlich flexibel gestaltete netztarife können für das energiesystem ausgleichend wirken und somit 
        die gesamtsystemkosten reduzieren. die netztarifstrukturen sollen vereinfacht und für den Kunden trans-
        parenter gemacht werden, um auch zukünftigen dynamischen Preisentwicklungen rechnung zu tragen. 
- - -    netzstabilität sicherstellen
        auch künftig sollen kosteneffiziente, zukunftsweisende und versorgungssichere netzstabilisierungs-
        konzepte zur sicherheit des gesamtsystems beitragen.

moBilität

Ökonomische rahmenbedingungen, insbesondere investitionen und leistungsbestellungen durch die öffentli-
che hand, Förderungen und steuerliche rahmenbedingungen beeinflussen wesentlich mobilitätsverhalten und
verkehrsentwicklung. sozial- und wirtschaftssysteme richten sich nach den ökonomischen rahmenbedingun-
gen aus. dies betrifft sowohl die wahl des standorts für wohnen und wirtschaften als auch die wahl, Qualität
und energieverbrauchsintensität der eingesetzten transportmittel. analysen zeigen, dass im derzeitigen ver-
kehrssystem zu den zielvorgaben kontraproduktiv wirkende finanzielle maßnahmen existieren. es gilt auch,
korrekte Preissignale an marktakteure auszusenden. 

die schaffung geeigneter ökonomischer rahmenbedingungen sowie zielgruppenspezifischer angebote und
maßnahmen im güter- und Personenverkehr ist daher eine zentrale voraussetzung für die erreichung eines
nachhaltigen und dekarbonisierten verkehrssystems. 

steuerliche anreizsysteme für anschaffung und Betrieb effizienterer und emissionsärmerer Fahrzeuge sollen
optimiert werden. experimentierklauseln sollen die Pilotierung nachhaltiger sektorübergreifender angebots-
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konzepte (sektorkopplung, wohnen und mobilität, touristische angebote) aber auch neuer technologien wie
beispielsweise Blockchain-anwendungen ermöglichen.

die weiterentwicklung einer modernen öffentlichen Plattform zur mobilitätsformunabhängigen Planung von
mobilität vom abfahrts- zum zielort ist grundlage für personalisierte, energieeffiziente serviceangebote. ein
neues österreichweites tarif- und vertriebssystem für den öffentlichen verkehr sowie die transparente gestal-
tung von Finanzierungs- und verrechnungsströmen sollen die grundlage von integrierten und einfachen tarif-
strukturen bilden.

auch verkehrsvermeidendes verhalten erfordert die anpassung ökonomischer rahmenbedingungen. hier gilt
es zukünftig, optionen wie etwa teleworking oder ökologische zustellsysteme, insbesondere im dicht besiedel-
ten städtischen Bereich, zu stärken. der häufig sehr niedrige Besetzungsgrad im motorisierten individualverkehr
soll wesentlich gesteigert werden.

die gestaltung der güterverkehrslogistik nimmt eine schlüsselrolle bei der erreichung der Klima- und energie-
ziele ein. eine verstärkte verlagerung auf die schiene kann nur durch die herstellung von Kostenwahrheit 
gegenüber der straße und wesentlich verbesserte services erreicht werden. in urbanen räumen wird die imple-
mentierung co2-neutraler city-logistiksysteme bis 2030 angestrebt, mit dem ziel, bis 2050 urbane logistik-
systeme co2-neutral zu gestalten. dies geschieht durch einen geeigneten, adaptiven mix aus regulativen,
logistischen, kooperativen und technologischen maßnahmen.

sanierungsoffensive unD erneuerBare Wärme für geBäuDe

dem gebäudebereich kommt für die erreichung der klima- und energiepolitischen zielsetzungen eine zentrale
rolle zu. rund 27 % des endenergieverbrauchs Österreichs wird für die Bereitstellung von raumwärme, warm-
wasser und Kühlung in gebäuden aufgewendet. Bis 2030 wird eine reduktion der treibhausgasemissionen um
3 millionen tonnen co2-Äquivalent (von derzeit rund 8 auf unter 5 mio. t co2eq) angestrebt. um den Bedarf
an fossiler energie zur Bereitstellung von raumwärme und warmwasser deutlich zu senken, müssen mehrere
ineinandergreifende maßnahmen umgesetzt werden. große einsparpotenziale sind vor allem im gebäudebe-
stand vorhanden, die bereits mit heutiger technik realisiert werden können. die thermischen standards müssen
im neubau und in der sanierung weiter verbessert werden. die sanierungsrate soll von derzeit rund 1 % auf
durchschnittlich 2 % im zeitraum 2020 bis 2030 angehoben werden. heizungsanlagen, die mit fossilen Brenn-
stoffen betrieben werden, spielen immer noch eine erhebliche rolle, auch wenn der anteil erneuerbarer ener-
gieträger in den letzten Jahren gestiegen ist. derzeit sind österreichweit noch ca. 700.000 Ölheizungen im
einsatz, deren alter bei durchschnittlich über 20 Jahren liegt. (dazu siehe auch leuchttürme 4 und 5.)

technologische transformation hin Zu einer co2-freien inDustrie  

die wichtigsten energieträger für die österreichische industrie sollen nach 2030 strom und wasserstoff (beide
aus erneuerbaren Quellen), synthetisches, erneuerbares methan („Power-to-gas”) sowie biogene stoffe sein.
diese transformation soll unter anderem durch den ausbau der erzeugungskapazitäten (z. B. strom) gezielt 
unterstützt werden. in Bereichen, in denen es derzeit noch keine technologischen ansätze für eine emissions-
arme und energieeffiziente Produktion gibt, soll eine entsprechende ausrichtung der Forschungs- und 
innovationspolitik forciert werden.

Bis das ziel einer co2-freien energieintensiven industrie auf technologischem weg erreicht ist, soll der emissi-
onshandel so ausgestaltet werden, dass anreize für investitionen in innovative, treibhausgasarme technologien
für anlagen unterhalb der Benchmark bestehen und die wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven industrie
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am standort Österreich gesichert ist. dazu ist es erforderlich, dass die effizientesten 10 % der carbon-leakage-
gefährdeten industrieanlagen bis 2030 im ets 100 % gratiszuteilung erhalten. in industriesektoren außerhalb
des emissionshandels sollen maßnahmen, anreizmechanismen und gezielte investitionsförderungen die tech-
nologische transformation hin zu einer co2-freien industrie begünstigen.

Durch BioÖkonomie Zum BioBasierten Wirtschaftskreislauf 

der ländliche raum in Österreich ist auch mit Blick auf die transformation des energiesystems ein zukunfts-
raum. Forst- und landwirtschaft sowie die damit verbundenen gewerblichen und industriellen sektoren in
Österreich sind wichtige akteure einer Bioökonomie, in der fossile zunehmend durch biogene rohstoffe ersetzt
werden. durch Fokussierung auf bestehendes österreichisches Know-how und regionales Potenzial wird die 
erreichung folgender zielsetzungen angestrebt:
- - -    die universitäre wie außeruniversitäre innovationskraft sowie die zusammenarbeit innerhalb der Forschung
        sowie von F&e mit dem privaten sektor sind zu stärken.
- - -    rohstoffimporte sind durch die Bereitstellung lokal und regional verfügbarer rohstoffe zu verringern und 
        eine erhöhung der österreichischen wertschöpfung in industrie und wirtschaft ist zu erreichen.
- - -    resilienz gegenüber rohstoffpreisschwankungen ist zu erhöhen und etwaige versorgungsengpässe sind zu 
        vermeiden.

das regierungsprogramm sieht den Beschluss und die umsetzung eines nationalen aktionsplans für Bioöko-
nomie vor. Kernelemente dieses aktionsplans sind ein Forschungsschwerpunkt Bioökonomie sowie die grün-
dung und Förderung eines österreichischen Bioökonomie-clusters zur Bündelung und erhöhung der
schlagkraft bestehender aktivitäten. (dazu siehe auch leuchtturm 12.)

AUFGABE 3: GEZIELTE ANPASSUNG DES FÖRDER- 
UND ABGABENSYSTEMS ZUR ERREICHUNG DER 
KLIMA- UND ENERGIEZIELE

Ökonomische rahmenbedingungen sowie investitionsmöglichkeiten sind für die erreichung der ziele dieser
strategie von großer Bedeutung. das Pariser Klimaabkommen sieht auch vor, dass „die Finanzmittelflüsse in
einklang gebracht werden, mit einem weg hin zu einer hinsichtlich der treibhausgase emissionsarmen und 
gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähigen entwicklung”.

WechselWirkungen mit Dem BuDget- unD steuersystem

der Prüfung der umsetzbarkeit bzw. Finanzierbarkeit von klima- und energiespezifischen maßnahmen kommt
eine zentrale Bedeutung zu. dabei gibt es direkte effekte auf das Budget- und steuersystem, die sich eindeutig
einer bestimmten maßnahme zurechnen lassen, sowie indirekte Be- und entlastungen der öffentlichen haus-
halte in wechselwirkung mit anderen instrumenten. im rahmen der steuerstrukturreform sollen klima- und
energiepolitisch relevante maßnahmen gesetzt werden. Budgetschonende handlungsoptionen setzen eine 
Berücksichtigung dieser direkten und indirekten effekte voraus. 

vor dem hintergrund der dabei notwendigen reformen bekennt sich die Bundesregierung zu folgenden 
schritten: 
- - -    Budgetschonende änderung der gesamtstaatlichen ausgabenstruktur
       alle klima- und energiespezifischen maßnahmen müssen zu einer kosteneffektiven ausrichtung der gesamt-
         staatlichen ausgabenstruktur beitragen. wenn eine neue maßnahme zu zusätzlichen Belastungen der 
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         öffentlichen haushalte führt, haben im gegenzug an anderer stelle entsprechende entlastungen im Bundes-
         haushalt zu erfolgen, wobei diese vorzugsweise solche ausgaben betreffen sollen, die den Klima- und energie-
         zielen entgegenstehen. in diesem zusammenhang sind auch die Kosten des nichthandelns zu berück-
         sichtigen. Österreichs volkswirtschaft wird bis 2050 schäden, die durch den Klimawandel verursacht 
         werden, in höhe von bis zu 8,8 milliarden euro jährlich zu verkraften haben.4
- - -    Zusammenarbeit zwischen Bund, ländern und gemeinden
       das Bmnt stellt im einvernehmen mit dem BmF eine abgestimmte umsetzung der maßnahmenprozesse 
        in § 3 Ksg und § 28 Fag 2017 sicher. darüber hinaus soll auch das im aktuellen Fag-Pakt für die trans-
        parenzdatenbank gestartete Pilotprojekt „umwelt und energie“ verlängert und somit die Kohärenz und 
        Kompatibilität des klimarelevanten gesamtstaatlichen Fördersystems vorangetrieben werden. 
- - -    einhaltung der budgetären obergrenzen
       maßnahmen des Bundes müssen innerhalb der obergrenzen des aktuell und jeweils geltenden Bundes-
        finanzgesetzes und Bundesfinanzrahmens ihre budgetäre Bedeckung finden. in zukünftigen Budgetver-
        handlungsprozessen sollen alle ressorts darauf achten, keine den Klima- und energiezielen entgegen-
        stehenden maßnahmen vorzusehen.
- - -    analyse der kosteneffektivität der klima- und energiespezifischen instrumente
       um einen kosteneffektiven mitteleinsatz zu garantieren, sollen klima- und energierelevante Förderinstru-
        mente regelmäßig auf ihre Kosteneffektivität und wirkungsorientierung hin überprüft werden. Budgetär 
        zentrale instrumente der klima- und energiespezifischen Förderlandschaft werden von den zuständigen 
        ressorts und dem BmF ab september 2018 stufenweise im rahmen von spending reviews analysiert.  
- - -    Beseitigung kontraproduktiver anreize und förderungen
       unter der leitung des BmF und im einvernehmen mit dem Bmnt und Bmvit ist bis Juni 2019 eine liste 
        von subventionen, die den Klima- und energiezielen, inklusive der damit verknüpften implika-
        tionen für den standort Österreich, entgegenstehen, zu erstellen. diese dient als ausgangspunkt für die 
        Beseitigung kontraproduktiver anreize und Förderungen.
- - -    prüfung der finanzierbarkeit von maßnahmen
       Klima- und energiespezifische maßnahmen, die von haushaltsrechtlicher bzw. steuerpolitischer relevanz 
        sind, müssen im einvernehmen mit dem BmF vorgelegt werden.
- - -    sonstige herausforderungen für die öffentliche hand
       die zielvorgaben des Pariser Klimaabkommens bedingen chancen und herausforderungen für die 
        öffentlichen haushalte gleichermaßen. Für eine fundierte abschätzung der sonstigen implikationen auf den 
        Bundeshaushalt wird innerhalb der nächsten zwei Jahre ein gemeinsamer Bericht von BmF und Bmnt 
        erstellt. dieser gemeinsame Bericht soll aus der sicht des Bundeshaushalts auch einschätzungen zum 
        derzeitigen und zukünftigen risiko von stranded investments umfassen. (dazu siehe auch leuchtturm 8.)

AUFGABE 4: RECHTLICHE RaHMENBEDINGUNGEN 
FÜR EIN KLIMAFREUNDLICHES ÖSTERREICH 

energiegesetZ neu aB 2020

Für den ausbau der erneuerbaren stromerzeugung sind die rahmenbedingungen neu zu gestalten. ein neues,
umfassendes energiegesetz ermöglicht die umsetzung der zielsetzungen für den ausbau erneuerbarer energie
in Österreich. ein ziel ist es, im Jahre 2030 strom in dem ausmaß zu erzeugen, dass der gesamtstromverbrauch

4   Projekt coin; steininger, K. et al. (eds.), economic evaluation of climate change impacts: development of a cross-sectoral Framework and results for austria,
springer 2015
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zu 100 % (national bilanziell) aus erneuerbaren energiequellen gedeckt ist. wasserkraft, windkraft und Photo-
voltaik werden motor dieses ausbaus sein. ein begrenzter Beitrag wird in der stromerzeugung aus Biomasse 
erwartet. die Potenziale dieses energieträgers liegen in erster linie in dezentralen systemen mit wärmegeführten
KwK-anlagen und im wärmebereich.

die erfolgreiche transformation des energiesystems erfordert Preisanreize, die energieeffizienz und die nutzung
erneuerbarer energieträger unterstützen. um eine sektorkopplung und damit eine gesamthafte Betrachtung der
systeme für strom, wärme und mobilität als grundpfeiler dieser transformation zu ermöglichen, müssen
schnittstellenthematiken stärker berücksichtigt werden. eine anpassung und weiterentwicklung der Förde-
rungspolitik soll im sinne der beihilfenrechtlichen vorgaben der eu vorgenommen werden. durch anpassung
der Förderstruktur können ein positives investitionsklima sichergestellt sowie administrative Barrieren abge-
baut werden. dadurch wird die marktintegration der erneuerbaren energie erleichtert.

zur erreichung der klima- und energiepolitischen ziele sollen alle innovationen genutzt werden können. Für
die Forschungs- und innovationskraft der unternehmen sollen alle wege offenbleiben. dabei können sowohl
technologieanreizsysteme als auch marktnahe, technologieneutrale Fördersysteme wirken. das gesetz soll 
spätestens 2020 in Kraft treten und die aufgabenbereiche des bisherigen Ökostromgesetzes integrieren. 

- - -    vermarktungsverantwortung stärken
       es muss gewährleistet werden, dass es jedem anbieter möglich ist, am markt wirtschaftlich vertretbar teilzu-
        nehmen und durch eine große anzahl von anbietern das ziel der Kosteneffizienz zu erreichen. unter diesen 
        voraussetzungen ist es möglich, dass marktteilnehmer ihre Produktverantwortung (Preis-, mengen- und 
        regelenergierisiko, ausgleichsenergiekosten, netzdienstleistungen) wahrnehmen. 
- - -    fokus auf marktprämien und investitionsförderungen
        das derzeitige Fördermodell soll auf grundlage der aktuellen eu-beihilferechtlichen vorgaben angepasst 
        werden, um die Produzenten von erneuerbarer energie mittelfristig an den markt heranzuführen. die über-
        leitung der derzeitigen tarifförderung auf ein marktkonformes und wettbewerbsfähiges Fördersystem, 
        welches auf marktprämien und investitionsförderungen fokussiert und – wo sinnvoll – ausschreibungs-
        modelle einbezieht, soll rasch umgesetzt werden. damit soll trotz ansteigendem ausbau von erneuerbarer 
        energie das Fördervolumen gegenüber dem ist-stand nicht erheblich erhöht werden. 
- - -    verstärkt auf kosteneffizienz achten
        der weitere ausbau der erneuerbaren energie soll kosteneffizient und marktkonform erfolgen. dabei können 
         auch aspekte wie systemkosten durch den einsatz von regel- und ausgleichsenergie mit einbezogen werden. 
         hinsichtlich zukünftiger Förderungen muss handlungsspielraum gegeben sein, wenn von technologien 
         keine Kosteneffizienz mehr zu erwarten ist.
- - -    erleichterter ausbau bestehender sowie errichtung neuer energieerzeugungsanlagen und 
       kraftwerke für erneuerbare energie
        der gewünschte ausbau von erneuerbarer energie kann nur durch begünstigende legistische rahmen-
        bedingungen erfolgen. die notwendigen erneuerbaren energietechnologien sollen damit rasch und konse-
        quent um- bzw. eingesetzt werden können. der zunahme von energie aus erneuerbaren Quellen und dem 
        schrittweisen rückgang der fossilen energieträger muss auch im energieeffizienzbereich rechnung 
        getragen werden.   
- - -    forcierung der verknüpfung von Ökostromförderungen mit speicherkapazitäten
        durch eine verknüpfung von Ökostromförderung mit der Bereitstellung von speicherkapazitäten soll, wo 
        sinnvoll, der ausbau von speichern bei gleichzeitig verstärkter volatilität im strommarkt forciert werden.
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BunDesgesetZgeBungskompetenZ für energierecht

die aufgabenverteilung zwischen Bund, ländern und gemeinden ist komplex und teilweise nicht mehr zeitge-
mäß. daher ist eine neuverteilung der verantwortlichkeiten im sinne einer entflechtung veralteter zuständig-
keiten und einer schaffung klarer regelungs- und verantwortungsstrukturen erforderlich. vor allem inno-
vationen und investitionen in eine saubere und sichere energiezukunft erfordern geeignete rahmenbedin-
gungen. gleichzeitig ist es wichtig, die strukturen im energiebereich zu straffen. Für einen zielgerichteten und
effizienten mitteleinsatz braucht es daher strukturelle vereinfachungen und mehr transparenz.

energieeffiZienZ nach 2020

Basierend auf den vorgaben der energieeffizienz-richtlinie (eed) hat sich Österreich energieverbrauchsziele
und energieeinsparziele bis 2020 gesetzt. mit dem Bundes-energieeffizienzgesetz (eeffg) erfüllt Österreich die
eu-vorgaben zur Forcierung der energieeffizienz bis 2020. neben dem verpflichtungssystem tragen eine reihe
von maßnahmen (z. B. wohnbauförderungen, energieförderungen und umweltförderungen der Bundesländer
sowie die Förderinstrumente des Bundes) zu mehr energieeffizienz bei. die entwicklungen innerhalb der euro-
päischen union im Bereich der energieeffizienz erfordern eine neugestaltung der nationalen rahmenbedin-
gungen für den zeitraum bis 2030. um das energieeffizienzgesetz entsprechend der eu-regelungen neu zu
gestalten, wird im september 2018 ein Prozess gestartet, der das bestehende regelwerk evaluieren soll. unter
einbindung der relevanten stakeholder sollen handlungsoptionen erarbeitet werden. ziel ist dabei, die ge-
wünschte energieeffizienzsteigerung effektiver und unbürokratischer zu erreichen.

Folgende Themen sollen dabei auch einfließen:
- - -    erhöhung der jährlichen anlagenerneuerungsrate bei Pumpen, motoren, lüftungen und Beleuchtungsanlagen
- - -    anwendung des Bestbieterprinzips durch einbeziehung des energieverbrauchs über den lebenszyklus bei 
        der öffentlichen Beschaffung (total cost of ownership)  
- - -    vorbereitung/durchführung von Pilotprojekten zu „energieeffiziente stadt” und „energieeffizientes dorf “
- - -    energiesparen durch energieeffizienzsteigerung und umstellung auf erneuerbare energieträger
- - -    energiemanagement bietet auch für Kmu die chance, den energieverbrauch im eigenen unternehmen zu 
        erfassen und nach möglichkeit dauerhaft zu reduzieren. dies stärkt deren wettbewerbsfähigkeit und ist eine 
        zentrale voraussetzung für einen starken wirtschafts- und Beschäftigungsstandort. Förderprogramm zur 
        implementierung von energiemanagementsystemen für Klein- und mittelbetriebe.
- - -    umstieg auf den öffentlichen verkehr insbesondere für Berufspendler 
- - -    investitionen in die thermische gebäudesanierung, hocheffiziente haustechnik und energiemanagement-
        systeme in gebäuden  
- - -    Prüfung einer verkürzung der abschreibungsdauer bei der investition in bestimmte energieeffizienzmaß-
        nahmen 
- - -    nutzung von gewerblicher und industrieller abwärme

durch die steigerung der effizienz können Produkte oder dienstleistungen mit weniger ressourcenverbrauch ge-
schaffen werden. oft sind damit auch Kosteneinsparungen verbunden. diese haben wiederum rückwirkungen auf
das Kaufverhalten und den gebrauch der Produkte. diesen sogenannten „rebound effekt” gilt es zu beachten.

uvp-gesetZ

auch im sinne der erreichung der Klima- und energieziele sowie des dafür notwendigen infrastrukturausbaues
sind Bürokratieabbau und verfahrensvereinfachungen erforderlich. dazu wird eine novelle des uvP-g erarbei-
tet. diese sieht eine verantwortungsvolle Beschleunigung und vereinfachung von genehmigungsverfahren vor,
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ohne ökologische standards zu gefährden. Für eine bessere verfahrensökonomie soll es unter anderem
- - -    eine kürzere Frist für den schluss der ermittlungsverfahren, 
- - -    die einzelrichterzuständigkeit für Beschwerdeverfahren im Feststellungsverfahren oder 
- - -    eine klare zuständigkeitsregelung für bundesländerübergreifende verfahren geben. 

moBilität

neben den ökonomischen rahmenbedingungen beeinflussen vor allem auch die rechtlichen rahmenbedin-
gungen den ablauf bzw. die entwicklungen im transportsystem. dies betrifft die umweltauswirkungen einzel-
ner transportmittel, etwa durch bestehende grenzwerte für den treibhausgasausstoß, wie auch rechtliche
Bestimmungen zu verkehrsorganisation bzw. verkehrsablauf, etwa über geschwindigkeitsbeschränkungen oder
Bestimmungen für den ruhenden verkehr (z. B. die stellplatzregelungen der länder). aufgrund der föderalen
struktur Österreichs liegen dabei unterschiedliche zuständigkeiten der gebietskörperschaften vor. neben der
Bundesebene befinden sich wichtige handlungsfelder für eine emissionsfreie mobilität und dekarbonisierung
im Kompetenzbereich der länder wie beispielsweise raumplanung, stellplatzregelungen, öffentlicher verkehr
und verkehrsorganisation. im Kompetenzbereich der städte und gemeinden betrifft dies beispielsweise Flä-
chenwidmungen, Bauordnungen, verkehrsorganisation, öffentlichen verkehr, rad- und Fußgängerverkehr. eine
gute abstimmung und zusammenarbeit der gebietskörperschaften ist daher für die emissionsfreie mobilität
und dekarbonisierung des verkehrs essenziell.

Für die zielerreichung nötig sind daher die Koordination und abstimmung der strategien und handlungsfelder
zwischen Bund, ländern, städten und gemeinden, die identifikation und Beseitigung von für die dekarboni-
sierung kontraproduktiven regelungen und Bestimmungen sowie die abstimmung der rechtlichen rahmen-
bedingungen von Bund, ländern, städten und gemeinden zur unterstützung eines dekarbonisierten
verkehrssystems.

Besonders gegenüber innovationen gilt es offen zu sein und optimale rechtliche rahmenbedingungen etwa für
(e-)carsharing, e-taxis, automatisiertes Fahren und andere neue mobilitätsformen wie zum Beispiel ride-
sharing und attraktive mobilitätsservices zu schaffen. eine entbürokratisierung ist dabei ebenso ziel wie zum
Beispiel die evaluierung des nacht-60ers für lKw, die ausnahme von Fahrverboten für e-Fahrzeuge, die neu-
regelung und anpassung von gewichtstoleranzen und maßen, die Forcierung von nichtmonetären anreizen für
saubere mobilität oder notwendige legistische anpassungen im gebäude- und infrastrukturbereich besonders
zur errichtung von e-ladestationen.  Konkret kann die errichtung von e-ladestationen in wohnrechtliche 
materiengesetze aufgenommen werden. darüber hinaus bedarf es einer klaren regelung, dass die errichtung
von e-ladestationen keiner anlagenrechtlichen genehmigung unterliegt. 

neu errichtete geBäuDe

nach 2020 errichtete gebäude – die somit bis 2050 keiner umfassenden sanierung unterzogen werden – sollen
höchste effizienzstandards aufweisen. diese gebäude sollen ohne den einsatz fossiler Brennstoffe für raum-
wärme, warmwasser und Kühlung auskommen.

die baurechtlichen standards dafür sollen spätestens 2020 festgeschrieben werden und die Planbarkeit von in-
vestitionen gewährleisten. dies umfasst auch Klimawandelanpassungsmaßnahmen (z. B. passive Kühlung durch
Beschattungsmaßnahmen). der von klimaaktiv entwickelte gebäudestandard zeigt schon heute jene anforde-
rungen, die nach 2020 relevant sein werden. Jedenfalls wird der vorgabe der eu-gebäuderichtlinie nachgekom-
men, wonach ab dem 1. Jänner 2021 sämtliche neubauten als niedrigstenergiegebäude auszuführen sind.
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gebäudekonzepte der zukunft müssen in einem gesamtsystem betrachtet werden. standortentscheidungen
determinieren wesentlich die mobilität, darüber hinaus werden gebäude aber auch eine grundlegende rolle bei
der speicherung von energie spielen. dabei wird künftig eine vielfalt an nachhaltigen lösungen zur umsetzung
gelangen, je nach standort und nutzungsart. in dicht verbauten gebieten im rahmen des großvolumigen
wohnbaus sind gänzlich andere Konzepte zu verfolgen als bei kleineren gebäudeeinheiten (z. B. reihenhäu-
ser/gekoppelte Bauweise, einfamilienhäuser). wohngebäude weisen zudem deutlich andere energiever-
brauchsprofile auf als etwa Bürogebäude oder schulen. allen gebäudeformen sollte jedoch gemeinsam sein,
dass die gebäudehülle eine höchstmögliche effizienz in hinblick auf heizwärme- und Kühlbedarf aufweisen
muss und somit nur mehr ein verhältnismäßig geringer energieverbrauch abzudecken ist. neben den bautech-
nisch gebotenen niedrigstenergiegebäuden werden sich auch Passiv- oder Plusenergiegebäudestandards in zu-
nehmendem maße am markt etablieren.5

aBfallWirtschaft

Österreich hat im internationalen vergleich eine sehr hoch entwickelte und ausdifferenzierte abfallwirtschaft.
wesentliche Beiträge zu den emissionen entstehen aus der abfallverbrennung mit energieauskopplungen 
(wodurch in anderen Bereichen co2-emissionen vermieden werden, vor allem raumwärme) sowie durch 
methanemissionen aus deponien.

ziel ist eine hocheffiziente Kreislaufwirtschaft. sie leistet nicht nur einen wichtigen Beitrag zum wertvollen 
umgang mit ressourcen und zum Klimaschutz, sondern minimiert die abhängigkeit von importierten fossilen
und metallischen anderen rohstoffen (z. B. metalle, Phosphor). abfallvermeidung, wiederverwendung und
verstärktes recycling werden unter anderem durch intelligente Produktregelungen forciert (Produktdesign, 
materialauswahl, reparierbarkeit, verlängerung der nutzungsdauer etc.), welche jedoch keine maßnahmen der
abfallwirtschaft im engeren sinne darstellen.

handlungsfelder – Beitrag der abfallwirtschaft zur zielerreichung bis 2030:
- - -    mit Blick auf 2030 sollen methanemissionen aus deponien unter anderem durch Bewässerung bei gleich-
        zeitig verbesserter deponiegaserfassung sowie durch aerobe in-situ-stabilisierung reduziert werden. 
- - -    Bei der abwasserbewirtschaftung bietet die optimierung der stickstoffentfernung Potenzial zur senkung 
        der lachgasemissionen.

fluorierte gase

die senkung der treibhausgasemissionen aus fluorierten treibhausgasen (F-gase) ist ein erklärtes ziel der 
europäischen union. die Quotierung der in der eu auf den markt gebrachten F-gase soll deren menge 
(gemessen in co2-Äquivalent) bis 2030 um 79 % senken. anstelle von F-gasen werden natürliche Kältemittel
bzw. Kältemittel mit niedrigem treibhausgaspotenzial verwendet. durch maßnahmen in den entsprechenden
rechtsakten der europäischen union sollte es möglich sein, durch innovationen und technische entwicklungen
diese emissionen bis mitte des Jahrhunderts weitgehend zu vermeiden.
handlungsfelder – Beitrag des sektors zur zielerreichung bis 2030:
- - -    überwachung der einhaltung der (weitgehend durch eu-recht harmonisierten) Bestimmungen der 
        verordnung (eu) nr. 517/2014, insbesondere der Beschränkungen und verbote
- - -    Beobachtung der Fortschritte im rahmen des Quotensystems und der in Folge der verknappung an 
        F-gasen erforderlichen umstellungen

5 demonstrationsgebäude aus den Forschungsprogrammen „haus der zukunft” und „stadt der zukunft”, Bmvit, 2017
(www.nachhaltigwirtschaften.at/resources/hdz_pdf/sdz_technicalguide2017.pdf )



5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: WAS WIR TUN WOLLEN

- - -  43 - - -

- - -    Für die berührten wirtschaftskreise stellt sich die aufgabe, F-gase in allen stationären Kälte- und 
        Klimaanlagen sowie wärmepumpen durch natürliche Kältemittel oder solche mit niedrigem treibhausgas-
        potenzial schrittweise zu ersetzen. ebenso wird es in den kommenden Jahren erforderlich sein, F-gase als 
        treibmittel für schaumstoffe (z. B. isolierplatten für gebäude) zu ersetzen.
- - -    mittelfristig sollte eine einschränkung der verwendung von schwefelhexafluorid in schaltanlagen ange-
        strebt werden.
- - -    einschränkung der verwendung von F-gasen in medizinischen aerosolen durch teilweisen umstieg auf 
        Pulverinhalatoren und vergleichbare hFKw-freie systeme

AUFGABE 5: FORSCHUNG UND INNOVATION 
ALS SCHLÜSSEL FÜR EINEN ERFOLGREICHEN 
STANDORT

mit Forschung, technologieentwicklung und innovation wird es gelingen, neue lösungen zu entwickeln, 
veränderungsprozesse aktiv mitzugestalten und österreichische akteure auf internationalen märkten zu 
positionieren. die aufgabe, die dekarbonisierungsagenda sowohl technisch möglich als auch wirtschaftlich
tragfähig und sozial verträglich zu gestalten, erfordert dabei eine langfristige Forschungs-, technologie- und 
innovationspolitik.

neue energielösungen und energietechnologien werden sich aller voraussicht nach zum größten wachstums-
markt des 21. Jahrhunderts entwickeln. Für exportorientierte technologieanbieter im energiebereich ist es
wichtig, neben der anwendungsorientierten implementierung und umsetzung im heimmarkt europa auch die
globalen märkte zu berücksichtigen. Für den referenzmarkt ist neben einem strukturierten zusammenspiel
von technologieanbietern und -anwendern die verstärkte ausrichtung des öffentlichen Beschaffungswesens auf
innovationen notwendig. damit kann die oft schwierige Phase bis zum ersten markteintritt bewältigt werden.
im Bereich innovativer energielösungen konnte Österreich als exportland bereits international punkten und
sich mit klugen lösungen für die energiezukunft erfolgreich am weltmarkt positionieren.

missionsorientierte forschungsschWerpunkte

die Klima- und energiestrategie verfolgt das ziel, Österreich im energiebereich zum innovation leader zu 
machen. hierfür bedarf es einer signifikanten steigerung der öffentlichen Forschungs- und innovationsaus-
gaben im sinne von „mission innovation”. zur stärkung der heimischen Forschung wird Österreich der 
globalen „mission innovation-initiative” beitreten und als „Front runner” schlüsseltechnologien vorantreiben.
dabei ist die hebelwirkung der direkten Forschungsförderung im sinne der stimulierung privater mittel für
energieinnovationen zu berücksichtigen, insbesondere vor dem hintergrund zukunftsorientierter investitionen
in Österreich. es sind weitere anreize vorzusehen, um eine deutliche erhöhung der Forschungs- und innovati-
onsquote durch aktivierung privater investitionen in Forschung, entwicklung und umsetzung zu erreichen. 

die missionsorientierte ausrichtung der Forschungs- und innovationsschwerpunkte wird die Bündelung aller
Kräfte zur umsetzung konkreter gemeinsamer vorhaben sowie ein fokussiertes und effizientes innovationsma-
nagement unterstützen. das für eine akzeptierte umstellung notwendige zusammenspiel von Forschung, wirt-
schaft und Politik muss dabei die menschen mit ihren grundbedürfnissen (wohnen, mobilität, arbeiten etc.)
ins zentrum stellen. im Kern geht es um lösungen für einen ökonomisch erfolgreichen und klimaverträglichen
wirtschaftsstandort (dazu siehe auch leuchtturm 9).
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Österreichisches energieforschungs- unD innovationssystem

im rahmen der österreichischen energieforschungs- und innovationsstrategie6 wurden unter anwendung eines
funktionsorientierten zugangs thematische schwerpunkte für Österreichs Forschung und entwicklung identifi-
ziert. Bedarfsorientierte zielsysteme stehen im vordergrund, die erzeugungs-, umwandlungs- und speicher-
technologien sind optimal in das zielsystem zu integrieren. um die notwendigen langfristigen entscheidungs-
und handlungsspielräume zur erreichung der Klima- und energieziele zu schaffen, bedarf es der weiterent-
wicklung dieses systemischen ansatzes, der die wechselbeziehungen zwischen den einzelnen handlungs-
ebenen umfassend einbezieht.

entWicklung von schlüsseltechnologien

die Bundesregierung hat sich in ihrem arbeitsprogramm die modernisierung unserer energiesysteme durch
die entwicklung von schlüsseltechnologien zum ziel gesetzt und dazu eine technologieoffene energiefor-
schungsinitiative verankert. durch heimische ressourcen und Know-how sollen missionsorientierte Forschung
und entwicklung die Bewältigung spezifischer herausforderungen im energiesystem vorantreiben. durch 
großflächige erprobung von technologien bzw. lösungen im realbetrieb werden technologieführerschaft 
erreicht und ein kräftiger entwicklungs- und umsetzungsschub angestoßen. die innovationskräfte des landes
– von green tech start-ups über die kleinen und mittleren unternehmen bis hin zu den internationalen indus-
triebetrieben und Forschungseinrichtungen – sollen aktuelle veränderungsprozesse, wie beispielsweise die 
digitalisierung und dezentralisierung unserer energiesysteme oder die diversifizierung der mobilitätssysteme
im sinne der Klimaverträglichkeit aktiv gestalten können.
- - -    sektorkopplung
        erarbeitung integrierter systemlösungen für die Kopplung von infrastrukturen, technologien und dienst-
        leistungen für strom, wärme und mobilität
- - -    Digital and smart energy
        systemintegration neuer technologien für die energiespeicherung und Flexibilisierung der energieversor-
        gungssysteme als wesentlicher enabler für hohe anteile erneuerbarer energie bei gleichzeitiger sicher-
        stellung von sicherheit und resilienz
- - -    marktfähige gesamtlösungen und technologiebasierte Dienstleistungen
        entwicklung neuer geschäftsmodelle in verbindung mit der digitalisierung durch die Berücksichtigung 
        neuer trends in der gesellschaft (dazu siehe auch leuchttürme 10 und 11)

Bei aktuellen Forschungsprogrammen sollen schwerpunkte in richtung alternative antriebstechnologien
(etwa wasserstoff/ Brennstoffzelle) gesetzt werden, beispielsweise im öffentlichen Busverkehr oder bei 
verschublokomotiven. die zukünftige Forschung im Bereich Fahrzeugtechnologien soll sich vorrangig auf 
null- und niedrigstemissionsfahrzeuge konzentrieren. dies beinhaltet auch die Forschung zu innovativen Kraft-
stoffen (e-Fuels).

Durchgängiges fÖrDerportfolio von Der grunDlagenforschung Bis
Zur marktüBerleitung

sogenannte Breakthrough-technologien werden nicht nur bei der energiegewinnung, sondern verstärkt auch
bei der energieverwendung eingesetzt. um diese entwicklungen voranzutreiben, sind neue voraussetzungen
für eine orientierte grundlagenforschung zu schaffen, aber auch möglichkeiten, die innovationskraft von entre-
preneuren und start-ups im Bereich der Fti initiativen verstärkt einzubinden. die Programme des Klima- und

6 Bmvit (2017): https://nachhaltigwirtschaften.at/de/e2050/publikationen/energie-forschungs-innovationsstrategie.php     
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energiefonds decken derzeit den gesamten innovationsprozess von der grundlagenforschung bis zur demons-
tration ab. (dazu siehe auch leuchtturm 10.)

AUFGABE 6: VERaNTWORTUNG FÜR JEDE UND 
JEDEN – BILDUNG FÜR EINE NACHHALTIGE 
ZUKUNFT UND BEWUSSTSEIN SCHAFFEN 

mit der vorliegenden strategie soll den Bürgerinnen und Bürgern in zukunft ermöglicht werden, aktiv am 
energiesystem zu partizipieren. durch verstärkte Bewusstseinsbildung und informationskampagnen sollen die
nachfrage nach klimafreundlichen und energieeffizienten Produkten, dienstleistungen und technologien 
erhöht sowie entsprechende investitionen angeregt werden. dabei muss eine gemeinsame vorgangsweise von
Bund, ländern und gemeinden angestrebt werden.

Wirkungsvolle einBinDung aller marktteilnehmer unD consumer 
empoWerment

Für die transformation der energiesysteme ist es notwendig, dass haushalte aktive akteure und Profiteure des
wandels sind. es ist daher auch ziel, die endkundinnen und endkunden zu stärken („consumer empower-
ment”) und mögliche systemische Kosten-nutzen-schieflagen bestmöglich zu vermeiden bzw. auszugleichen.
eine faire und nachhaltige energiewende muss von allen getragen werden.

die digitalisierung der infrastruktur im energiesystem wie durch den derzeit erfolgenden rollout der smart
meter ermöglicht bisher passiven endkundinnen und endkunden, nun auch aktiv und flexibel neue Produkte
und dienstleistungen zu nutzen. 

möglichkeiten für Konsumentinnen und Konsumenten, selbst energie zu produzieren, zu speichern und zu ver-
wenden, werden unterstützt und gestärkt. dabei werden nicht nur einfamilienhäuser im eigentum berücksich-
tigt, zukünftig wird der Fokus zunehmend auf mehrparteienhäuser im eigentumsbereich sowie vor allem auf
misch- und mietgebäude gelegt. es gilt nun, die notwendigen voraussetzungen dafür zu schaffen, da durch bes-
sere lastenverteilung mittels weiterer regel- und ausgleichsenergiemöglichkeiten vorteile für das gesamtsys-
tem entstehen. weiters können die zukünftigen Prosumer von flexiblen Preis- bzw. anreizmechanismen
profitieren. Bei neuen, komplexen tarifstrukturen ist auf transparenz und nachvollziehbarkeit besonderes 
augenmerk zu legen. im einklang mit den neuen entwicklungen müssen Konsumentenrechte angepasst und
gestärkt werden. erforderlich sind auch die verstärkte Kommunikation, Bewusstseinsbildung und information.

auch die weiterentwicklung bestehender mobilitätsplattformen zur vernetzung eines transparenten, öffentlich
zugänglichen mobilitätsangebots im sinne der mobilität-als-service und zur etablierung integrierter tür-zu-
tür-angebote ist notwendig. digitalisierung erlaubt neue services wie ride-sharing, öffentlichen verkehr on-
demand und personalisierte serviceangebote, die einerseits neue geschäftsmodelle ermöglichen und
andererseits energieeffizientes mobilitätsverhalten unterstützen.

BeWusstseinsBilDung

als übergreifendes Thema wurde die erhöhung des Bewusstseins für effiziente energienutzung in der Bevölke-
rung erkannt. als vorbild diente die mobilisierung zur abfalltrennung in den 1980er-Jahren, die Österreich eine
vorreiterrolle bei moderner abfallwirtschaft und umwelttechnologie einnehmen ließ. das Thema spannt sich
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dabei von informationskampagnen bis zur verankerung von energieeffizienz und Klimaschutz in lehrplänen
oder der Facharbeiterausbildung. im rahmen der initiative klimaaktiv wurden bereits wichtige impulse im 
Bereich der Bewusstseinsbildung, der information und der weiterbildung besonders relevanter Professionisten
gesetzt.

eine breit angelegte initiative zur Bewusstseinsbildung soll allen Bürgerinnen und Bürgern die wichtigkeit der
Themen Klimaschutz und energieeffizienz sowie den sorgsamen umgang mit energieressourcen näherbringen.
die erfolgreiche umsetzung vieler maßnahmen der Klima- und energiestrategie ist davon abhängig, wie sehr
sich die menschen damit identifizieren können. wichtig ist es daher, die Konsumentinnen und Konsumenten
über diesen breit angelegten umdenkprozess zu informieren und von anfang an entsprechend einzubinden
bzw. zu persönlichen Beiträgen zu motivieren. 
- - -    mit Bewusstseinsbildung werden die ziele der imagebildung, identifikation und integration (vernetzung 
        der beteiligten stakeholder) verfolgt. 
- - -    imageaufbau für positive assoziationen zur energiestrategie und damit auch verbesserung der identifika-
        tion der Bürgerinnen und Bürger mit der Thematik („ich mache mit!”)
- - -    verstärkung des gesellschaftlichen dialogs über energiefragen und innovative lösungswege
- - -    verständnis der verbraucherinnen und verbraucher verbessern (z. B. Komfort bekommt eine andere 
        Qualität) bzw. Bewusstsein steigern, welchen Beitrag die richtigen technologien und Produkte leisten 
        können (ressourcenschonung etc.)
- - -    wissen über die richtige anwendung von geräten und technologien verbessern sowie selbstverantwor-
        tung forcieren. richtiges nutzerverhalten bringt einsparungen.

BilDung

die stärkere verankerung der Themen energienutzung, energieeffizienz, ressourcen und Klimaschutz entlang
der gesamten Bildungskette soll einerseits zu kurzfristig wirksamen verhaltensänderungen beitragen und ande-
rerseits langfristig ein umdenken herbeiführen.
- - -    erhöhung des interesses an den Themen energie, nachhaltige mobilität, Klimaschutz sowie am spannungs-
        feld zwischen energieverbrauch und ressourcenintensivem verhalten
- - -    aufnahme der genannten Themenschwerpunkte in die lehrpläne von Pflicht- und höheren schulen
- - -    verstärkung der Themen in der lehreraus- und -fortbildung an den pädagogischen hochschulen
- - -    erarbeitung schulspezifischer unterrichtsmaterialien
- - -    Kampagne zur generierung hoch qualifizierter technikerinnen und techniker und verstärkter aktivitäten 
        zur weiterbildung
- - -    stärkung des qualifizierten handwerks
- - -    Branchenübergreifender und handwerksübergreifender Know-how-transfer (dazu siehe auch leuchtturm 11)

forschungsfÖrDernDes umfelD

Für die notwendige transformation des mobilitäts- und energiesystems benötigen unternehmen und (For-
schungs)institutionen auch ausreichend qualifiziertes Personal. ziel ist daher die deutliche erhöhung der an-
zahl an Forscherinnen und Forschern im energiebereich an universitäten, Fachhochschulen sowie in außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen. dazu sollen weiterentwicklung und ausbau der gezielten nachwuchsför-
derung im energiebereich sowie die schaffung bzw. der ausbau von Bildungsangeboten entlang der wertschöp-
fungskette von Forschung, innovation und markt beitragen. auch wenn es mehrheitlich um technisch-natur-
wissenschaftliche Fragestellungen geht, muss darauf geachtet werden, dass auch sozialwissenschaftliche Frage-
stellungen hinsichtlich technikakzeptanz, systemtransition und wandel im wirtschaftssystem beantwortet 
werden müssen.
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die vernetzung der Forschung mit akteurinnen und akteuren der umsetzung ist wichtig, um die lösungsrele-
vanz von Forschungsergebnissen zu steigern. die erhöhung des wissens- und technologietransfers, insbeson-
dere von hochschulen in die industrie, soll dazu beitragen, mittels den in der Forschung erzielten ergebnissen
auch gesellschaftlich relevante umsetzungen bzw. wertschöpfung am markt zu generieren. die schaffung bzw.
der aufbau gemeinsamer Forschungsinfrastrukturen im energiesystem sowie der integrative ansatz zwischen
Forschung und überleitung in den markt (z. B. hinsichtlich ökonomischer, rechtlicher anforderungen) unter-
stützt die österreichischen energieforscherinnen und energieforscher und unternehmen dabei, sich besser auf
dem europäischen und globalen markt zu positionieren.

energieBeratung

energieberatung ist ein sehr geeignetes instrument, um innerhalb der Bevölkerung einen effizienteren umgang
mit energie zu ermöglichen. wissen um energieeffizienz unterstützt haushalte beim energie- und damit Kos-
tensparen. es ist davon auszugehen, dass in allen Bevölkerungsgruppen Kompetenzen des energieeffizienten
umgangs gestärkt werden müssen, um zu nachhaltigen ergebnissen zu gelangen. daher müssen energiebera-
tung sowie die vermittlung von Kenntnissen über einsparungsmöglichkeiten für alle haushalte und die wirt-
schaft zur verfügung stehen. in der Kommunikation wird diesbezüglich nach zielgruppen zu differenzieren
sein. dabei soll auf bestehenden Beratungsstrukturen und Programmen aufgebaut, diese sollen erweitert und
harmonisiert werden. Bei der vergabe von wohnbauförderungen bzw. bei Baugenehmigungen soll in zusam-
menarbeit mit den ländern eine umfassende energieberatung vorgeschrieben werden. 

moBilitätsmanagement unD BeWusstseinsBilDung

mobilitätsmanagement ist ein zentrales element zur verbesserung der verkehrsorganisation im privaten und 
betrieblichen umfeld sowie in städten und regionen und trägt wesentlich zur transformation in richtung
nachhaltiger mobilität sowie zu einem dekarbonisierten verkehr bei. mobilitätsmanagement unterstützt die
einführung und Benutzung neuer und umweltfreundlicher technologien, um deren Potenziale voll nutzen zu
können sowie kontraproduktive entwicklungen zu vermeiden. 
- - -    ziel ist, den informationsstand sowie das Bewusstsein für nachhaltige mobilität in der Bevölkerung zu ver-
        bessern. alle österreichischen unternehmen, städte, gemeinden und regionen sowie weitere relevante 
        akteure im mobilitätssystem sollen zur einführung emissionsfreier nachhaltiger mobilitätslösungen im 
        rahmen von mobilitätsmanagementprogrammen motiviert und bei der umsetzung unterstützt werden. 
- - -    verkehr und mobilität haben auch wesentliche auswirkungen auf die gesundheit wie etwa im Bereich der 
        verkehrssicherheit oder der gesundheitsförderung durch aktive mobilität. daher sollen mittels erstellung 
        eines verkehr-umwelt-gesundheitsplans im sinne des who unece Pan-europäischen Programms 
        „verkehr gesundheit umwelt“ gesundheitsaspekte mit umwelt- und verkehrsaspekten verknüpft werden. 
- - -    ebenso ist es wesentlich, neben dem einsatz alternativer technologien speziell auch den umgang mit neuen 
        intermodalen verkehrsangeboten zu vermitteln. 

vorBilDWirkung Der Öffentlichen hanD

- - -    das Bestbieterprinzip soll unter einschluss von klima- und energierelevanten Kriterien bei der öffentlichen 
        Beschaffung verankert werden.  
- - -    insbesondere die nachfrageseitige stimulierung von innovationen gewinnt als ergänzung angebotsseitiger 
        ansätze stetig an Bedeutung. durch ein innovationsorientiertes öffentliches Beschaffungswesen sollen die 
        einführung und etablierung von energieinnovationen forciert werden.
- - -    zur umstellung der wärmeversorgung auf erneuerbare energieträger, einschließlich Fernwärme für öffent-
        liche gebäude von Bund, ländern und gemeinden, sollen geeignete rahmenbedingungen geschaffen werden.



7 economica (2016) im auftrag des BmlFuw. eu28+eFta, datenbasis: eP/Pct veröffentlichungen 2006–2015.
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- - -    in der öffentlichen Beschaffung bzw. den öffentlichen Flotten soll die öffentliche hand eine vorbildrolle 
        durch umstellung auf null- und niedrigstemissionsfahrzeuge im rahmen von routinemäßiger ersatzbe-
        schaffung von Bedarfsträgern ohne spezielle einsatzerfordernisse übernehmen. Fahrzeuge sollen dabei 
        gemäß dem Prinzip des total cost of ownership (tco) beschafft werden.

AUFGABE 7: TECHNOLOGIEN FÜR DIE 
DEkaRBONISIERUNG NUTZEN 

viele innovative erfindungen haben ihren ursprung in Österreich. innovative österreichische unternehmen –
von green tech start-ups bis zu international erfolgreichen industriebetrieben – sind nicht nur auf dem heim-
markt gefragt, sondern zählen zur absoluten weltspitze. Für Österreich als kleine offene volkswirtschaft ist der
handel essenziell, wobei insbesondere die komparativen vorteile bei Produktion von energietechnologien und
die marktentwicklung im rahmen des Pariser Klimaabkommens genutzt werden sollen. 

Basierend auf einem stabilen heimmarkt soll das technologieland Österreich konsequent weiter ausgebaut wer-
den. die umwelttechnikindustrie ist innovativ und wettbewerbsfähig, ihr wachstum ist ein gewinn für Klima,
standort und Beschäftigung. die österreichische umwelttechnikindustrie (produzierender Bereich) generierte
im Jahr 2015 einen gesamtwirtschaftlichen umsatz von rund 18 milliarden euro und sichert damit mehr als
90.000 arbeitsplätze in der österreichischen wirtschaft. Jede und jeder neue Beschäftigte in der umwelttechnik-
industrie bewirkt annähernd zwei zusätzliche arbeitsplätze in anderen Bereichen der österreichischen volks-
wirtschaft. 

die österreichische energie- und umwelttechnikindustrie ist eine in jeder hinsicht robuste zukunftsbranche
mit großem exportpotenzial. mit der Forcierung österreichischer energie- und umwelttechnologien sind
enorme chancen für wertschöpfung und Beschäftigung in Österreich verbunden. die steigerung der hohen
exportquote ist auch ein wichtiger Beitrag zum globalen Klimaschutz.

stärkefelDer forcieren

die nachfrage nach energie- und umwelttechnologien wird vor dem hintergrund des Pariser Klimaabkom-
mens künftig weltweit ansteigen. umso wichtiger ist es, dass die österreichische energie- und umwelttechnik
auch in zukunft innovationskraft und technologisches leadership unter Beweis stellen kann. Besonders innova-
tiv sind die österreichischen unternehmen in den Bereichen elektromobilität, emissionsarme mobilität, Bio-
energietechnik und energieeffizienz. diese Bereiche sind stärkefelder der österreichischen wirtschaft, die
weiter forciert werden müssen. daher wird die exportunterstützung für heimische umwelt- und energietechno-
logien ausgebaut. derzeit liegt Österreich innerhalb der eu in den Bereichen verkehr/mobilität und energieef-
fizienz auf rang 1 bzw. rang 2 der Patent-neuanmeldungen.7
Folgende handlungsfelder sollen die österreichischen energie-, verkehrs- und umwelttechnologien dabei 
unterstützen, die positive entwicklung fortzusetzen:
- - -    stärkung der umwelt- und Klimaschutzinvestitionen
- - -    stärkung des energie-Know-hows in Kmus durch energiemanagementsysteme
- - -    verbesserung der rahmenbedingungen für errichtung und Betrieb von demonstrations- und Pilotanlagen 
        der energie-, mobilitäts- und umwelttechnologien
- - -    nachhaltige und innovationsfördernde ausrichtung der öffentlichen Beschaffung im Bereich der energie-, 
        mobilitäts- und umwelttechnologien
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- - -    Forcierung der digitalisierung in den energie-, mobilitäts- und umwelttechnologien
- - -    ausbau der initiativen zur stimulierung und unterstützung von start-ups im umwelt- und Klimaschutz
- - -    Forcierung von aus- und weiterbildung in den Bereichen der energie-, verkehrs- und umwelttechnologien, 
        vor allem durch die schaffung von „green Jobs“ im rahmen der ausbildungs- und Förderprogramme
- - -    weiterentwicklung von Qualitätsstandards und Beratungsinitiativen im Klima- und energiebereich
- - -    Forcierung der internationalisierungs- und exportunterstützung für heimische energie-, umwelt- und 
        verkehrstechnologien.
- - -    nutzung von exportchancen durch internationale Klimafinanzierung
- - -    export von österreichischem Know-how im Bereich nachhaltiger waldbewirtschaftung, Forstaufschließung 
        und erntetechnik sowie aufforstungssysteme

grossformatige erproBungsphasen unter realBeDingungen

der umsetzung von großformatigen lösungen, entwicklungs- und testphasen wird besonderer stellenwert
eingeräumt. dabei werden einzeltechnologien in gesamtsysteme integriert, deren zusammenspiel optimiert
und unter realbedingungen bzw. unter einbeziehung der nutzerinnen und nutzer relevante erkenntnisse bzw.
erfahrungswerte zur breiteren umsetzung gewonnen. um solche großformatigen erprobungsphasen zu ermög-
lichen, sind unterschiedliche Finanzierungsinstrumente zu kombinieren und im rahmen einer langfristigen
aufbau- und testphase zu koordinieren. Für derartige testphasen sind neben der Forschungsförderung auch 
investitionsförderungen und private investitionen abzustimmen bzw. zusammenzuführen.

ein erstes Beispiel dafür ist die Fti-initiative „vorzeigeregion energie” des Klima- und energiefonds. die vorzei-
geregion energie soll zeigen, dass eine energieversorgung auf Basis von bis zu 100 % erneuerbaren energien mit
innovationen aus Österreich machbar ist. innovative energietechnologien werden in den vorzeigeregionen ge-
testet und in weiterer Folge durch die marktprogramme des Klima- und energiefonds in Österreich ausgerollt.
in den kommenden drei Jahren will der Fonds drei ausgewählte vorzeigeregionen (umsetzung 2018–2025)
unterstützen: wiva P&g (wasserstoff/methan), neFi (versorgung der heimischen industrie mit 100 % 
erneuerbarer energie) und greenenergylab (smart grids/demand side management/demand response).
mehr als 200 Projektpartner (anteil unternehmen 60 %) sind beteiligt. 

solche Fti-initiativen können die grundlage für die umsetzung einer „experimentierklausel“ nach deutschem
vorbild gemäß sinteg-verordnung sein. den teilnehmenden unternehmen soll die möglichkeit gegeben
werden, neue geschäftsmodelle innerhalb eines geschützten regulierungsrahmens zu erproben. (dazu siehe
auch leuchtturm 10.)

technologietransfer unD internationale positionierung 

da internationalisierung für innovationsorientierte unternehmen – nicht zuletzt aufgrund der globalisierung
sowie des relativ überschaubaren heimmarktes – ohne jede alternative ist, werden unternehmen in dieser 
herausfordernden wachstumsphase unterstützt. entscheidend für die erfolgreiche Positionierung österrei-
chischer energietechnologieanbieter sind einerseits die aktive vernetzung und Kooperation österreichischer
akteure in internationalen Fti-initiativen (wie z. B. im strategic energy technology (set) Plan der eu oder in
den Kooperationsprogrammen der internationalen energieagentur) und andererseits die strategische Bünde-
lung von einzelnen stärken zu umfassenden lösungsangeboten. 

als Beispiel kann hier die auf österreichische initiative entstandene transnationale Joint Programming Plattform
smart energy systems herangezogen werden. das Bmvit koordiniert hier ein netzwerk von 25 nationalen
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und regionalen Fti-Förderprogrammen in 23 europäischen bzw. assoziierten ländern zu den Themen smart &
digital energy systems und integrierte regionale energiesysteme. ziel ist die initiierung und Förderung transna-
tionaler Fti-Projekte in co-creation mit regionalen akteuren und Bedarfsträgern in den beteiligten ländern.
damit wird für die österreichischen akteure der zugang zu internationalen innovationspartnern und eu-mit-
teln geschaffen. ebenso wird der weg ins eu-rahmenprogramm und auf die internationalen märkte geebnet.
auch die zusammenarbeit mit marktüberleitungsprogrammen in den beteiligten ländern und Privatinvestoren
ist vorgesehen.

moBilität

die schaffung von rahmenbedingungen für co2-arme mobilität mit schwerpunkt elektromobilität bedingt
vor allem im Fahrzeugbereich einen technologiewandel. zur erreichung eines dekarbonisierten verkehrs-
sektors ist der einsatz von elektromobilität mit erneuerbarer energie die technologische alternative zum 
verbrennungsmotor. die elektrifizierung des verkehrs umfasst dabei sowohl den individualverkehr durch
Kraftfahrzeuge im Personen- und güterverkehr als auch den öffentlichen straßen- und schienenverkehr sowie
carsharing und taxis. neben einer weitaus höheren effizienz des antriebs ist auch die stromproduktion mit 
erneuerbaren energieträgern ein entscheidender systemvorteil. zusätzlich zu energie- und co2-einsparungen
werden luftschadstoff- und lärmemissionen des verkehrs massiv reduziert. neben der schaffung geeigneter
lade- und Betankungsinfrastruktur bzw. dem ausbau der direkten energieversorgung der verkehrsmittel 
(z. B. elektrifizierung im schienenverkehr, o-Busse) ist die elektromobilität langfristig in eine strombasierte
energiezukunft unter lösung der energiespeicherfrage einzubetten.

darüber hinaus können auch nachhaltig produzierte Biokraftstoffe, Biogas (Bio-cng/Bio-lng) sowie 
wasserstoff auf Basis erneuerbarer energie einen Beitrag zur substitution der fossilen Kraftstoffe leisten. die
Forschungsaktivitäten in diesem Bereich müssen deutlich gesteigert werden, um innovative Bioraffineriekon-
zepte, Biokraftstoffe der zweiten generation sowie eine kostengünstige wasserstoffgewinnung, -speicherung
und stromerzeugung in Brennstoffzellen zu entwickeln. signifikante zusätzliche Beiträge daraus sind in der
Phase vor 2030 allerdings nicht zu erwarten. ein verstärkter einsatz alternativer technologien auf Basis erneuer-
barer energien ist insbesondere dort wünschenswert, wo eine elektrifizierung aus heutiger sicht nur einge-
schränkt möglich ist (z. B. schwere nutzfahrzeuge, landwirtschaft, Flugverkehr).
- - -    zum ausbau der e-mobilität (inkl. Brennstoffzelle) und alternativer Kraftstoffe und ihrer infrastruktur auf 
        ebene des Bundes, der länder, städte und gemeinden ist die weiterentwicklung des nationalen strategie-
        rahmens für saubere energie im verkehr als österreichweite Plattform der maßnahmenträger erforderlich.
- - -    Bis zum Jahr 2030 wird bei der neuzulassung eine schwerpunktverschiebung zu emissionsfreien PKw und 
        leichten nutzfahrzeugen angestrebt. hierfür erforderlich sind anreize und ordnungspolitische verbesse-
        rungen sowie die Positionierung der Bundesregierung auf eu-ebene für eine Folgeregelung zur co2-
        grenzwertsetzung für neue PKw und leichte nutzfahrzeuge im sinne der thg reduktionsziele.
- - -    Bei lKw und Bussen ist eine erweiterung der technologischen optionen bis 2030 nötig, beispielsweise 
        durch Förderung und realisierung von alternativen güterverkehrstechnologien und emissionsfreier 
        logistik auf straße, schiene und im kombinierten verkehr sowie die Positionierung der Bundesregierung 
        auf eu-ebene für eine anspruchsvolle regelung zur co2-grenzwertsetzung für lKw und Busse im sinne 
        der thg reduktionsziele. Bis zum Jahr 2040 wird angestrebt, eine deutliche steigerung von emissions-
        freien lKw und Bussen mithilfe konkreter anreize zu erreichen.

intelligente verkehrssysteme haben das Potenzial, über endkundendienste mobilitätsangebote bereitzustellen
und deren akzeptanz zu beeinflussen. zukünftige Fahrzeuge werden kooperativ, vernetzt und in weiterer Folge
auch automatisiert konzipiert. Besonders automatisiertes Fahren hat ebenfalls das Potenzial zur reduktion des
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Fahrzeugbestandes sowie des energieeinsatzes im verkehr. durch gesteuertes Fahren kann ein gleichmäßigerer
verkehrsablauf gewährleistet werden, durch die enge verknüpfung mit systemen des öffentlichen verkehrs
(Öv) kann eine sinnvolle verzahnung der transportvorgänge mit effizienten transportsystemen erfolgen
(„sharing-elektromobilität-automatisierung”). hierfür sind die erforderlichen rechtlichen, ökonomischen und
verkehrsorganisatorischen rahmenbedingungen zu schaffen. Fahrzeuge sollen im mittel- und langstreckenver-
kehr als zu- und abbringer zum Öv-system etabliert werden. hierfür sind begleitend die erforderlichen iKt-
systeme zu entwickeln. in Pilotanwendungen soll besonders auf einen nachhaltigen einsatz geachtet werden,
um so mit verkehrsflussoptimierungen höhere sicherheit und ökoeffizientere nutzung von infrastruktur zu er-
möglichen.

AUFGABE 8: DEN URBANEN UND LÄNDLICHEN 
RaUM KLIMAFREUNDLICH GESTALTEN 

die siedlungsstruktur, also die verteilung der verschiedenen raumnutzungen (wohnen, arbeiten, erholung,
ausbildung, einkauf und dienstleistungen im raum) hat großen einfluss auf den verkehrsaufwand, der zur
verbindung dieser nutzungsarten erforderlich ist. in der vergangenheit ist diesen zusammenhängen nicht aus-
reichend gewicht in den entscheidungsprozessen zugekommen. die raumplanung der letzten Jahrzehnte hat
stark zum anstieg der Fahrleistungen im straßenverkehr, zum energieverbrauch in gebäuden und damit zum
anstieg der co2-emissionen beigetragen. die verpflichtende verankerung von Klima- und energiezielen in
raumordnungskonzepten sowie raumbezogenen Plänen und Programmen der gebietskörperschaften ist ein
notwendiger ordnungspolitischer schritt.

sieDlungsentWicklung im länDlichen raum – flächen sparsam nutZen

die nutzung von Flächenressourcen ist ein wichtiger langfristiger Faktor zur erreichung der Klimaziele und des
sparsamen umgangs mit energieressourcen. in Österreich werden täglich 14,7 ha Fläche verbaut (durchschnitt
2014–2016). neuwidmungen für Bau-, Betriebs- und verkehrsflächen in vielen gemeinden Österreichs führen
zur zersiedlung der landschaft und damit einhergehend zu einem starken „Flächenverbrauch”. dieser liegt noch
immer deutlich über dem reduktionsziel der strategie für nachhaltige entwicklung von 2,5 ha pro tag.

die raumnutzung muss daher stärker in richtung eingrenzung des Bodenverbrauchs, verhinderung von ver-
siegelung sowie sicherstellung einer verdichteten, kompakten siedlungs- und gewerbegebietsentwicklung ge-
lenkt werden. die ortskernbelebung schafft dazu auch positive gesellschaftspolitische aspekte. diese
Flächenentwicklung muss in abstimmung mit den einzugsbereichen von Öv-haltestellen erfolgen und eine
ausreichende durchmischung von Funktionen wie wohnen, arbeiten und erholung fördern. die raumpla-
nung hilft dabei, den ansteigenden trend bei Fahrleistungen im straßenverkehr und damit zum anstieg der
co2-emissionen im mobilitätsbereich der vergangenen Jahre umzukehren.

ein wesentliches anliegen Österreichs ist es, die zersiedlung zu stoppen. die errichtung von gebäuden in 
bestehenden siedlungsstrukturen, eine Funktionsdurchmischung der siedlungsbereiche sowie deren erschlie-
ßung mit öffentlichen verkehrsangeboten sind dafür unverzichtbar. Bauordnungen und stellplatzregelungen
sind weitere wichtige hebel in richtung einer klimaverträglichen mobilität. 

auch die wohnbauförderung und andere instrumente zur investitionssteuerung sollen stärker für siedlungsent-
wicklung und energieraumplanung genutzt werden. dies ist im Kontext von zukünftigen verhandlungen zwi-
schen den gebietskörperschaften zu sehen.
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mit den Bundesländern zu besprechende Punkte umfassen unter anderem die auswirkung der raumordnung
auf die treibhausgasemissionen, die verwendung von „Öv-güteklassen“ i.s.v. „mobilitäts-lables“, Baulandwid-
mungen oder raumrelevante Förderungen. ziel ist eine kosteneffektive und effiziente ausrichtung der raum-
ordnung entlang der Klima- und energieziele.
- - -    raumordnung und Flächenwidmung sollen siedlungsstrukturen fördern, die zur verdichtung und Funk-
        tionsmischung beitragen und kurze wege gewährleisten.
- - -    erarbeitung, Beschluss und umsetzung eines umfassenden infrastruktur- und raumordnungsplans in 
        zusammenarbeit mit ländern und gemeinden
- - -    Flächenverbrauch verantwortungsvoll steuern, Flächenverlust/-versiegelung reduzieren
- - -    maßnahmen zur aktivierung von bestehenden, nicht genutzten Betriebsflächen und wohngebäuden 
        (anreize zur nutzung)
- - -    masterplan gegen Bodenversiegelung
- - -    Fokus auf raumplanung zur senkung des mobilitätsbedarfs

smart cities vorantreiBen

städte spielen für einen erfolgreichen Klimaschutz und die transformation des energiesystems eine maß-
gebliche rolle. ziel muss es sein, die urbanen regionen in zukunft funktionaler, klimabewusster, energieeffi-
zienter und ressourcenschonender zu gestalten. smart cities verfolgen das ziel einer nachhaltigeren urbanen
entwicklung und betrachten dabei stets das gesamtsystem. Für eine energieeffiziente stadtentwicklung müssen
energetische standards für stadtteile und Quartiere in verbindung mit klimaschonenden energieversorgungs-
systemen definiert und die Themenfelder stadtentwicklung, gebäude, energie und energiesysteme gemeinsam
erarbeitet werden. dazu müssen die Prozesse der stadtplanung, der infrastrukturplanung, der netzplanung, der
raumplanung und der energieplanung auf allen gebietskörperschaftsebenen weiterentwickelt werden.

energieraumplanung

eine überregional koordinierte und vorausschauende energieraumplanung, vor allem in hinblick auf große in-
frastrukturprojekte, führt zu einer reduktion des Konfliktpotenzials und dadurch zu einer höheren akzeptanz
in der Bevölkerung. 

energieraumplanung ermöglicht insbesondere die umsetzung innovativer energiekonzepte mit Fokus auf lokal
verfügbarer, günstiger, erneuerbarer energie, der nutzung von abwärme und integrierten mobilitätssystemen.
eine analyse und verortung von energieverbrauch, energieeinspar- und -gewinnungspotenzialen liefern we-
sentliche erkenntnisse über deren räumliche dimensionen für eine klimafreundliche Planung. dabei können
moderne, integrierte energiekonzepte in der raumplanung zur entscheidungsfindung bei Flächenwidmung,
der investition in infrastruktur sowie vergabe von Förderungen wie der wohnbauförderung eingesetzt werden. 

die versorgung von gebäuden und Betrieben mit effizient aufgebrachter Fernwärme wird auch in zukunft eine
wesentliche rolle – insbesondere in Ballungsräumen – einnehmen. neben der aufbringung aus verschiedenen
erneuerbaren energiequellen (Biomasse, geothermie, solarthermie, Photovoltaik etc.) sowie der Kraft-wärme-
Kopplung kommt auch der einspeisung von abwärme aus Produktionsbetrieben eine wesentliche Bedeutung
zu. die Potenziale sind diesbezüglich in Österreich bei weitem noch nicht ausgenutzt. über instrumente der
energieraumplanung sollen in zukunft verstärkte impulse zur abwärmenutzung gesetzt werden.

in den vom Klima- und energiefonds unterstützten Klima- und energie-modellregionen sowie den smart 
cities werden diese neuen systeme und technologien unter realen Bedingungen erfolgreich demonstriert, um
eine rasche markteinführung für die transformation der energie- und mobilitätssysteme zu erreichen.
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um eine bessere abstimmung zwischen den akteuren der raumplanung, energiewirtschaft und regionalent-
wicklung zu erreichen, wurde 2014 die ÖreK Partnerschaft energieraumplanung ii eingesetzt. unter der 
leitung des Bmnt wird an der umsetzung der prioritären handlungsempfehlungen sowie an der anwendung
und weiterentwicklung der bereits vorhandenen instrumente gearbeitet. 

moBilität

zur reduktion von energieverbrauch und treibhausgasemissionen im mobilitätsbereich steht die verkehrs-
vermeidung an erster stelle. dabei müssen unterschiede in der siedlungsstruktur im urbanen bzw. ländlichen
raum berücksichtigt werden. Bei der erschließung von Bauflächen soll die anbindung an die öffentliche ver-
kehrsinfrastruktur ein wichtiges Kriterium sein. auch die Bedürfnisse der aktiven mobilität müssen verstärkt im
ordnungspolitischen und rechtlichen rahmen sowie in der infrastruktur- und raumplanung berücksichtigt
werden. die Qualität der gebauten umwelt übt einen einfluss auf die mobilität aus, etwa durch die attraktivität
von Fuß- und radwegen. maßnahmen der raumordnung und der raumplanung sind daher von hoher 
relevanz für die mobilität und damit stark klimarelevant.

die raumordnung muss künftig das ausmaß der durch eine bestimmte siedlungs- und gewerbegebietsent-
wicklung induzierten mobilität als Kriterium für die Planung aufnehmen und durch entsprechende maßnah-
men umsetzen. die Begünstigung des umwelt-verkehrs-verbunds, die steigerung der aufenthaltsqualität im
öffentlichen raum sowie die stärkung der standortqualität für handel und gewerbe sollen durch die Bewirt-
schaftung des ruhenden verkehrs erreicht werden. Besondere Beachtung ist dabei einer reform der stellplatz-
verordnungen, der errichtung von radabstellanlagen mit definierten mindeststandards wie zugänglichkeit und
witterungsschutz, den infrastrukturen für e-mobilität sowie einer Bevorzugung alternativer mobilitätsformen
(Fußwege, Fahrrad, car-sharing) zu schenken.

natürliche ressourcen nutZen

die Bundesregierung bekennt sich zu einer wettbewerbsfähigen, flächendeckenden und multifunktionalen
land- und Forstwirtschaft auf Basis bäuerlicher Betriebe. die land- und Forstwirtschaft steht vor der heraus-
forderung, strategien und lösungen zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung zu finden und gleichzeitig den
gesellschaftlichen anforderungen in Bezug auf lebensmittel- und rohstoffversorgung sowie auf tierschutz ge-
recht zu werden. aufgrund der überwiegenden methan- und lachgasemissionen aus viehzucht, düngemittel-
einsatz und Bodenbearbeitung weist sie Besonderheiten gegenüber sektoren mit vornehmlich
energiebedingten co2-emissionen auf. 

die land- und Forstwirtschaft ist in Österreich auch ein wichtiger lieferant nachwachsender rohstoffe (sowie
deren abfallprodukte) für die heimische energieversorgung. insbesondere wälder spielen eine wichtige rolle
im globalen Klimasystem. mit der aufnahme des sektors landnutzung in die eu-Klimaziele für 2030 (lu-
lucF-vo) erfolgt nun eine umfassendere einbindung der emissions- und Kohlenstoffspeicherung aus land-
und Forstwirtschaft in die nationale Klimabilanz. maßnahmen zum schutz und aufbau der biogenen Kohlen-
stoffspeicher – etwa wald, grünland und ackerland – werden dementsprechend als Beiträge zum Klimaschutz
angerechnet. mit jenen maßnahmen, die im Bereich des landnutzungssektors wirksam sind, soll das nationale
ziel bis 2030 gemäß artikel 4 der lulucF-vo für Österreich erreicht werden. in zukunft soll eine stärkere
orientierung der zukünftigen eu-agrarpolitik und ihrer instrumente an umwelt- und klimapolitischen 
rahmenbedingungen unterstützend wirken.
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mit den maßnahmen der gemeinsamen agrarpolitik und dem masterplan für den ländlichen raum sollen die
vielfältigen und leistungsstarken ländlichen regionen schlüsselbeiträge für die transformation des energiesys-
tems leisten:
- - -    ausmaß der agrarflächen, insbesondere grünlandflächen, und deren Produktivität erhalten
- - -    Flächenverbrauch verantwortungsvoll steuern und Flächenverlust/-versiegelung8 reduzieren
- - -    maßnahmen für eine kontinuierliche steigerung des holzzuwachses und der holzernte im österreichischen 
        wald unter einhaltung der grundprinzipien einer nachhaltigen waldbewirtschaftung, mit dem ziel, die 
        Kohlenstoffspeicherung im waldbestand und in langlebigen holzprodukten im Kontext mit der eu 
        verordnung zu landnutzung, landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (lulucF-vo) langfristig zu 
        stärken.
- - -    maßnahmen zur steigerung der stofflichen nutzung von heimischem holz als Baustoff, etwa im öffentli-
        chen raum, sowie nutzung vielfältiger möglichkeiten im rahmen der Bioökonomie
- - -    standortgerechte, an die jeweiligen umweltbedingungen angepasste Produktion und nutzung des land-
        wirtschaftlichen Bodens und schutz der natürlichen ressourcen (erhalt der Bodenfruchtbarkeit, geringere 
        umweltbelastung, effizienter Betriebsmitteleinsatz, Kreislaufwirtschaft, gewässerschutz)
- - -    regionalität und saisonalität der Produkte (kurze transportwege, geringere lagerdauer, weniger lebens-
        mittelabfälle) forcieren
- - -    reduzierung der ch4- und n2o-emissionen durch tierschutzgerechte verbesserungen in der tierhaltung, 
        nährstoffangepasste Fütterung und optimierungen entlang der gesamten düngungskette, insbesondere 
        durch verlustminderung bei entmistung, lagerung, ausbringung und einarbeitung
- - -    gezielter humusaufbau in österreichischen Böden und ausweitung des Biolandbaus, wo regional sinnvoll 
        und zielführend machbar, unter anderem durch Bodenbedeckung und erosionsschutz 



6. LEUCHttURMPROJEKTE

6. LEUCHttURMPROJEKTE

um Die umsetZung  der integrierten Klima- und energiestrategie auf den weg zu bringen, 
hat sich die Bundesregierung folgende maßnahmen als erste wesentliche schritte vorgenommen. zentrale 
elemente der leuchtturmprojekte, die sowohl kurzfristig als auch langfristig wirksame maßnahmen beinhalten,
sollen in der laufenden legislaturperiode in umsetzung gebracht werden.
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6. LEUCHttURMPROJEKTE

LEUCHttURM 1: 
EFFIZIENTE GÜTERVERKEHRSLOGISTIK  

ausgangslage

güterverkehr und -mobilität sind eine wichtige voraussetzung für wirtschaftlichen Fortschritt und gesellschaft-
lichen wohlstand. der verkehr gilt aber auch als einer der hauptverursacher von negativen umweltauswirkun-
gen. speziell dem güterverkehr wird dabei ein signifikanter anteil zugeschrieben. die erarbeitung des „gesamt-
verkehrsplan für Österreich” im Bereich güterverkehr und logistik durch das Bmvit erfolgte unter breiter 
einbindung von vertretern der industrie-, handels-, transport- und logistikdienstleistungsunternehmen sowie
sozialpartnern und wissenschaftlerinnen und wissenschaftlern.

auf Basis der analyseergebnisse und der diskussionen in den arbeitsgruppen wurde ein umfassender maßnah-
menkatalog erarbeitet mit den prioritären zielen, 
- - -    die wettbewerbsfähigkeit des österreichischen güterverkehrs- und logistiksektors zu steigern,
- - -    die standortattraktivität zu erhöhen sowie 
- - -    soziale und ökologische nachhaltigkeit sicherzustellen.

damit wurden die vorarbeiten zur Konkretisierung der verkehrspolitischen strategie des gesamtverkehrsplans
im Bereich güterverkehr und logistik abgeschlossen und gleichzeitig der grundstein für die umsetzung eines
konkreten maßnahmenkatalogs gelegt.

ZielBilD

die öffentliche hand sowie die logistik- und transportindustrie verfolgen das ziel, die bestehende und zukünf-
tige verkehrsnachfrage effizienter abzuwickeln, negative effekte des güterverkehrs zu reduzieren und ein quali-
tativ hochwertiges verkehrsangebot zu gewährleisten. trotz der erwarteten zunahme des güterverkehrs muss
hier eine effizienz des gesamtverkehrssystems sichergestellt werden, die auch die speziellen anforderungen der
gütermobilität berücksichtigt.

massnahmen 

maßnahme 1: effiziente güterverkehrslogistik
instrument: sonderrichtlinie logistikförderung, vom BmF genehmigt unter gz BmF-112702/0019-
ii/10/2017

die logistikförderung zielt auf die unterstützung ganzheitlicher ansätze unter Berücksichtigung der speziellen
anforderungen von güterverkehr und logistik ab. dies betrifft die anforderungen des urbanen wirtschafts-
und güterverkehrs (z. B. zur Bewältigung von speziellen herausforderungen wie der verkehrsflächenknappheit,
lieferzeit-/lieferortbeschränkungen, schnittstellenprobleme, Kostendruck, emissionsreduktionen etc.)
ebenso wie die umsetzung gesamthafter Konzepte im ruralen raum.
Zuständigkeit: Bmvit
Zeithorizont: laufzeit der richtlinie 2018 bis 2022

maßnahme 2: forschung und technologieentwicklung sowie größere pilot-/Demovorhaben in
den Bereichen automatisierung und organisation zur energieeffizienten güterlogistik
instrument: Fti-rl
Zuständigkeit: Bmvit
Zeithorizont: ab 2019
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LEUCHttURM 2: 
STÄRKUNG DES SCHIENENGEBUNDENEN 
ÖFFENTLICHEN VERKEHRS (ÖV)

ausgangslage

in Ballungsräumen besteht grundsätzlich ein großes Potenzial für die verlagerung von Kfz-verkehr auf den öf-
fentlichen verkehr (Öv). hohe angebotsdichten sind wirtschaftlich gerechtfertigt und machen den Öv attrak-
tiv. obwohl auf der bestehenden infrastruktur mit weiteren Bestellungen von Öv-verkehrsleistungen ein
besseres angebot erreicht werden könnte, unterbleiben derzeit diese Bestellungen aufgrund begrenzter finan-
zieller möglichkeiten der gebietskörperschaften.

gerade im Ballungsraum bietet die Öv-infrastruktur aber nicht durchgängig ausreichende Kapazitäten für eine
weitreichende verlagerung. es existieren Projektideen und vorschläge mit hohem verlagerungspotenzial, deren
Finanzierung noch nicht gesichert ist, darunter fallen beispielsweise:
- - -    im Bereich von ÖBB-strecken eine Kapazitätssteigerung im und um den Bahnknoten wien, unter anderem 
        zur verdichtung des nahverkehrs: darunter die Projekte „Flughafenspange”, viergleisiger ausbau meidling-
        mödling, laaerberg-tunnel, ausbau simmering-Praterkai, innere aspangbahn) 
- - -    sonstige städtische Bahnprojekte (straßenbahn, stadtbahn, u-Bahn) in und um wien, graz, salzburg, linz, 
        innsbruck

als öffentlicher verkehr mit hohem verlagerungspotenzial gelten auch nachtzugverbindungen, die leistungen
im Flugverkehr einsparen können. mit relativ geringen (initial-) unterstützungen könnten neue verbindungen
aufgebaut werden. 

ZielBilD

treibhausgaseinsparung aufgrund der veränderung des modal split zugunsten des Öv (je nach höhe der er-
zielten einsparung unterschiedliche Budgetauswirkung)

massnahme

ausbau von infrastrukturellen und betrieblichen (bestellerseitigen) maßnahmen zur Förderung des schienen-
gebundenen Öv in Ballungsräumen

instrumente: 
- - -    infrastruktur: ÖBB rahmenplan, miP bei Privatbahnen und u-Bahn 
- - -    Bestellungen: verkehrsdiensteverträge (vdv)
Zuständigkeit: 
- - -    infrastruktur: Bmvit (inkl. schig), länder, gemeinden, infrastrukturgesellschaften
- - -    Bestellungen: länder (inkl. verbundorganisationsgesellschaften), ÖBB – Pv ag, sonstige schienen-
        personenverkehrsunternehmen (wie z. B. Privatbahnen)
Zeithorizont: 
- - -    infrastruktur: 2018 bis 2022 schaffung von rahmenbedingungen für die weiterverfolgung der Projekte 
- - -    Bestellungen: zusätzliche ab 2020 
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LEUCHttURM 3: 
E-MOBILITÄTSOFFENSIVE

ausgangslage

e-mobilität bietet viele wachstumsmöglichkeiten in den Bereichen Fahrzeugproduktion, ladeinfrastruktur und
Produktionstechnologien, ebenso für neue dienstleistungen und mobilitätsservices. die österreichische auto-
mobilbranche kann durch den ausbau der e-mobilität bis zu 34.000 arbeitsplätze und 3,1 milliarden euro an
wertschöpfung bis 2030 generieren. der anteil von e-Fahrzeugen bei den PKw-neuzulassungen beträgt aktu-
ell 2,25 %, im PKw-gesamtbestand 0,39 %. 

das netz der ÖBB infrastruktur ag ist aktuell zu etwa 73 % elektrifiziert, mit der umsetzung bereits beschlos-
sener maßnahmen wird der elektrifizierungsgrad im netz der ÖBB auf ca. 79 % steigen. dennoch bestehen 
weiterhin ungenutzte umsetzungspotenziale aufgrund des Fehlens von ganzheitlichen systemischen mobilitäts-
lösungen und vieler offener Forschungsfragen bezüglich reichweite, Kosten oder Batterietechnologie. die 
Bundesregierung hat sich daher vorgenommen, rahmenbedingungen für co2-arme mobilität mit schwer-
punkt e-mobilität zu schaffen und entwicklungsziele für die elektromobilität zu definieren, um die elektro-
mobilität auszubauen.

ZielBilD

Bis zum Jahr 2050 will Österreich einen weitgehend co2-neutralen verkehrssektor erreichen. im straßenver-
kehr soll mittel- bis langfristig der umstieg überwiegend auf nullemissionsfahrzeuge auf Basis von erneuerbarer
energie sowie auf niedrigstemissionsfahrzeuge erfolgen. hierfür sollen u. a. rahmenbedingungen geschaffen
werden, die bis 2030 eine schwerpunktverschiebung hin zu neuzulassungen von emissionsfreien Fahrzeugen
ermöglichen. 

Bis 2030 soll der elektrifizierungsgrad der ÖBB-strecken auf 85 % steigen. dafür müssen im schnitt jährlich
rund 50 km an bestehenden Bahnstrecken elektrifiziert werden, bei Privatbahnen jährlich 20 km. Bis 2030 soll
auch der anteil an e-Bussen und e-nutzfahrzeugen signifikant gesteigert werden. die mobilitätskonzepte von
städten, gemeinden und regionen sowie unternehmen werden an die e-mobilitätskonzepte angepasst und
neu aufgesetzt.

massnahmen

die umsetzung der folgenden maßnahmenbündel dieses leuchtturms soll in Form einer konzertierten breiten
e-mobilitätsoffensive erfolgen. auf Bundesebene sollen das Bmvit und das Bmnt in Kooperation mit 
ländern, gemeinden, Fahrzeugwirtschaft, mobilitäts- und logistikunternehmen die umsetzung unter 
nutzung der bestehenden Förderrichtlinien, Förderinstrumente und abwicklungsstellen durchführen.

maßnahmenbündel 1: e-mobilität für straßenfahrzeuge und infrastruktur
dieses maßnahmenbündel umfasst im Fahrzeugbereich neue schwerpunkte wie e-nutzfahrzeuge und e-Busse
sowie eine starke infrastrukturkomponente (z. B. ladeinfrastruktur für e-Busse). Für die e-Fahrzeugförderung
soll das modell der co-Finanzierung mit der Fahrzeugwirtschaft weiter ausgebaut werden. im Fti-Bereich wird
ein schwerpunkt auf zero-emission-Forschung gesetzt. wesentliche zusätzliche Komponenten dieses Pakets
sind auch verbesserungen zur erhöhung der alltagstauglichkeit, zum abbau von Barrieren sowie zur Forcierung
privater investitionen. dazu zählt insbesondere die anpassung des wohnrechts, um ladestationen in mehrpar-
teienhäusern leichter realisieren zu können. Konkret kann die errichtung von e-ladestationen in den Katalog
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privilegierter Änderungsmaßnahmen in § 16 abs 2 z 2 weg aufgenommen werden. die Qualifikation als nor-
male ausstattung kann in § 4 abs 2 z 2 mrg durch ergänzung des Begriffs „ladestationen für elektrofahr-
zeuge” erfolgen, ebenso in § 2 z 2 wgg durch ergänzung des Begriffs „elektrofahrzeuge” bei der aufzählung
von ausreichenden anschlussmöglichkeiten. darüber hinaus bedarf es einer klaren regelung, dass die errich-
tung von e-ladestationen keiner anlagenrechtlichen genehmigung unterliegt. darüber hinaus sind weitere 
erleichterungen im straßenverkehr geplant, wie die ausnahme von ig-l-Beschränkungen („luft100er“), 
ausnahme von Fahrverboten etc.

instrumente: klimaaktiv mobil rl inkl. eler, uFg, Kli.en Fondg, Fti-rl, wohnrecht (weg, wgg,
mrg), ig-l, stvo, innovationsfördernde öffentliche Beschaffung (iÖB), innovationspartnerschaften
Zuständigkeit: Bmvit, Bmnt, BmvrdJ, Bmdw, länder & gemeinden
Zeithorizont: 2019 bis 2022 (Fahrzeuge & infrastruktur); 2018 bis 2022 (zero-emission-Forschung; recht-
liches & organisatorisches)

maßnahmenbündel 2: e-mobilität auf der schiene 
der elektrifizierungsgrad von eisenbahnstrecken soll in zusammenarbeit mit den Bundesländern erhöht wer-
den. darüber hinaus ist ein neuer Forschungsschwerpunkt für die dekarbonisierung der Bahn (Batterie oder
Brennstoffzelle für traktionszwecke) geplant.

instrumente: ÖBB rahmenplan, miP der Privatbahnen, Fti-rl, innovationsfördernde öffentliche Beschaf-
fung (iÖB), innovationspartnerschaften
Zuständigkeit: Bmvit, mitfinanzierung von ländern
Zeithorizont: Forschung ab 2019, elektrifizierung schiene bis 2030

maßnahmenbündel 3: e-mobilitätsmanagement, e-flotten und e-logistik
eine erfolgreiche einführung der e-mobilität erfordert parallel zu den fahrzeugtechnischen und infrastrukturel-
len maßnahmen ein intelligentes mobilitätsmanagement zur integration der e-mobilität in bestehende mobili-
tätskonzepte der länder, städte und gemeinden sowie in die logistik der unternehmen. mithilfe eines
e-mobilitätsmanagements können viele co2-neutrale bis hin zu emissionsfreien mobilitätslösungen und mobi-
litätsservices realisiert werden, wie beispielsweise e-carsharing, e-taxisysteme, bedarfsorientierte e-mobilitäts-
ervices, elektrische Bedarfsbusangebote, e-Bikeverleihsysteme, e-zustellservices oder logistik. mit diesem
maßnahmenbündel soll neuen e-mobilitätsservices zum durchbruch verholfen werden. insbesondere sollen
die akteure im verkehrsbereich (städte, gemeinden, regionen, tourismus, unternehmen, Flottenbetreiber,
mobilitätsanbieter, logistiker, verbände) durch anreize und mobilitätsmanagement zur einführung von e-mo-
bilität motiviert sowie bei transformation und umsetzung der e-mobilität mit anreizen und Förderinstrumen-
ten unterstützt werden. dadurch können positive systemwirkungen im verkehrs- und mobilitätssystem sowie in
der raum- und wirtschaftsstruktur nachhaltig ausgelöst und positive wirtschafts- und Beschäftigungsimpulse
gesetzt werden.

instrumente: klimaaktiv mobil rl inkl. eler, Kli.en Fondg, innovationsfördernde öffentliche Beschaffung
(iÖB), innovationspartnerschaften
Zuständigkeit: Bmnt, Bmvit, länder & gemeinden, unternehmen
Zeithorizont: 2019 bis 2022 
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LEUCHttURM 4: 
THERMISCHE GEBÄUDESANIERUNG

ausgangslage

heizung und warmwasserbereitung in gebäuden (wohn- und betriebliche gebäude) verursachen derzeit rund
16 % der österreichischen treibhausgasemissionen in sektoren außerhalb des emissionshandels. der trend war
seit 2005 deutlich sinkend (-35 %), ausgelöst insbesondere durch thermische sanierungen und umstellung auf
erneuerbare energieträger. zudem umfassen heizung, warmwasser und Kühlung in gebäuden rund 27 % des
gesamten österreichischen endenergiebedarfs. großes Potenzial für sanierungen besteht insbesondere im Be-
reich des gebäudebestands aus den 1950er- bis 1980er-Jahren. die erreichbarkeit dieser objekte für Förde-
rungsangebote wird zunehmend schwieriger, unter anderem aufgrund von eigentumsstruktur und
interessenskonflikten zwischen eigentümern und nutzern.

ZielBilD

längerfristig besteht somit noch ein erhebliches co2-einsparungspotenzial im gebäudesektor. Bis 2030 wird
eine reduktion um zumindest 3 millionen tonnen co2-Äquivalent (von derzeit rund 8 auf unter 5 millionen
tonnen) angestrebt, bis 2050 soll ein möglichst co2-freier und energieeffizienter gebäudebestand erreicht 
werden. die sanierungsrate – im sinne umfassender sanierung in Bezug auf den gesamtbestand an wohnein-
heiten – von derzeit unter 1 % soll auf durchschnittlich 2 % im zeitraum 2020 bis 2030 angehoben werden.
dabei können umfassende sanierungen auch in teilschritten im rahmen mehrjähriger sanierungskonzepte 
erfolgen. die umstellung von heizsystemen auf erneuerbare energieträger in Kombination mit umfassenden
sanierungen ist stets sinnvoll und soll angerechnet werden (siehe auch leuchtturm 5). mehr als 1 million 
tonnen an co2-einsparungspotenzial kann unmittelbar durch thermische sanierungsmaßnahmen (ohne 
heizungstausch) erzielt werden. dies erfordert ein zusammenwirken von Förderungsangeboten, baurechtli-
chen adaptierungen und zivilrechtlichen weichenstellungen.

massnahmen

- - -    Konsequente umsetzung der anforderungen der eu-gebäuderichtlinie in Bezug auf die sanierung von 
        gebäuden (langfristige nationale renovierungsstrategien, sozial verträgliche sanierungsauflagen, insbeson-
        dere bei maßnahmen mit kurzer amortisationszeit) 
- - -    Förderung der thermischen sanierung von wohngebäuden aus mitteln der wohnbauförderung auf der 
        grundlage von gemeinsamen mindestanforderungen (art.-15a-vereinbarung Klimaschutz im gebäude-
        sektor)
- - -    „add-on”-Förderung durch den Bundes-sanierungsscheck für Best-Practise-sanierungen (klimaaktiv gold-
        standard, ökologisch nachhaltige Baustoffe, energiespeicher, umstieg des heizsystems auf erneuerbare 
        energieträger, …) 
- - -    Für Förderwerber soll es vereinfacht werden, Förder- und anreizprogramme in anspruch zu nehmen. Klar 
        formulierte anforderungen sollen zu entbürokratisierung und mehr effizienz in der abwicklung führen. 
        eine begleitende energieberatung ist in diesem zusammenhang sinnvoll.
- - -    „maßgeschneiderte” sanierungsförderung für betriebliche gebäude durch Förderinstrumente des Bundes. 
- - -    wohnrechtliche anpassung zur erleichterung von sanierungsmaßnahmen (wohnungseigentumsgesetz, 
        mietrechtsgesetz). 
- - -    Förderung der sektorkopplung in gebäuden beispielsweise mittels intelligenter e-ladeinfrastruktur im/am 
        gebäude (über die anforderung der eu-gebäuderichtlinie hinausgehend)
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instrumente:
- - -    Förderungsinstrumente 
                 Betriebliche umweltförderung und sanierungsscheck (uFg): Bund (Bmnt)
- - -    Änderung rechtlicher rahmenbedingungen
                 Baurechtliche anforderungen (im einklang mit eu-gebäuderichtlinie): Bundesländer
                 wohnbauförderung: Bund und länder (Finanzausgleichsgesetz, art.-15a-vereinbarung, ausführungs-
                 gesetze der länder)
                 zivilrecht: Bund (BmvrdJ)
Zuständigkeit: Bmnt, BmF, BmvrdJ, Bundesländer
Zeithorizont: 2018 bis 2023
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LEUCHttURM 5: 
ERNEUERBARE WÄRME

ausgangslage

heizung und warmwasserbereitung in gebäuden (wohn- und betriebliche gebäude) verursachen derzeit rund
16 % der österreichischen treibhausgasemissionen in sektoren außerhalb des emissionshandels. der trend war
seit 2005 deutlich sinkend (-35 %), ausgelöst insbesondere durch thermische sanierungen und umstellungen
auf erneuerbare energieträger. zudem umfassen heizung, warmwasser und Kühlung in gebäuden rund 27 %
des gesamten österreichischen endenergiebedarfs. heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen (heizöl, erd-
gas) betrieben werden, spielen immer noch eine erhebliche rolle, auch wenn der anteil erneuerbarer energie-
träger in den letzten Jahren gestiegen ist. derzeit sind österreichweit noch ca. 700.000 Ölheizungen im einsatz,
deren alter bei durchschnittlich über 20 Jahren liegt. gasheizungen spielen in Österreich heute eine noch 
bedeutendere rolle; zudem wird erdgas weiterhin auch im neubau vielerorts eingesetzt. 

ZielBilD

der gebäudesektor muss in den nächsten Jahrzehnten den energiebedarf (wärme und Kälte) drastisch senken.
gleichzeitig sind fossile energieträger sukzessive durch erneuerbare energie zu ersetzen. in den nächsten 20 bis
30 Jahren sollen fossile Ölheizungen gänzlich aus dem wärmemarkt verdrängt werden. dazu müssen die not-
wendigen schritte möglichst umgehend eingeleitet werden. Bis 2030 können bei einer umstellung der fossilen
Ölheizungen auf heizungssysteme auf Basis erneuerbarer energie gut 2 millionen tonnen co2 gegenüber dem
heutigen stand eingespart werden, weitere 1,5 millionen tonnen bis ca. 2045. 
die umstellung von erdgas auf erneuerbare energieträger (einschließlich erneuerbares gas) im heizungsmarkt
wird sich über einen längeren zeitraum hinziehen, da vor allem in Ballungsräumen teilweise nur eingeschränkte
systemalternativen vorhanden sind.

massnahmen

- - -    Bund und länder erarbeiten eine gemeinsame wärmestrategie, die den Fokus auf eine deutliche senkung 
        des wärmeenergiebedarfs der gebäude sowie auf den ersatz von fossilen energieträgern durch erneuerbare 
        Quellen und hocheffiziente Fernwärme legt. dazu sind die Baustandards für neubau und sanierung laufend 
        an den besten verfügbaren technischen stand anzupassen.
- - -    einen wesentlichen teil dieser wärmestrategie bildet der langfristige, sozial verträgliche und vollständige 
        umstieg von Ölheizungen auf erneuerbare energieträger.
- - -    der ausstieg aus Ölheizungen im neubau soll in allen Bundesländern ab spätestens 2020 erfolgen (Baurecht).
- - -    „erneuerbaren gebot”: Beim ersatz bestehender Ölkessel sollen erneuerbare energieträger zum einsatz 
        kommen. 
- - -    sozial verträglicher ausstieg aus dem fossilen Ölheizungsbestand ab spätestens 2025, beginnend mit 
        Kesseln, die älter als 25 Jahre sind. 
- - -    Konsequente und harmonisierte umsetzung der anforderungen der eu-gebäuderichtlinie in Bezug auf 
        die „alternativenprüfung” bei neubau und sanierung – damit werden auch gasheizungen sukzessive durch 
        erneuerbare alternativen ersetzt werden, wo dies sinnvoll und zumutbar ist.
- - -    entsprechend dem gebäudeheizwärmebedarf sind adäquate auswahlmöglichkeiten von heizsystemen auf 
        Basis erneuerbarer energieträger in der Bauordnung vorzusehen.
- - -    heizkesselcheck durch unabhängige, fachkundige expertinnen und experten, um maßgeschneiderte hand-
        lungsoptionen und Förderungsmöglichkeiten aufzuzeigen. unterstützende informationskampagne der 
        öffentlichen hand.
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- - -    schaffung attraktiver Förderungsangebote, um anreize für den vorzeitigen ausstieg aus fossilen energie-
        trägern zu geben und soziale härten zu vermeiden. gesamthafte sanierungen (gebäudehülle und 
        heizungssystem in abgestimmter weise) sollen besonders begünstigt werden.
- - -    Forcieren der umstellung von fossilen Brennstoffen auf erneuerbare energieträger in öffentlichen gebäuden 
         (vorbildfunktion der öffentlichen hand) 
- - -    speicherung von energie (wärme und strom) über Bauordnung und Förderangebote vorantreiben 

instrumente:
- - -    Förderungsinstrumente
                 umweltförderung im inland (v. a. Betriebe) und sanierungsscheck: Bund (Bmnt)
                 wohnbauförderung: Bund und länder (Finanzausgleichsgesetz, art.-15a-vereinbarung, ausführungs-
                 gesetze der länder)
- - -    Änderung rechtlicher rahmenbedingungen
                 Baurechtliche anforderungen (im einklang mit eu-gebäuderichtlinie): oiB-richtlinie 6 und Bundes-
                 länder
Zuständigkeit: Bmnt, BmF, Bundesländer
Zeithorizont: umsetzung ab sofort; kontinuierliche steigerung der anstrengungen mit in der wärmestrategie
zu definierenden umsetzungsstufen
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LEUCHttURM 6: 
100.000-DÄCHER PHOTOVOLTAIK UND 
KLEINSPEICHER-PROGRaMM

ausgangslage

Photovoltaikanlagen leisten einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen stromerzeugung. dachflächen von häu-
sern und unternehmen bieten derzeit ungenutztes Potenzial für die gewinnung von strom aus sonnenenergie.
im Jahr 2016 konnte in Österreich eine ausgebaute leistung im Bereich der Photovoltaik von 1.096 mw er-
reicht werden. so wurden in diesem Jahr 1.096 gwh strom erzeugt. dennoch entsprach die erzeugungsquote
lediglich einem anteil von 1 % am heimischen, erneuerbaren endverbrauch. entsprechend der zielsetzung, auf
heimische erneuerbare energieträger zu setzen, wird der weg, mit dem beispielsweise gemeinschaftliche erzeu-
gungsanlagen ermöglicht werden, konsequent weitergegangen werden.

in Österreich gibt es derzeit rund 125.000 Photovoltaikanlagen, die 1.096 gwh strom erzeugen. durch die 
errichtung und den Betrieb von Pv-anlagen werden jährlich etwa 3.400 arbeitsplätze geschaffen bzw. erhalten
sowie ein umsatz von 500 millionen euro generiert. durch diese anlagen werden jährlich bereits co2-emissio-
nen von über 400.000 tonnen eingespart. auch ist die öffentliche akzeptanz für Photovoltaik sehr groß: 83 %
der Österreicherinnen und Österreicher wollen strom aus Österreich und 95 % wollen sogenannten grünstrom.

ZielBilD

in zukunft werden gebäude nicht nur hohe energetische standards aufweisen, sondern vor allem aktiv zur 
Bereitstellung von energie und deren speicherung für die eigenversorgung beitragen. dafür sollen verfügbare
Flächen bei gebäuden (insbesondere neubau und sanierung) für gebäudeintegrierte Photovoltaik bestmöglich
genutzt werden. der ausbau von Photovoltaik dient der erhöhung der eigenversorgung und leistet somit auch
einen Beitrag zur systemischen entlastung des verteil- und übertragungsnetzes. ergänzend zu den investitions-
förderungen des 100.000-dächer Photovoltaik- und Kleinspeicher-Programms sollen eine steuerbefreiung für
den eigenverbrauch von selbst erzeugtem strom sowie die Beseitigung von investitionshindernissen im wohn-
und anlagenrecht, gebäude als energieerzeuger unterstützen. dieser impuls wird sowohl für Konsumentinnen
und Konsumenten als auch für unternehmen den kosteneffizienten ausbau von Photovoltaik beschleunigen.

massnahmen

- - -    das 100.000-dächer Photovoltaik und Kleinspeicher-Programm soll eine investitionsförderung zur 
        verfügung stellen, die anreize zu einer verstärkten nutzung der dachflächen durch Photovoltaik-module 
        für Privatpersonen und wirtschaftstreibende setzt (energiegesetz neu).
- - -    eigenstromsteuer streichen: Bereits derzeit ist die eigenstromproduktion der ersten 25.000 kwh steuerbefreit.
         damit sind vor allem Kleinerzeuger (private sowie kleinere unternehmen) bereits jetzt steuerlich begünstigt. 
         wirtschaft und Private sollen auf ihren dächern vermehrt Photovoltaik-module zur energiegewinnung ein-
         setzen. der wegfall der eigenstromsteuer soll im rahmen der steuerstrukturreform behandelt werden.
- - -    Beseitigung von investitionshindernissen im wohn- und anlagenrecht. dies betrifft zustimmungserforder-
        nisse bei gemeinschaftsanlagen sowie genehmigungsfreistellung von Photovoltaikanlagen auf gewerbe-
        dächern (mrg, weg, wgg) sowie klare regelungen, dass Pv-anlagen auf gewerbedächern keiner 
        anlagenrechtlichen genehmigungspflicht unterliegen.
- - -    schaffen von rahmenbedingungen für mikronetze. damit soll die möglichkeit geschaffen werden, dass 
        mieter und wohnungseigentümer künftig den im eigenen haus erzeugten strom einfacher verteilen können. 
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instrumente: investitionsförderung, steuerbefreiung, Änderung rechtlicher rahmenbedingungen
Zuständigkeit: Bmnt, BmF, BmvrdJ, Bmdw
Zeithorizont: 2019 bis 2023
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LEUCHttURM 7: 
ERNEUERBARER WASSERSTOFF UND BIOMETHAN

ausgangslage

die nutzung von wasserstoff auf Basis erneuerbarer elektrischer energie ermöglicht den weg hin zu einer 
dekarbonisierung von energieintensiven industriezweigen und bietet sich als hervorragender langfristiger ener-
giespeicher an (sommer/winter), um stromfluktuationen bei wind und Photovoltaik abzufedern. Österreich
als zentrale energiespeicherregion (geologische voraussetzungen), als Knotenpunkt im energietransport, als
volkswirtschaft mit starker industrie und als bedeutender standort für erneuerbare energieträger ist perfekt für
die nutzung dieses energieträgers geeignet. derzeit ist erdgas, mit einem dicht ausgebauten erdgasverteilungs-
netz, ein bedeutender energieträger in Österreich. es gilt, diesen sukzessive durch erneuerbares gas, wie ein-
speisung von wasserstoff und Biogas, zu ersetzen.

ZielBilD

mit dem energieträger wasserstoff wird die integration von erneuerbaren energien unterstützt, was daher einen
wesentlichen Faktor für das gelingen der transformation der energiesysteme darstellt. wasserstoff soll die
netzstabilität durch dezentrale elektrolyseure sowie eine langfristspeicherung von erneuerbaren energien 
unterstützen. gleichzeitig soll mit einer kosteneffizienten Produktion von wasserstoff der ersatz von fossilen
energien in der energieintensiven industrie vorangetrieben werden.

Für die Produktion von Biogas soll die rohstoffversorgung insbesondere aus den Bereichen landwirtschaft,
abfall-/Kompost- und abwasserwirtschaft kommen. ein wesentlicher zusätzlicher nutzen liegt in der poten-
ziellen vermeidung von methanemissionen aus der landwirtschaft (gülleverwertung) sowie in der gewin-
nung von dünger aus dem gärrestanfall. die zunehmende einspeisung von Biogas, erneuerbarem wasserstoff
oder synthetischem methan aus Power-to-gas-anlagen in das bestehende erdgasnetz ermöglicht eine kosten-
optimierte sektorkopplung von strom, wärme und mobilität mit erneuerbaren energieträgern.

massnahmen

- - -    die langfristspeicherung von strom durch wasserstoff soll ermöglicht und begünstigt werden. dafür soll 
        geprüft werden, ob branchennahe zukunftsinvestitionen der Kohlenwasserstoffindustrie (z. B. Power-to-
        gas) bei der Berechnung der Förderzinse angerechnet werden können (mineralrohstoffgesetz).
- - -    die Produktion von wasserstoff mittels elektrolyseanlagen soll die Produktion überschüssiger energie aus 
        erneuerbaren Quellen abfedern. durch eine verknüpfung der Förderung erneuerbarer energie mit der 
        Bereitstellung von speicherkapazitäten soll der ausbau von speichern bei gleichzeitig verstärkter volatilität 
        im strommarkt forciert werden (energiegesetz neu).
- - -    Begünstigte einspeisung von wasserstoff/Biogas in das erdgasnetz. in diesem zusammenhang sollen 
        geeignete instrumente entwickelt werden (energiegesetz neu).
- - -    um nicht fossile energieträger zu forcieren und rechtssicherheit für investoren zu schaffen, soll wasserstoff 
        dem erdgasabgabengesetz zugeordnet sowie eine steuerliche Begünstigung verankert werden. Biogas ist in 
        gleicher weise zu behandeln.

instrumente: mineralrohstoffgesetz, energiegesetz neu, erdgasabgabegesetz, gaswirtschaftsgesetz 
Zuständigkeit: Bmnt, BmF
Zeithorizont: 2019 bis 2021
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LEUCHttURM 8: 
GREEN FINANCE

ausgangslage

das von Österreich ratifizierte Pariser Klimaabkommen sieht – neben der Beschränkung des anstiegs der erd-
temperatur auf unter 2 °c und einer klimawandelresilienten entwicklung – gemäß artikel 2.1.c auch vor, dass
„die Finanzmittelflüsse in einklang gebracht werden mit einem weg hin zu einer hinsichtlich der treibhausgase
emissionsarmen und gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähigen entwicklung”. unter dem stichwort
„green Finance” gilt es nun zu analysieren, welche Potenziale für den Privatsektor am standort Österreich vor-
liegen und welche „green Finance”- instrumente (u. a. green Bonds) in welchem ausmaß zur einhaltung der
eu-Klima- und energieziele beitragen können. wichtige, potenzielle zielbereiche sind unter anderem die 
sektoren energie und gebäude bzw. die generelle infrastruktur. wesentlich ist jedenfalls eine kosteneffektive
mobilisierung privaten Kapitals unter vermeidung von marktverzerrungen und der sicherstellung der Finanz-
marktstabilität.

ZielBilD 

auf Basis einer umfassenden marktanalyse und unter direkter einbindung des Privatsektors wird in abstim-
mung mit dem aktionsplan der europäischen Kommission zur Finanzierung von nachhaltigem wachstum 
vom 8. märz 2018 eine österreichische „green Finance”-agenda entwickelt. hierfür werden – neben der 
identifikation relevanter Finanzinstrumente – fundierte nachhaltigkeitskriterien im sinne der zielvorgaben des
Pariser Klimaabkommens erarbeitet (verstärkte ausrichtung auf impact). dabei gilt es letztlich, das risiko von
stranded investments zu minimieren und anreizstrukturen für investitionen in klimafreundliche infrastruktu-
ren im einvernehmen mit dem BmF zu schaffen. 

massnahmen

- - -    analyse des österreichischen marktes und Prüfung der implementierbarkeit von „green Finance”-instru-
        menten
- - -    dialog zwischen stakeholdern und öffentlicher hand bei der entwicklung der „green Finance”-agenda (im 
        rahmen der Focal group „green Finance”); dies beinhaltet u. a. die Festlegung von Kriterien, was „grüne” 
        bzw. „klimafreundliche” Finanzprodukte sind (Finanzierung und veranlagung), in abstimmung mit ent-
        sprechenden aktivitäten auf eu-ebene
- - -    Prüfung eines Pilotprojektes „austrian green Bonds” zum ausbau erneuerbarer energieträger und zur 
        erhöhung der energieeffizienz. dabei sind sowohl die einführung eines staatlichen „green Bonds” als auch 
        die stimulierung des privaten markts und entsprechende schnittstellen zu Projekten auf regionaler und 
        lokaler ebene in Betracht zu ziehen. 
- - -    Prüfung relevanter materiengesetze (Bmsvg, PKg etc.) mit dem ziel, bestehende Barrieren abzubauen, 
        die derzeit private investoren hindern, stärker in nachhaltige Projekte zu investieren
- - -    erarbeitung eines energiewende-investitionsplans (Bmnt und Bmvit), um ein klares signal für den 
        privaten sektor zu geben

instrumente: dialog zwischen stakeholdern und öffentlicher hand zur Prüfung und erarbeitung der genannten
maßnahmen
Zuständigkeit: BmF, Bmnt
Zeithorizont: ab 2019



6. LEUCHttURMPROJEKTE

- - -  68  - - -

LEUCHttURM 9: 
ENERGIEFORSCHUNGSINITIATIVE 1 – BAUSTEINE 
FÜR DIE ENERGIESYSTEME DER ZUKUNFT

ausgangslage

die zukünftigen energiesysteme werden aus miteinander vernetzten teilsystemen bestehen, die eine vielzahl
von technologien und akteuren integrieren müssen. durch technologieoffene, missionsorientierte Forschungs-
und entwicklungsschwerpunkte sollen erfolgreiche technologien und lösungen entwickelt werden, mit denen
sich Österreich als innovation leader auf den globalen technologiemärkten positionieren kann. neben der 
integration über energieträger und infrastrukturen spielt das zusammenwirken verschiedener Branchen und 
sektoren (mobilität, gewerbe und industrie, landwirtschaft) eine ebenso wichtige rolle wie das ineinander-
greifen unterschiedlicher innovationssysteme (z. B. regionale akteure und globale start-ups). in verbindung mit
den technologischen werden auch ökonomische und organisatorische Fragen zu lösen sein. akzeptanzprozesse
und nutzerverhalten müssen besser verstanden und berücksichtigt werden. die frühzeitige einbindung zukünf-
tiger Bedarfsträger in co-creation-Prozesse und vergleichbare Formate wird dabei für den nachhaltigen erfolg
entscheidend sein.

ZielBilD

plus energie areale, die durch optimierung der baulichen infrastruktur – höchste effizienz in allen Berei-
chen des energetischen endverbrauchs sowie die entwicklung geeigneter geschäftsmodelle – in der lage sind,
ihren gesamten energiebedarf aus erneuerbaren Quellen zu decken. sie stellen eine wichtige voraussetzung für
co2-neutrale städte und urbane räume dar. dabei wird energie aus lokaler erzeugung durch Flexibilisierung
des endverbrauchs in verbindung mit der nutzung von speichern und synergieeffekten von infrastrukturen
überwiegend lokal genutzt.

integrierte regionale energiesysteme, die in absehbarer zeit bis zu 100 % energie aus erneuerbaren Quel-
len in der lokalen und regionalen energieversorgung ermöglichen und die teilnahme von unternehmen sowie
Bürgerinnen und Bürgern an regionalen wertschöpfungsketten und überregionalen märkten unterstützen. der-
artige systeme und netze sind eine wichtige voraussetzung für die Flexibilisierung der energiesysteme zur sek-
tor-, energieträger- und infrastrukturübergreifenden integration, Bereitstellung und nutzung signifikant hoher
anteile erneuerbarer energie. sie befähigen gemeinden und regionen zur umsetzung ambitionierter energie-
ziele, zum aufbau regionaler wertschöpfungsketten sowie zur teilnahme am überregionalen energieaustausch. 

Break-Through-technologien für die industrie, die eine sprunghafte reduktion von rohstoff- und ener-
gieverbrauch, deutlich geminderte emissionen sowie höhere rohstoff- und energieunabhängigkeit bei glei-
chem output ermöglichen. sie sind eine wichtige voraussetzung für die dekarbonisierung industrieller
Prozesse und Produkte, insbesondere auch in der energieintensiven industrie. die neuen Produkte und Prozesse
sollen auf die hocheffiziente nutzung der eingesetzten energien und ressourcen möglichst in kaskadischer
nutzung fokussieren sowie die abstimmung des energiebedarfs von industriellen anlagen und der energiever-
sorgung aus fluktuierenden erneuerbaren energien ermöglichen. dabei spielen Fragestellungen im 
zusammenhang mit der co2-neutralen stahlerzeugung eine ebenso wichtige rolle wie die auf biobasierten
rohstoffen aufbauenden Prozesse und Produkte.
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energieeffiziente mobilitätssysteme der Zukunft 
intensive mobilitätsforschung ist notwendig, um die verpflichtenden eu-ziele zu erfüllen und strafzahlungen
zu vermeiden. gleichzeitig ist die wettbewerbsfähigkeit der österreichischen automotiv- und aeronautik-indus-
trie im laufenden technologischen umbruch in richtung elektromobilität, leichtbau sowie automatisierter ver-
kehr durch F&e-Förderung zu sichern und es sind organisatorische und soziale innovationen zu nutzen.
weiters gilt es, eu-initiativen wie jene für eine Batteriezellenproduktion in europa durch komplementäre natio-
nale Förderprogramme zu begleiten, um der e-mobilität zum durchbruch zu verhelfen. darüber hinaus ist die
heimische industrie in internationale wertschöpfungsketten im gesamtsystem Batterie-Fahrzeug-energiever-
sorgung von der herstellung bis zum recycling zu integrieren.

massnahmen

- - -    Fti-Förderprogramme (technologiereifegrade – trl 1 bis 8)
- - -    aktivierung europäischer Fördermittel (z. B. set-Plan, eu-rahmenprogramm)
- - -    Beteiligungen an europäischen und internationalen Kooperationen wie eu-strategieplan für energietech-
        nologien (set-Plan) oder internationale energieagentur 

instrumente: Fti-rl, Kli.en Fondg, uFi-rl
Zuständigkeit: Bmvit (stadt der zukunft, mobilität der zukunft) sowie Klima- und energiefonds (energie-
forschungsprogramm)
Zeithorizont: 2018 bis 2023
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LEUCHttURM 10: 
ENERGIEFORSCHUNGSINITIATIVE 2 – PROGRaMM 
MISSION INNOVATION AUSTRIA

ausgangslage

um die umsetzung auf europäischen heimmärkten zu stimulieren und die internationale sichtbarkeit österrei-
chischer lösungen auf globalen märkten zu erhöhen, ist die großflächige erprobung von technologien und 
lösungen im realbetrieb erforderlich. dieser living-lab-ansatz ist bei der erforderlichen transformation der
energie- und mobilitätssysteme wichtig, da die umsetzung der Forschungsergebnisse oft bei der implementie-
rung in realumgebungen oder bei der skalierung scheitert.

ZielBilD

in großflächigen testregionen werden mit innovativen energietechnologien aus Österreich musterlösungen für
intelligente, sichere und leistbare energie- und verkehrssysteme der zukunft entwickelt und demonstriert. aus-
gehend von den drei thematisch unterschiedlichen „energie-vorzeigeregionen” und den verkehrsrelevanten re-
allaboren (urbane mobilitätslabore und testumgebungen für automatisiertes Fahren) sollen Projekte mit einer
breiten Palette von innovatoren aus wirtschaft, wissenschaft, regionalen akteuren und Bedarfsträgern entwi-
ckelt werden. Folgende ziele werden verfolgt:
- - -    entwicklung und beispielgebende anwendung von heimischen energietechnologien und energierelevanten 
         verkehrstechnologien zur großflächigen Praxiserprobung von intelligenten systemlösungen im realbetrieb 
- - -    stärkung und ausbau Österreichs als leitmarkt für innovative energietechnologien und energierelevante 
        verkehrstechnologien sowie technologiebasierte dienstleistungen 
- - -    das zusammenwirken von teilsystemen und technologien soll in realumgebungen getestet werden.
- - -    lösungen sollen an konkreten regionalen oder lokalen Bedarfssituationen ausgerichtet und erprobt werden 
        sowie die spezifika des jeweiligen innovations-Ökosystems berücksichtigt werden. 
- - -    mithilfe der labore wird systemwissen gesammelt und bereitgestellt, indem ein gemeinsamer lernprozess 
        unterstützt sowie die anpassung von erforderlichen rahmenbedingungen ermöglicht wird. 
- - -    zeitlich befristete regulatorische innovationszonen bieten den akteuren der innovationsregionen die 
        möglichkeit, neue technologien, verfahren und geschäftsmodelle unter innovativen (ggfs. unterschied-
        lichen) rechtlichen und regulatorischen rahmenbedingungen ohne wirtschaftliche nachteile zu testen. 
- - -    anschlussfinanzierungen mit mitteln aus marktüberleitungs- und umsetzungsförderprogrammen ermögli-
        chen die entwicklung von Projekten der innnovationsregionen bis zu technologiereifegrad (trl) 9. 
- - -    offene experimentierräume befähigen sowohl lokale innovatoren als auch die Bevölkerung dazu, derzeitige 
        Probleme in lösungen zu verwandeln. sie unterstützen Forschung und innovation bei der entfaltung ihrer 
        Potenziale, indem sie zukünftige technologienutzer und Bedarfsträger als test-user in den entwicklungs-
        prozess einbinden.

dafür sind instrumente für möglichst alle innovationsphasen in richtung markteinführung sowie die einbin-
dung privater investorinnen und investoren erforderlich.
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massnahmen

- - -    innovationsprogramm aufbauend auf vorzeigeregion energie, abzuwickeln durch Klima- und energiefonds 
        sowie FFg
- - -    einrichtung eines Förderprogramms „energie.Frei.raum” als vorbereitungsphase für die experimentier-
        klausel als experimentierraum für unternehmen zur erprobung der systemischen implementierung neuer 
        integrations- und marktmodelle zur systemintegration von erneuerbaren energietechnologien sowie von 
        speicher- und energieeffizienztechnologien 
- - -    schaffung der rechtlichen voraussetzungen für regulatorische innovationszonen („experimentierklausel” 
        nach deutschem vorbild) 
- - -    Beteiligungen an europäischen und internationalen Kooperationsinitiativen wie „mission innovation”, 
        set-Plan
- - -    nutzung von green Finance instrumenten für Forschung und innovation (siehe leuchtturm 8)
- - -    aktivierung europäischer Förder- und Finanzierungsmittel (z. B. eu-struktur- und innovationsfonds 
        (esiF), eu-innovationsfonds) durch gezielte einprogrammierung in die entsprechenden eu-Programme 
        für die nächste Förderperiode.

instrumente:
- - -    Fti-rl, uFi-rl, Kli.en Fondg, innovationsorientierte öffentliche Beschaffung (iÖB), innovations-
        partnerschaften
- - -    mittel aus dem sondervermögen der e-control
- - -    rechtliche grundlage zur „experimentierklausel“
Zuständigkeit: Bmvit, Bmnt 
Zeithorizont: 2018 bis 2025
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LEUCHttURM 11: 
KOMMUNIkaTION – BILDUNG UND BEWUSSTSEIN 
SCHAFFEN FÜR EINE NACHHALTIGE ZUKUNFT 

ausgangslage

zur erfolgreichen umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen ist eine zielgerichtete und angepasste Kommunika-
tionsstrategie unerlässlich. es gilt, ein positives Klima im land zu schaffen, das die vielen chancen für eine bes-
sere lebensqualität, stärkung der wirtschaftlichen wettbewerbsfähigkeit und zukunftsorientierung der
gesellschaft aufzeigt. Bei allen Beteiligten soll lust zum mitmachen geweckt werden! denn die vorgaben der
Klima- und energiestrategie sind nur dann zu erreichen, wenn wirklich alle zusammenarbeiten. dies ergibt sich
schon durch die tatsache, dass eine vielzahl von maßnahmen von verschiedenen akteurinnen und akteuren
angeboten wird. um diese motiviert und effektiv umzusetzen, soll den verschiedenen akteurinnen und akteu-
ren orientierung über ihre handlungsmöglichkeiten, praxisrelevante informationen und attraktive anreizsys-
teme (wie z. B. freiwillige unternehmensnetzwerke etc.) gegeben werden.

ZielBilD

eine derartige kommunikative leitlinie soll vom Bund gemeinsam mit den anderen gebietskörperschaften und
vertreterinnen und vertretern der wirtschaft, wissenschaft und zivilgesellschaft erarbeitet werden. zudem soll
es Bürgerinnen und Bürgern erleichtert werden, in sachen Klimaschutz aktiv zu werden. multiplikatoren und
entscheidungsträger sollen Klimaschutzmaßnahmen als chance wahrnehmen und bei der umsetzung durch
relevante tools und argumente unterstützt werden.

durch verstärkte Bewusstseinsbildung und informationskampagnen abgestimmt auf zielgruppen wie Konsu-
mentinnen und Konsumenten, unternehmen und gemeinden sollen die nachfrage nach klimafreundlichen
und energieeffizienten Produkten, dienstleistungen und technologien erhöht sowie entsprechende investitio-
nen angeregt werden. 

die energieberatung als instrument der unmittelbaren Kommunikation mit Konsumentinnen und Konsumen-
ten sowie Betrieben soll gestärkt und qualitativ weiterentwickelt werden. so soll Bewusstsein für die sinnhaftig-
keit von investitionen wie der thermischen gebäudesanierung, der tausch des heizsystems oder
Prozessoptimierung in Betrieben geschaffen werden.

die Themen der transformation des energiesystems und des Klimaschutzes sollen verstärkt in den lehrplänen
verankert und zu schwerpunktprogrammen in den schulen ausgebaut werden. 
technologien zur steigerung der energieeffizienz und der nutzung erneuerbarer energie können nur mithilfe
spezieller Kenntnisse von gut ausgebildeten Fachkräften breit ausgerollt werden. die entsprechende aus- und
weiterbildung soll daher in abstimmung mit interessensvertretungen und unternehmen und unter Berücksich-
tigung bestehender initiativen intensiviert werden. 

massnahmen

es gilt daher, möglichst rasch eine zielgruppenorientierte Kommunikationsstrategie zu erarbeiten, die alle
marktteilnehmerinnen und marktteilnehmer wirkungsvoll einbindet und vor allem auch die endkundinnen
und endkunden stärkt („consumer empowerment“). dies umfasst einerseits eine breit angelegte initiative zur
Bewusstseinsbildung (vor allem im Bereich energie und mobilität), den aus- und weiterbildungsbereich, die
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energieberatung und reicht bis zur vorbildwirkung der öffentlichen hand (siehe aufgabe 6). dabei sollen auch
bestehende instrumente wie klimaaktiv und der Klima- und energiefonds genutzt werden. 

- - -    erarbeitung einer Kommunikationsstrategie, unter einbindung von vertreterinnen und vertretern aller 
        betroffenen stakeholder-organisationen, die zumindest folgende arbeitsschritte umfasst:
                 situationsanalyse beinhaltet alle Kommunikationsmaßnahmen sowie inhaltliche angebote der 
                 Bewusstseinsbildung auf Bundes-, landes- und gemeindeebene 
                 zielgruppendefinition
                 entwicklung Kommunikationsziele und -inhalte
                 maßnahmenkatalog
- - -    stärkung direkter Kommunikation mit akteurinnen und akteuren über energieberatungen und multiplikatoren
- - -    verankerung in den lehrplänen der schulen 
- - -    stärkung der aus- und weiterbildung für Fachkräfte 

Zuständigkeit: Bmnt, Bmvit, BmBwF sowie länder und gemeinden 
Zeithorizont: 2018 bis 2023, zwischenziele bis 2019
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LEUCHttURM 12: 
BIOÖKONOMIESTRaTEGIE 

ausgangslage

die österreichische Bioökonomiestrategie soll einen wesentlichen eckpfeiler der Klima- und energiestrategie
darstellen. die richtungweisende wirtschaftsform der Bioökonomie gibt uns ein mittel in die hand, um die he-
rausforderungen der zukunft zu meistern. inspiriert von den stoffkreisläufen der natur können mit hilfe von
spitzentechnologien neue Produkte entwickelt werden, die ohne erdöl auskommen und oft sogar über bessere
Produkteigenschaften verfügen. das Konzept der Bioökonomie umfasst fast alle industriellen und wirtschaftli-
chen sektoren und deren dienstleistungen, die biologische ressourcen (wie Pflanzen, tiere und mikroorganis-
men) produzieren, ver- und bearbeiten oder nutzen. es wird ein biobasierter wirtschaftskreislauf angestrebt, der
technologie und Ökologie in einklang bringt und im Kontext mit dem europäischen Forschungs- und wirt-
schaftsraum steht. der entwurf der Bioökonomie-Fti-strategie schafft die wissenschaftliche grundlage für die
gestaltung der Bioökonomie, der Fokus soll aber um lösungsoptionen für eine auf nachhaltigkeit ausgerichtete
exportorientierte wirtschaft und gesellschaft erweitert werden. 

ZielBilD

ziel ist es, die chancen der wissensbasierten Bioökonomie optimal zu nutzen und in dauerhaftes wirtschaftli-
ches wachstum umzusetzen. die entwicklung und umsetzung der strategie kann einen wachstumsschub für
biobasierte Produkte, energien, verfahren und dienstleistungen bewirken und die wettbewerbsfähigkeit der
wirtschaft im weltweiten maßstab stärken.

dazu bedarf es ganzheitlicher Forschungsansätze, die wirtschaftliche, ökologische und gesellschaftliche interes-
sen gleichermaßen berücksichtigen und die wertschöpfungsketten ganzheitlich betrachten. Forschung und 
innovation sind die grundlage für einen strukturwandel von einer erdöl- zu einer biobasierten wirtschaft.  

massnahmen

- - -    in zusammenarbeit zwischen Bmnt und BmBwF soll eine nationale rahmenstrategie und darauf auf-
        bauend ein österreichischer aktionsplan erstellt werden. Für eine möglichst breite umsetzung müssen bei 
        der erarbeitung des aktionsplans alle betroffenen sektoren eingebunden werden. 
- - -    gründung und Förderung einer österreichischen Bioökonomie-Plattform, die bestehende oder zu schaf-
        fende Forschungseinrichtungen, unternehmen und weitere akteure des innovationssystems zur Bearbei-
        tung einzelner Themenfelder der Bioökonomie entlang der gesamten wertschöpfungskette und unter 
        einbeziehung vor- und nachgelagerter Bereiche regional bestmöglich zusammenfasst
- - -    nutzung von regionalen stärken (ressourcenverfügbarkeit): z. B. holzverarbeitung, zellstoffindustrie, Bau-
        wirtschaft (dämmstoffe), lebensmittelindustrie (z. B. stärke, zucker, Bioethanol)
- - -    nutzung von technologischen stärken 
- - -    nutzung von infrastrukturellen stärken
- - -    nutzung der vorhandenen Fti-Kompetenzen
- - -    vernetzung mit bestehenden nationalen strategien und aktionsplänen (z. B. Kreislaufwirtschaft, wald-
        strategie, aktionsplan nachwachsende rohstoffe, ressourcenaktionsplan, Biodiversitätsstrategie etc.)
- - -    vernetzung mit internationalen entwicklungen und Konnex zu außenwirtschaftlichen Beziehungen (etwa 
        im rahmen von horizon 2020) insbesondere bei der überarbeitung und weiterentwicklung der europäi-
        schen Bioökonomie-strategie



6. LEUCHttURMPROJEKTE

- - -  75  - - -

- - -    schaffung der möglichkeit für internationale unternehmen, sich an regionalen Bioökonomie-Plattformen 
        zu beteiligen (viele start-ups etc. haben internationalen Background) 
- - -    stärkung der Forschung, technologie und innovation: durch verstärkte internationale Kooperation soll 
        Österreichs Profil als standort für Bioökonomie entwickelt und in transdisziplinären Forschungsfeldern im 
        spitzenfeld etabliert werden.
- - -    verstärkte Förderung von Bioökonomie-start-ups 

instrumente:
- - -    einrichtung einer Bioökonomie-Plattform
- - -    ausarbeitung der Bioökonomie-strategie
- - -    erarbeitung eines aktionsplans der Bundesregierung
- - -    unter mitwirkung der maßgeblichen österreichischen Bioökonomie-leitbetriebe und unter Berücksichti-
        gung der Bioökonomie-Fti-strategie wird die Bildung eines österreichischen Bioökonomie-clusters in 
        aussicht genommen. 
- - -    Bioökonomie-monitoring als Folgemaßnahme nach Beschluss der strategie

Zuständigkeit: Bmnt, Bmvit, BmBwF
Zeithorizont: Bioökonomie-strategie 2019; aktionsplan der Bundesregierung 2020
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7. KLIMAWANDELANPASSUNG

in Österreich WirD gemäß Österreichischem sachstandsbericht Klimawandel (aar 2014)
seit 1880 ein anstieg der durchschnittlichen Jahrestemperatur von rund 2 °c verzeichnet. dieser anstieg liegt
beträchtlich über der weltweiten temperaturerhöhung von 0,9 °c (iPcc 2013). die auswirkungen des Klima-
wandels zeigen bereits deutliche Konsequenzen: zunehmende anzahl an hitzetagen, abnahme der Frosttage,
rasantes abschmelzen der gletscher, auftauen der Permafrostböden, längere vegetationsperioden, zunahme
der häufigkeit von starken niederschlagsereignissen, etablierung neuer Krankheitserreger etc.

selbst das erreichen des im internationalen Klimavertrag verankerten zieles, den anstieg der globalen durch-
schnittstemperatur auf weniger als 2 °c über dem vorindustriellen niveau zu begrenzen, kann die Folgen des
fortschreitenden Klimawandels nur mehr teilweise verhindern. wegen der trägheit des Klimasystems und der
langlebigkeit der treibhausgase ist bis mitte des Jahrhunderts ein weiterer temperaturanstieg unausweichlich.
die ökonomischen auswirkungen extremer wetterereignisse in Österreich sind bereits jetzt erheblich und
haben in den letzten drei Jahrzehnten zugenommen. das schadenspotenzial durch den Klimawandel steigt für
Österreich in der zukunft weiter an (coin, 20159).

mit dem Pariser Klimaabkommen wurde die anpassung an den Klimawandel nunmehr gleichwertig neben den
Klimaschutz gestellt. Österreich verfolgt schon seit einigen Jahren dieses 2-säulen-Prinzip in der Klimapolitik
und war auch unter den ersten eu-staaten, die ein strategisches Konzept zur Klimawandelanpassung mit einem
umfassenden aktionsplan zur umsetzung konkreter handlungsempfehlungen verknüpften (Österreichische
strategie zur anpassung an den Klimawandel, 2012).

die überschneidungen zwischen Klimawandelanpassung und Klimaschutz sind in den Bereichen energie
sowie Bauen, wohnen und wirtschaft besonders ausgeprägt und in ihrer wirkung eng miteinander verbunden.
hier gibt es eine reihe von maßnahmen, die sowohl emissionsmindernd als auch positiv im sinne der Klima-
wandelanpassung wirken. so verringert die thermische sanierung von gebäuden nicht nur den energiebedarf
für die raumwärme im winter (Klimaschutz), sondern trägt auch zur vermeidung sommerlicher überhitzung
(anpassung) bei. grundsätzlich ist darauf zu achten, dass maßnahmen der Klimawandelanpassung bzw. des 
Klimaschutzes einander nicht konterkarieren, sondern im gegenteil wechselseitig voneinander nutzen ziehen
und mögliche synergien wirksam werden lassen. 

anpassung an den Klimawandel muss sich am jeweils aktuellsten wissenschaftlichen Kenntnisstand sowie an 
aktuellen politischen rahmenbedingungen orientieren. es bedarf dabei einer „Politik der kleinen schritte” mit
durchgängiger Berücksichtigung von aspekten des Klimawandels bei allen einschlägigen Planungen. wesent-
lich erscheint, dass künftig mögliche Folgen des Klimawandels in allen relevanten Planungs- und entschei-
dungsprozessen auf der nationalen bis hin zur lokalen ebene systematisch berücksichtigt werden.

Österreichs strategie Zur anpassung an Den klimaWanDel

die österreichische strategie zur anpassung an den Klimawandel wurde im oktober 2012 vom ministerrat ver-
abschiedet und im mai 2013 von der landeshauptleutekonferenz zur Kenntnis genommen. seither läuft die im-
plementierung von darin genannten maßnahmen (132 konkrete handlungsempfehlungen zur anpassung in 14

9 Projekt coin; steininger, K., et al. (eds.), economic evaluation of climate change impacts: development of a cross-sectoral Framework and results for austria,
springer 2015
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aktivitätsfeldern). im Jahr 2015 wurde entsprechend dem auftrag aus dem regierungsprogramm eine erste
evaluierung des umsetzungsstands veröffentlicht. dieser Fortschrittsbericht wurde ebenfalls von Bund und
ländern beschlossen.

wie man konkret mit den auswirkungen des Klimawandels in den regionen umgehen und deren volkswirt-
schaftliche Kosten durch konkrete regionale maßnahmen mindern kann, zeigt das Förderprogramm „Klar!”.
der Klima- und energiefonds hat 2016 mit Klar! ein europaweit führendes Klimawandelanpassungspro-
gramm gestartet, welches auf wissenschaftlichen erkenntnissen basiert und regionen erstmals die möglichkeit
gibt, ausgehend vom aktuellen stand des wissens die negativen Folgen des Klimawandels zu minimieren und
chancen zu nutzen. das Programm ist sowohl mit der Bundes- als auch mit den landesstrategien abgestimmt
und adressiert komplementär als einziges bundesweites Programm die regionale ebene. nachdem die relevanz
des Themas zunehmen wird, sollte dieses Programm weitergeführt werden.

WechselWirkung mit Dem Öffentlichen haushalt

das ziel der budgetären nachhaltigkeit ist auch eng mit kosteneffektiven maßnahmen zur anpassung an den
Klimawandel sowie der internationalen Klimafinanzierung verknüpft. Für initiativen gemäß (i) der „österrei-
chischen strategie zur anpassung an den Klimawandel” (nationale anpassungsstrategie, nas 2017) und (ii)
der „strategie Österreichs zur internationalen Klimafinanzierung” (KFs 2013 bzw. KFs-rev 2017) ist das 
element der „budgetären nachhaltigkeit” ausdrücklich zu berücksichtigen. Für die nationale anpassungs-
strategie gilt in diesem zusammenhang auch die vermeidung des risikos einer ineffektiven, fehlerhaften oder
schädlichen anpassung.
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8. LAUFENDES MONITORING UND 
NÄCHSTE SCHRIttE

Die klima- unD energiestrategie soll sicherstellen, dass sowohl die einschlägigen vor-
haben des regierungsprogramms 2017–2022 in den Bereichen energie und umwelt als auch die vorgaben der
eu erfüllt werden. dies betrifft anforderungen, ziele und richtwerte, die in den richtlinien der eu zu erneuer-
barer energie, zur energieeffizienz und gebäudeenergieeffizienz sowie in den verordnungen zum „effort-
sharing”, zur landnutzung und zur governance der energieunion festgelegt sind. im rahmen von konkretisie-
renden maßnahmenkatalogen sowie bei der erstellung des integrierten nationalen energie- und Klimaplans 
(s. u.) sind diese vorgaben zu berücksichtigen. zur lösung der drängenden herausforderungen im verkehrs-
sektor hat das Bmvit bereits in zusammenarbeit mit Bmnt, ländern und gemeinden einen Prozess zur 
erstellung eines aktionsplans „wettbewerbsfähige und saubere mobilität 2030” gestartet.

EIN LERNENDER STRaTEGIEPROZESS

die integrierte Klima- und energiestrategie ist der auftakt für eine längerfristige energiepolitische neuorientie-
rung. die innovative vorgehensweise des energiepolitischen multi-stakeholder-dialogs soll fortgeführt 
werden. viele maßnahmen sind handlungsaufträge, bedürfen der Konkretisierung und näheren ausgestaltung.
neue daten und neue erkenntnisse sollen in die umsetzung einbezogen werden. Für die erreichung der ziele
ist der einsatz unterschiedlicher instrumente unumgänglich. neben Förderungen sind das insbesondere 
ordnungsrechtliche und fiskalische maßnahmen. nur durch einen ausgewogenen mix wird erreicht werden
können, dass die Belastung öffentlicher haushalte im rahmen bleibt und die für die erreichung der ziele unum-
gängliche innovation gefördert wird. in diesem sinne ist ein laufendes monitoring zur umsetzung der maß-
nahmen und deren effektivität einzurichten.

diese strategie soll im einklang mit den eu-vorgaben zu den nationalen energie- und Klimaplänen alle fünf
Jahre erstmals 2023 durch die Bundesregierung evaluiert werden. aufgrund möglicher finanzieller implikatio-
nen wird bei der evaluierung der vorliegenden strategie wesentliches augenmerk auf die einhaltung des treib-
hausgas- sowie des erneuerbare-energien-zielpfads gelegt werden.

Folgende geänderte externe Faktoren müssen bei der regelmäßigen evaluierung berücksichtigt werden:
- - -    reaktion auf geänderte rahmenbedingungen (wirtschaftslage, Preise, technologien, internationale und 
        eu-vorgaben) sowie die erfüllung von eu-Berichtspflichten (synergiepotenziale)
- - -    überprüfung der umsetzungsfortschritte hinsichtlich zielerreichung
- - -    wirtschaftlichkeit der maßnahmen
- - -    überprüfung der erzielten effekte und die möglichkeit des nachjustierens von instrumenten
- - -    übergeordnete wirkungen: tragen die maßnahmen zur erreichung übergeordneter ziele (Beschäftigung, 
        wettbewerbsfähigkeit, umweltverbesserung etc.) bei?
- - -    nachhaltigkeit: sind die positiven wirkungen von dauer?

sollte auf grundlage des laufenden monitorings, des maßnahmenumsetzungsstands sowie auf Basis der Projek-
tionen absehbar sein, dass die zielpfade Österreichs nicht eingehalten werden können, so wird die Bundesregie-
rung umgehend weitere möglichkeiten prüfen und geeignete schritte setzen: einerseits, um den anteil der
erneuerbaren energien anzuheben, andererseits um die co2-emissionen aus sektoren, die derzeit nicht dem
ets unterliegen, im einklang mit dem vorgegebenen zielpfad zu limitieren.
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durch einen regelmäßigen informationsaustausch, eine kontinuierliche abstimmung der umsetzungsschritte
und ein laufendes monitoring sollen die aktivitäten der Beteiligten bestmöglich aufeinander abgestimmt 
werden. 

INTEGRIERTER NATIONALER ENERGIE- UND 
KLIMAPLAN 

im rahmen der energieunion entwickelt die eu ein governance-system10.  dieses soll sicherstellen, dass die
Klima- und energieziele auf europäischer ebene eingehalten werden und jeder mitgliedstaat seinen Beitrag dazu
leistet. darüber hinaus soll dadurch gewährleistet werden, dass strategien und maßnahmen zur transformation
des energiesystems auf den verschiedenen ebenen kohärent, komplementär und ausreichend ambitioniert sind.
das governance-system soll transparent sein und den mitgliedstaaten Flexibilität und Freiheit zur Festlegung
ihres energiemix ermöglichen.

die vorliegende strategie, insbesondere die zielfestlegungen, ist die Basis für die erstellung des integrierten 
nationalen energie- und Klimaplans für Österreich und die Festlegung von strategischen zielen in den fünf 
dimensionen der energieunion (energieversorgungssicherheit, energiebinnenmarkt, energieeffizienz, dekar-
bonisierung, wettbewerbsfähigkeit und energieforschung). die integrierten nationalen energie- und Klima-
pläne sollen jeweils für einen zeitraum von zehn Jahren erstellt werden und einen überblick über die aktuelle
situation des nationalen energiesystems sowie über die strategien und maßnahmen zur erreichung der natio-
nalen zielsetzungen geben, welche auf grundlage der vorliegenden strategie noch zu detaillieren und präzisie-
ren sind. die konkreten Bestimmungen zu den nationalen energie- und Klimaplänen werden zurzeit auf
europäischer ebene verhandelt. dementsprechend werden die österreichischen Festlegungen in einem noch 
zu erarbeitenden Prozess getroffen werden.

10 vorschlag für eine verordnung über das governance-system der energieunion (com(2016) 759final)




